
Tarifvertrag zur Qualifizierung für die Beschäftigten in der Metall- und Elektroindustrie in 

Baden-Württemberg 

Präambel 

Die Tarifvertragsparteien stimmen überein, dass die Frage der Qualifizierung und das 

lebenslange Lernen ein Schlüssel für die Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit der Betriebe, der 

Sicherung der Arbeitsplätze und der Beschäftigungsfähigkeit der Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmer ist. 

Die Tarifvertragsparteien bekennen sich mit diesem Tarifvertrag zu diesen Zielen und zu ihrer 

Aufgabe, den Rahmen für diese Zukunftsfrage zu schaffen. 

§ 1 Geltungsbereich 

1.1 Dieser Tarifvertrag gilt: 

1.1.1 räumlich: 

für das Land Baden-Württemberg mit den Tarifgebieten Nordwürttemberg/Nordbaden, 

Südwürttemberg-Hohenzollern und Südbaden. 

1.1.2 fachlich: 

für alle Betriebe, die selbst oder deren Inhaber Mitglied des Verbandes der Metall­

und Elektroindustrie Baden-Württemberg e.V., - Südwestmetall-, Stuttgart, sind. 

1.1.3 persönlich: 

für alle in diesen Betrieben beschäftigten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die 

Mitglied der IG Metall sind. Diese gelten als Beschäftigte im Sinne dieses 

Tarifvertrages. 

1.1.3.1 Nicht als Beschäftigte im Sinne dieses Tarifvertrages gelten die Vorstandsmitglieder und 

gesetzlichen Vertreter von juristischen Personen und von Personengesamtheiten des 

privaten Rechts, ferner die Geschäftsführer und deren Stellvertreter, alle Prokuristen 

und leitenden Angestellten im Sinne des§ 5 Abs. 3 BetrVG. 

1.2.1 Der Tarifvertrag regelt die Mindestbedingungen der Arbeitsverhältnisse. Ergänzende 

Bestimmungen können durch Betriebsvereinbarung zwischen Arbeitgeber und 

Betriebsrat vereinbart werden. 
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Derartige Bestimmungen können - auch in Einzelteilen - nicht zuungunsten von 

Beschäftigten vom Tarifvertrag abweichen. 

1.2.2 Im Einzelarbeitsvertrag können für den Beschäftigten günstigere Regelungen vereinbart 

werden. 

1.2.3 Die Rechte des Betriebsrates bleiben unberührt, soweit nicht durch diesen Tarifvertrag 

eine abschließende Regelung getroffen ist. 

§ 2 Betriebliche Weiterbildung 

Betriebliche Weiterbildung im Sinne dieses Tarifvertrages sind notwendige 

Qualifizierungsmaßnahmen, die dazu dienen, 

die ständige Fortentwicklung des fachlichen, methodischen und sozialen Wissens 

im Rahmen des eigenen Aufgabengebietes nachvollziehen zu können 

(Erhaltungsqualifizierung). 

veränderte Anforderungen im eigenen Aufgabengebiet erfüllen zu können 

(Anpassungsqualifizierung). 

eine andere gleichwertige oder höherwertige Arbeitsaufgabe für zu besetzende 

Arbeitsplätze übernehmen zu können. Dies gilt insbesondere beim Wegfall von 

Arbeitsaufgaben. 

Eine Qualifizierungsmaßnahme ist eine zeitlich, inhaltlich abgegrenzte und 

beschriebene Maßnahme. Sie ist nicht mit der Festlegung auf bestimmte Methoden 

verbunden und kann arbeitsplatznah (,,training on the job") oder in anderen internen 

und externen Maßnahmen durchgeführt werden. Die Teilnahme an einer 

Qualifizierungsmaßnahme wird dokumentiert und dem Beschäftigten bestätigt. 

Keine Qualifizierungsmaßnahmen im Sinne dieser Bestimmung sind Maßnahmen 

persönlicher Weiterbildung nach § 5 und § 6. 

§ 3 Vereinbarung und Durchführung der Qualifizierungsmaßnahmen 

3.1 Beschäftigte haben Anspruch auf ein regelmäßiges Gespräch mit dem Arbeitgeber, in 

dem gemeinsam festgestellt wird, ob ein Qualifizierungsbedarf besteht. Soweit ein 

Qualifizierungsbedarf besteht, werden die notwendigen Qualifizierungsmaßnahmen 

vereinbart. Hierzu können die Beschäftigten Vorschläge machen. Zur Vereinbarung der 

Qualifikationsmaßnahmen gehört ggf. auch die Festlegung von Prioritäten zwischen 
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notwendigen Qualifizierungsmaßnahmen. Dieses Gespräch kann auch als 

Gruppengespräch durchgeführt werden. Einzelheiten des Verfahrens können durch 

Betriebsvereinbarung geregelt werden. Wird nichts anderes geregelt ist das Gespräch 

jährlich zu führen. 

Steht fest, dass Beschäftigte in der gesetzlichen Elternzeit und in 

Kindererziehungszeiten(§ 13.4 MTV) zu einem bestimmten Zeitpunkt in den Betrieb 

zurückkehren, haben auch sie den Anspruch auf ein solches Gespräch. Eine eventuell 

daraus resultierende Maßnahme soll nach Möglichkeit vor Rückkehr durchgeführt 

werden. 

Soweit erforderlich, wird im Rahmen der Gespräche bei älteren Beschäftigten 

besonders auf deren Basiswissen im eigenen Aufgabengebiet eingegangen. Ziel ist, 

deren Qualifikation auf dem jeweils erforderlichen Stand für ihre Aufgabenerledigung 

zu halten. 

Wird zwischen Beschäftigten und Arbeitgeber kein Einvernehmen über den 

Qualifizierungsbedarf und/oder die daraus resultierenden notwendigen 

Qualifizierungsmaßnahmen erzielt, gilt§ 4. 

Darüber hinaus können Vorgesetzte, Beschäftigte oder Betriebsrat 

Qualifikationsmaßnahmen vorschlagen, wenn kurzfristig hierfür Bedarf besteht. 

3.2 Der Arbeitgeber informiert den Betriebsrat über den Qualifizierungsbedarf und 

vereinbarte Qualifizierungsmaßnahmen. Arbeitgeber und Betriebsrat beraten 

mindestens jährlich über die Umsetzung unter Berücksichtigung der betrieblichen 

Prioritäten. Bei der Beratung des Qualifizierungsbedarfes ist insbesondere die 

nachhaltige Sicherung und Förderung der Beschäftigungsfähigkeit von an- und 

ungelernten Beschäftigten durch Qualifizierung zu berücksichtigen. Weitergehende 

Mitbestimmungsrechte nach BetrVG bleiben hiervon unberührt. 

Arbeitgeber und Betriebsrat sollen nach Möglichkeit und Notwendigkeit spezielle 

Programme zur Qualifizierung an- und ungelernter Beschäftigter vereinbaren. Bei 

einem einvernehmlich festgestellten Qualifizierungsbedarf sind für an- und ungelernte 

Beschäftigte Maßnahmen zur abschlussorientierten Berufsqualifizierung anzubieten. 

Individuell angemeldete Interessen an solchen Maßnahmen sind angemessen zu 

berücksichtigen. 

Die o.g. Maßnahmen orientieren sich an der Sozialpartnervereinbarung „Vom Einstieg 

zum Aufstieg". 

Solche Programme können den Anspruch nach § 3.1 ersetzen, soweit dieser durch das 

Programm inhaltlich abgedeckt ist. 
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3.3 Zur Ermittlung der jeweils erforderlichen Qualifikationsmaßnahmen kann auf die 

Erfahrungen der gemeinsamen Agentur zur Förderung der betrieblichen Weiterbildung 

zurückgegriffen werden. 

3.4 Die Kosten dieser Qualifizierungsmaßnahmen werden, soweit sie nicht von Dritten 

übernommen werden, vom Arbeitgeber getragen. 

Die Zeit der Qualifizierungsmaßnahme sowie die innerhalb der vereinbarten 

individuellen regelmäßigen Arbeitszeit liegende Reisezeit, gelten als Arbeitszeit; das 

Monatsentgelt wird fortgezahlt. 

3.4.1 Soweit die Qualifizierungsmaßnahme außerhalb der vereinbarten täglichen oder 

wöchentlichen Arbeitszeit stattfindet, wird die aufzuwendende Zeit ohne 

Mehrarbeitszuschlag vergütet oder auf Wunsch des Beschäftigten ganz oder teilweise 

durch bezahlte Freizeit ausgeglichen. Dabei sind die betrieblichen Erfordernisse zu 

berücksichtigen. 

3.4.2 Reisezeit, soweit sie auf Samstage, Sonn- oder Feiertage fällt, wird zuschlagsfrei wie 

Arbeitszeit vergütet. Bestehende betriebliche Regelungen bleiben unberührt. 

3.4.3 Bei ganztägigen Qualifizierungsmaßnahmen wird das Entgelt weiter bezahlt, die 

ausgefallene Arbeitszeit an diesem Arbeitstag gilt als erfüllt. Bei Gleitzeitregelungen 

liegt eine ganztägige Qualifizierungsmaßnahme vor, wenn die Maßnahme 1/5 der 

individuellen regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit (IRWAZ) beansprucht. 

3.4.4 § 13.12 ERA-TV gilt entsprechend. 

3.5.1 Die Beschäftigten sind verpflichtet, bei der Ermittlung des Qualifizierungsbedarfes 

mitzuwirken. Hierzu gehört insbesondere die Teilnahme an den vereinbarten 

Qualifizierungsgesprächen und -maßnahmen. 

3.5.2 Lehnen Beschäftigte die Teilnahme an einer vereinbarten Qualifikationsmaßnahme 

ohne wichtigen Grund ab, gilt§ 12.5 ERA-TV. Im Übrigen gelten die Rechte und 

Pflichten aus dem Arbeitsvertrag. 

3.5.3 Beschäftigte, die an einer Qualifizierungsmaßnahme im Sinne des§ 2 teilgenommen 

haben, sind verpflichtet, die dadurch erreichte Qualifikation einzusetzen, soweit die 

Arbeitsaufgabe dies verlangt. Dies schließt einen flexiblen und bedarfsorientierten 

Einsatz ein. 

3.6 Beschäftigte in Fließ-, Fließband und/oder Taktarbeit, 
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bei inhaltlich einförmigen, monotonen, sich ständig wiederholenden 

Arbeitsaufgaben mit geringen Anreizen aus den Arbeitsinhalten oder 

ohne Möglichkeit zu sozialen Kontakten 

sind bei der Besetzung von anderen gleichwertigen oder höherwertigen 

Arbeitsaufgaben bei gleicher Eignung vorrangig zu berücksichtigen. Für die ggf. 

notwendige Qualifizierung gelten§ 2 und§ 3.1. 

Diese Voraussetzungen liegen nicht vor, wenn eine Anreicherung durch arbeitspolitisch 

wirksame Ausgleichsmechanismen erfolgt. In der Regel sind geeignete 

Ausgleichsmechanismen: Mehrtaktarbeit, Gruppenarbeit, job-rotation, 

Aufgabenanreicherung, etc. 

§ 4 Konfliktlösung 

4.1 Kann in Betrieben mit über 300 Beschäftigten kein Einvernehmen i.S.d. § 3.1 zwischen 

Beschäftigten und Vorgesetzten hergestellt werden, wird versucht, in einer 

paritätischen Kommission eine einvernehmliche Lösung zu erzielen. 

4.2 In Betrieben mit bis 300 Beschäftigten erfolgt diese Einigung zwischen Arbeitgeber und 

Betriebsrat. 

4.3 Die paritätische Kommission gern.§ 4.1 setzt sich aus bis zu je drei Vertretern des 

Arbeitgebers und der Beschäftigten zusammen. Die Vertreter des Arbeitgebers werden 

von diesem, die Vertreter der Beschäftigten vom Betriebsrat bestimmt. Beide Seiten 

benennen eine entsprechende Anzahl an Stellvertretern. 

Die Mitglieder und Stellvertreter der paritätischen Kommissionen sind für ihre 

Aufgaben aus dem Tarifvertrag ohne Minderung des Entgelts freizustellen. 

4.4 Kommt eine einvernehmliche Lösung in der paritätischen Kommission bzw. zwischen 

Arbeitgeber und Betriebsrat nicht zustande, wird ein Vertreter der Agentur zur 

Förderung der betrieblichen Weiterbildung(§ 8) hinzugezogen. Dieser erhält 

Stimmrecht. 

Betriebe mit über 300 Beschäftigten können andere, gleichwertige Verfahren der 

betrieblichen Konfliktlösung vereinbaren. 

4.5 Der Vertreter der Agentur hat bei seiner Entscheidung sowohl die Notwendigkeit der 

Weiterbildung der Beschäftigten als auch die wirtschaftliche und organisatorische 

Leistungsmöglichkeit des Betriebes zu berücksichtigen. 
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§ 5 Persönliche Weiterbildung - Teilzeitmodelle 

5.1. Bildungsteilzeit 

5.1.1 Modelle 

Vollzeitbeschäftigte haben nach 5 Jahren Betriebszugehörigkeit Anspruch auf eine 

einmalige befristete Teilzeit für weitergehende Qualifizierungsmaßnahmen im Rahmen 

der persönlichen beruflichen Entwicklung. Die Qualifizierungsmaßnahme muss im 

Grundsatz geeignet sein, voraussichtlich eine dem betrieblichen Bedarf an Qualifikation 

entsprechende Tätigkeit auszuüben. 

Für Ausgebildete, die unbefristet übernommen wurden, gilt diese 5-Jahresfrist als erfüllt. 

Dabei gilt Folgendes: 

- Ein Anspruch auf befristete Teilzeit besteht auf die Hälfte der regelmäßigen 

wöchentlichen Arbeitszeit. 

In Betrieben ab 500 Beschäftigten, in konzernabhängigen Betrieben ab 300 

Beschäftigten, gilt dies für 1 % der Beschäftigten auch in Form einer bis zu insgesamt 7-

jährigen verblockten Teilzeit. Stehen zwingende betriebliche Gründe entgegen, kann 

der Arbeitgeber dem i. R. des § 8 Abs. 4 TzBfG widersprechen. Der Anspruch auf 

verblockte Teilzeit setzt voraus, dass die Arbeitsphase vor der Freistellungsphase 

abgeleistet wird. Im Blockmodell gilt dies für Ausgebildete, die unbefristet 

übernommen wurden, sofern zum Eintritt in die Freistellungsphase eine 

Betriebszugehörigkeit von mindestens 5 Jahren erreicht ist. Während der 

Freistellungsphase entsteht kein tariflicher Urlaubsanspruch. 

- Eine andere Form oder ein anderes Volumen der Teilzeit kann zwischen Arbeitgeber 

und Beschäftigten vereinbart werden. 

5.1.2 Ankündigungsfristen 

Die Ankündigungsfristen für den Anspruch nach§ 5.1.1 betragen 

- bei einer Qualifizierungsmaßnahme bis zu 3 Monaten, 3 Monate vor Beginn der 

Maßnahme 

- bei einer Qualifizierungsmaßnahme von über 3 Monaten, 6 Monate vor Beginn der 

Maßnahme 

Beschäftigte haben den Arbeitgeber nach Anmeldung zu einer solchen 

Qualifizierungsmaßnahme zu informieren. 

5.2 Förderung 
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Soweit sich die Betriebsparteien auf eine freiwillige Betriebsvereinbarung nach § 14.2 TV 

Flexü verständigen, ist dort festzulegen, welcher Anteil der Quote gern.§ 12.1.1 TV Flexü 

für Bildungsteilzeit verwendet wird. Für den vereinbarten Zeitraum reduziert sich der 

Anspruch, bzw. die Quote für Altersteilzeit entsprechend. 

Das für eine Förderung von Maßnahmen der persönlichen Weiterbildung zur Verfügung 

stehende Volumen berechnet sich danach wie folgt: Für jeden 0,1 %-Punkt weniger 

Altersteilzeit unterhalb der Quote von 4 % sind 0,02 % der tariflichen 

Bruttoentgeltsumme des Betriebes aufzuwenden. Die Zurverfügungstellung dieses 

Volumens beinhaltet daher eine wertgleiche Verwendung. 

Ein wertgleiches Modell der Förderung für Teilzeiten (geförderte Bildungsteilzeit) von 

50% oder weniger Arbeitszeit gern. § 5.1 ist beispielsweise die Gewährung von 

Bruttozuschüssen, die sich ausgehend vom 50 %-igen Teilzeitentgelt aus der 

Bruttoaufstockungstabelle des TV Flexü ergeben. Im Rahmen solcher Modelle besteht 

kein Anspruch auf zusätzliches Urlaubsgeld und die tariflich abgesicherte betriebliche 

Sonderzahlung. Die Berechnung des Zuschusses erfolgt einmalig mit Beginn der 

Bildungsteilzeit und bleibt während ihrer Dauer unverändert. 

Die Zuschüsse können im Rahmen der freiwilligen Betriebsvereinbarung auch abhängig 

von Art und Dauer der Bildungsmaßnahme in unterschiedlicher Höhe festgelegt werden. 

Auch kann durch geringere Zuschüsse die Anzahl der Begünstigten entsprechend erhöht 

werden. 

Für den Fall, dass im Betrieb mehr Anträge auf geförderte Bildungsteilzeit gestellt 

werden, als Volumen gern. § 5.2 Abs. 2 zur Verfügung steht, verständigen sich 

Arbeitgeber und Betriebsrat auf Kriterien für deren Auswahl. Kommen im Betrieb 

weniger Verträge mit geförderter Bildungsteilzeit zu Stande, als im Rahmen des 

Volumens gern.§ 5.2 Abs. 2 möglich sind, und erfüllen Beschäftigte im Übrigen die 

Anforderungen der§ 5.1.1 Abs. 1 und 2 kann ein Antrag auf geförderte Bildungsteilzeit 

nur aus besonderem Grund abgelehnt werden. Ein solcher besonderer Grund liegt vor, 

wenn der Arbeitgeber glaubhaft darlegen kann, dass auch in mittelfristiger Perspektive 

die erworbene Qualifikation des Beschäftigten betrieblich nicht benötigt wird. Im 

Rahmen der freiwilligen Betriebsvereinbarung kann vereinbart werden, verblockte 

Bildungsteilzeit auf die Überlastquote des§ 5.1.1 anzurechnen. 

In Streitfällen entscheidet die paritätische Kommission entsprechend § 4.1 abschließend. 

Die Betriebsparteien können durch freiwillige Betriebsvereinbarung in den Grenzen des 

errechneten Volumens auch andere Unterstützungsformen vereinbaren. 

Rückzahlungsklauseln im Rahmen zulässiger Bindungsfristen sollen für den Fall vereinbart 

werden, dass Beschäftigte einen Abbruch der Maßnahme oder die Beendigung des 
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Arbeitsverhältnisses im Anschluss an eine bezuschusste Bildungsphase zu vertreten 

haben. 

5.3 Zusätzliche Ausgestaltung 

Um die Absenkung der Monatsentgelte im Rahmen einer Bildungsteilzeit gemäß§ 5.1 und 

§ 5.2 TV Quali teilweise zu kompensieren, können unabhängig von Zuschüssen nach § 5.2 

zusätzlich für den Zeitraum der jeweiligen Bildungsteilzeit zwischen Arbeitgeber und 

Beschäftigten vereinbart werden: 

(1) monatliche Aufzahlungen, die mit tariflichen Jahresleistungen (betriebliche 

Sonderzahlung und/oder zusätzliches Urlaubsgeld) verrechnet werden, soweit ein 

Anspruch hierauf besteht, und/oder 

(2) Entnahme aus einem bestehenden Wertguthaben bzw. Langzeitguthaben im Sinne 

des§ 7.7.2 MTV, sofern die zugrundeliegende Regelung diesen Verwendungszweck 

vorsieht. 

Bei Entnahme von Wertguthaben muss das monatlich insgesamt fällige 

Arbeitsentgelt angemessen im Sinne des§ 7 Abs. la Nr. 2 SGB IV sein. 

5.4 Beendigung der Bildungsteilzeit 

Nach Ende der Bildungsteilzeit haben die Beschäftigten Anspruch auf einen dem 

vorherigen Arbeitsplatz vergleichbaren, zumutbaren, gleich- oder höherwertigen 

Arbeitsplatz. Dieser ist bei vorher Vollzeitbeschäftigten ein Vollzeitarbeitsplatz. 

Wird die Qualifizierungsmaßnahme nicht angetreten oder abgebrochen, erfolgt die 

Weiterbeschäftigung an dem bisherigen oder einem gleichwertigen Arbeitsplatz bzw. die 

Rückkehr zur ursprünglich vereinbarten Arbeitszeit nur, soweit der Anspruch 

unverzüglich, spätestens jedoch innerhalb von 14 Tagen geltend gemacht wird, d.h. 

sobald feststeht, dass die Qualifizierungsmaßnahme nicht mehr mit dem beabsichtigten 

Ziel beendet werden kann. Für diesen Fall erhöht sich, soweit einvernehmlich keine 

andere Lösung gefunden wird, die Arbeitszeit nach Ablauf einer Wartefrist von 3 

Monaten. 

§ 6 Persönliche Weiterbildung - Befristete Ausscheidensvereinbarung mit 

Wiedereinstellungszusage 

6.1 Beschäftigte können anstelle des Anspruchs auf Teilzeit gern.§ 5.1 nach fünf Jahren 

Betriebszugehörigkeit eine einmalige, bis zu 5 Jahren befristete 

Ausscheidensvereinbarung mit gleichzeitiger Wiedereinstellungszusage für 

weitergehende Qualifizierungsmaßnahmen im Rahmen der persönlichen beruflichen 

Entwicklung geltend machen. 

Nach Bewilligung zur Teilnahme an der Qualifizierungsmaßnahme vereinbaren die 

Arbeitsvertragsparteien die befristete Ausscheidensvereinbarung mit gleichzeitiger 

Wiedereinstellungszusage. 
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Die Ankündigungsfristen betragen 

- bei einer Qualifizierungsmaßnahme bis zu 3 Monaten, 3 Monate vor Beginn der 

Maßnahme 

bei einer Qualifizierungsmaßnahme von über 3 Monaten, 6 Monate vor Beginn der 

Maßnahme 

Beschäftigte haben den Arbeitgeber nach Anmeldung zu einer solchen 

Qualifizierungsmaßnahme zu informieren. 

Die Qualifizierungsmaßnahme muss im Grundsatz geeignet sein, voraussichtlich eine 

dem betrieblichen Bedarf an Qualifikation entsprechende Tätigkeit auszuüben. 

Protokollnotiz: 

Qualifizierungsmaßnahmen können auch aufeinander folgende bzw. aufbauende 

Maßnahmen (z.B. Schulabschluss plus Studium) sein. 

6.2 Mit Zustimmung des Betriebsrates kann von der Verpflichtung zur Wiedereinstellung 

abgewichen werden, wenn zum Zeitpunkt der Beendigung der Qualifizierungsmaßnahme 

des Beschäftigten das Angebot eines entsprechenden Arbeitsplatzes wegen akuter 

Beschäftigungsprobleme im Betrieb nicht möglich ist. Verweigert der Betriebsrat seine 

Zustimmung, entscheidet auf Antrag des Arbeitgebers die im Tarifvertrag zur 

Beschäftigungssicherung und zum Beschäftigungsaufbau (TV Besch) genannte tarifliche 

Schlichtungsstelle. 

6.3 Die Beschäftigungszeiten vor Beginn der persönlichen Weiterbildung werden bei 

Wiedereinstellung für Ansprüche aller Art, die dem Grund oder der Höhe nach von der 

Dauer der Betriebszugehörigkeit abhängig sind, angerechnet. 

6.4 Auszubildende 

Den Anspruch auf eine einmalige, bis zu 5 Jahren befristete Ausscheidensvereinbarung 

mit gleichzeitiger Wiedereinstellungszusage für weitergehende 

Qualifizierungsmaßnahmen im Rahmen der persönlichen beruflichen Entwicklung 

können auch Auszubildende vor Abschluss der Ausbildung für die Zeit im Anschluss an 

ihre Ausbildung im Betrieb geltend machen. Voraussetzung ist ein bestehender Anspruch 

auf Übernahme gern. § 4 TV Besch. Die tariflichen Regelungen der§§ 4.1 bis 4.4 TV Besch 

gelten entsprechend. 

In diesem Fall beträgt die Ankündigungsfrist 12 Wochen vor Beendigung der Ausbildung1. 

Bei Qualifizierungsmaßnahmen, die länger als 12 Monate dauern, beträgt sie mindestens 

aber 6 Monate vor Beginn der Qualifizierungsmaßnahme. Wird die Übernahme in ein 

Arbeitsverhältnis erst im Rahmen der tariflichen Schlichtungsstelle entschieden, hat der 

1 Zum Begriff der Beendigung der Ausbildung vgl. § 9.1 MTV für Auszubildende. 
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Auszubildende diesen Anspruch im Anschluss unverzüglich, spätestens jedoch innerhalb 

von 14 Tagen geltend zu machen. 

Wird die Qualifizierungsmaßnahme im unmittelbaren Anschluss an die Ausbildung 

durchgeführt, können die Ausgebildeten ihre tariflichen Rechte auf eine Übernahme in 

ein Beschäftigungsverhältnis nach dem TV Besch für die Zeit im direkten Anschluss an die 

Qualifizierungsmaßnahme geltend machen. Für die an die Qualifizierungsmaßnahme 

anschließende Einstellung gelten die gleichen Übernahmebedingungen, wie sie nach 

Ausbildung gegolten hätten. 

Kann die Qualifizierungsmaßnahme nicht im unmittelbaren Anschluss an die Ausbildung 

durchgeführt werden, erfolgt die Übernahme gemäß TV Besch. Bei einer befristeten 

Übernahme gilt Folgendes: Nach Beendigung der Qualifizierungsmaßnahme wird das 

ursprüngliche Arbeitsverhältnis nach Geltendmachung durch den Beschäftigten mit 

Wiedereintritt bis zur ursprünglich vereinbarten Gesamtdauer fortgesetzt. Eine nach 

Abschluss der Ausbildung und vor Aufnahme der Qualifizierungsmaßnahme im Betrieb 

verbrachte Zeit wird auf diese Gesamtdauer angerechnet. 

Protokollnotiz 

Die Tarifvertragsparteien stimmen darin überein, dass dieses Verfahren einen 

eigenständigen sachlichen Befristungsgrund im Sinne von § 14 Abs. 1 TzBfG darstellt. 

§ 6.1, 5. Absatz, die Protokollnotiz in§ 6.1 sowie§ 6.2 gelten entsprechend. 

6.5 Nach Ende der Qualifizierungsmaßnahmen haben die Beschäftigten Anspruch auf einen 

dem vorherigen Arbeitsplatz vergleichbaren, zumutbaren gleich- oder höherwertigen 

Arbeitsplatz. Dieser ist bei vorher Vollzeitbeschäftigten ein Vollzeitarbeitsplatz. 

Wird die Qualifizierungsmaßnahme nicht angetreten oder abgebrochen, erfolgt die 

(Wieder-) Einstellung an den bisherigen oder einen gleichwertigen Arbeitsplatz nur, 

soweit der Anspruch unverzüglich, spätestens jedoch innerhalb von 14 Tagen geltend 

gemacht wird, d.h. sobald feststeht, dass die Qualifizierungsmaßnahme nicht mehr mit 

dem beabsichtigten Ziel beendet werden kann. Die Bestimmungen des§ 6.2 sind 

entsprechend anzuwenden. Für diesen Fall ist eine Ankündigungsfrist von 3 Monaten 

einzuhalten. 
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§ 7 Mindestbetriebsgröße 

Die Ansprüche nach §§ 5.1, 6.1 sowie 6.4 sind ausgeschlossen in Betrieben mit in der Regel 

weniger als 50 Vollzeitbeschäftigten ohne Auszubildende. 

§ 8 Gemeinsame Agentur der Tarifvertragsparteien zur Förderung der beruflichen 

Weiterbildung 

Die Tarifvertragsparteien schaffen eine gemeinsame Agentur zur Förderung der beruflichen 

Weiterbildung. 

Aufgabe dieser Agentur zur Förderung der betrieblichen Weiterbildung ist: 

- Bei Betrieben und Beschäftigten das Bewusstsein zu stärken, dass ständige berufliche 

Qualifizierung notwendig ist, in dem Bemühen, Qualifikationspotentiale der Beschäftigten zu 

nutzen. 

- Weiterbildungsmaßnahmen für un- und angelernte Beschäftigte, ältere Beschäftigte und 

Beschäftigte nach Arbeitsunterbrechungszeiten (z.B. Kindererziehung) zu entwickeln. 

- Den Wandel der Qualifikationsanforderungen durch den Strukturwandel in der Metall- und 

Elektroindustrie zu beobachten und rechtzeitig Maßnahmen vorzuschlagen, die die 

Beschäftigungschancen der Beschäftigten nachhaltig fördern und Qualifikationsengpässen 

gegensteuern. 

- Information und Transparenz bei den außerbetrieblichen beruflichen 

Qualifizierungsangeboten zu verbessern. 

- Modelle für die betriebliche Weiterqualifizierung bekannt zu machen und, soweit sie fehlen, 

zu entwickeln. 

- Unternehmen und Betriebsräte über das Angebot, Durchführung und Methoden von 

Qualifizierungsmaßnahmen zu beraten. Dies gilt im Besonderen für eine Beratung kleiner und 

mittlerer Unternehmen. Hierzu gehört auch die Beratung bei der Inanspruchnahme von 

Mitteln der aktiven Arbeitsmarktpolitik. 

- In den Fällen des§ 4.4 zur Entscheidung beizutragen. 

- Qualitätsstandards für betriebliche Weiterbildung zu entwickeln, die Qualität von 

Weiterbildungseinrichtungen und -maßnahmen zu begutachten und ggf. zertifizieren. 
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Die Tarifpartner werden regelmäßig überprüfen, ob und welche Erfolge bei der betrieblichen 

Qualifizierung - auch durch die Agentur zur Förderung der betrieblichen Weiterbildung - erreicht 

worden sind. 

§ 9 Schlussbestimmungen 

9.1 Dieser Tarifvertrag tritt am 1. März 2015 in Kraft. 

Mit In-Kraft-Treten dieses Tarifvertrages tritt der Tarifvertrag zur Qualifizierung vom 15. 

Juni 2012 außer Kraft und wird durch diesen Tarifvertrag ersetzt. Für Ansprüche, die auf 

Basis des TV Qualifizierung vom 15. Juni 2012 geltend gemacht wurden, gelten seine 

Regelungen weiter. 

9.2 Bestehende Betriebsvereinbarungen zur Qualifizierung bestehen fort und sind von den 

Betriebsparteien auf Grundlage dieses Tarifvertrages zu überprüfen. 

9.3 Dieser Tarifvertrag kann mit 3-Monatsfrist zum Quartal, erstmals zum 31. Dezember 

2019, gekündigt werden. 

9.4 Der Arbeitgeber ist verpflichtet, in geeigneter Weise auf diesen Tarifvertrag hinzuweisen 

und ihn im Betrieb zur Einsichtnahme auszulegen. 

Stuttgart, 24. Februar 2015 

Verband der Metall- und Elektroindustrie 

Baden-Württemberg e. V. 

- Südwestmetall -

IG Metall 

Bezirk Baden-Württemberg 

Bezirksleitung Baden-Württemberg 
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Tarifvertrag zur Qualifizierung 

(TVQ) 

vom 24. Februar 2015 

zwischen 

dem Verband der Bayerischen 
Metall- und Elektro-Industrie e.V. 

und der 

IG Metall 
Bezirksleitung Bayern 

wird folgender Tarifvertrag zur Qualifizierung vereinbart: 

Präambel 

Die Frage der Qualifizierung und des lebenslangen Lernens ist ein Schlüssel für die Sicherung 

der Wettbewerbs- und Innovationsfähigkeit der Betriebe, der Sicherung der Arbeitsplätze 

und der Beschäftigungsfähigkeit der Arbeitnehmer im Betrieb. 

Veränderungen der Arbeitswelt und die einhergehenden Anforderungen sowohl an die Ar­

beitnehmer als auch die Betriebe bedingen eine regelmäßige Anpassung des Qualifikations­

bedarfs. Belange älterer Arbeitnehmer, Teilzeitbeschäftigter und von Arbeitnehmern mit Fa­

milienpflichten sowie an- und ungelernter Arbeitnehmer sind besonders zu berücksichtigen. 

Hierzu zählt auch, sich durch persönliche berufliche Weiterbildung weiterentwickeln zu kön­

nen. 

Die Tarifvertragsparteien bekennen sich mit diesem Tarifvertrag zu diesen Zielen und zu ih­

rer Aufgabe, den Rahmen für diese Zukunftsaufgabe zu schaffen. 

§ 1 - Geltungsbereich 

Für diesen Tarifvertrag gilt der Geltungsbereich des Manteltarifvertrages für die bayerische 

Metall- und Elektroindustrie. Ausgenommen sind die Auszubildenden. 

§ 2 - Qualifizierung 

Qualifizierung im Sinne dieses Tarifvertrages sind betrieblich notwendige (Ziff. 1 bis 3), sowie 

betrieblich zweckmäßige (Ziff. 4) Weiterbildungsmaßnahmen, die dazu dienen: 
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1. die ständige Fortentwicklung des fachlichen, methodischen und sozialen Wissens im 

Rahmen des eigenen Aufgabengebietes nachvollziehen zu können (Erhaltungsqualifizie­

rung), 

2. veränderte Anforderungen im eigenen Aufgabengebiet erfüllen zu können (Anpassungs­

qualifizierung), 

3. beim Wegfall von Arbeitsaufgaben eine andere gleichwertige oder höherwertige Arbeits­

aufgabe für einen durch den jeweiligen Arbeitnehmer im Betrieb zu besetzenden Ar­

beitsplatz übernehmen zu können (Umqualifizierung), 

4. eine andere höherwertige Arbeitsaufgabe im Betrieb übernehmen zu können (Entwick­

lungsqualifizierung). 

§ 3 - Feststellung des betrieblichen Qualifikationsbedarfs 

1. Der Arbeitgeber unterrichtet den Betriebsrat gemäß §§ 90 ff. BetrVG über die Planung 

von technischen Anlagen, die Änderung von Arbeitsverfahren und Arbeitsabläufen oder 

deren Neueinführung oder die Änderung von Arbeitsplätzen rechtzeitig unter Vorlage 

der erforderlichen Unterlagen. Der Betriebsrat kann hierbei eigene Vorschläge gern. 

§ 92 a BetrVG einbringen. 

2. Auf der Grundlage der geplanten und erwarteten Veränderungen des Betriebes ist der 

künftige betriebliche Qualifikationsbedarf vom Arbeitgeber festzustellen und mit dem 

Betriebsrat zu beraten. 

Bei diesen Beratungen sind gemäß § 92 BetrVG anhand des gegenwärtigen und des 

künftigen Personalbedarfs Maßnahmen der Qualifizierung darzustellen und der Betriebs­

rat anhand von Unterlagen rechtzeitig und umfassend zu unterrichten. 

Der Betriebsrat kann dem Arbeitgeber Vorschläge für die Einführung von Maßnahmen 

und ihre Durchführung machen. 

Zu diesen Beratungen können die Betriebsparteien im Rahmen der gesetzlichen Best­

immungen Sachverständige hinzuziehen. 

Arbeitgeber und Betriebsrat haben darauf zu achten, dass unter Berücksichtigung der 

betrieblichen Notwendigkeiten den Arbeitnehmern die Teilnahme an betrieblichen oder 

außerbetrieblichen Qualifikationsmaßnahmen ermöglicht wird. Sie haben dabei insbe­

sondere die Belange der in der Präambel genannten Arbeitnehmergruppen zu berück­

sichtigen. Falls aufgrund von geplanten oder durchgeführten Maßnahmen des Arbeitge­

bers sich Tätigkeiten der betroffenen Arbeitnehmer ändern und ihre beruflichen Kennt­

nisse und Fähigkeiten zur Erfüllung ihrer Aufgaben nicht mehr ausreichen, hat der Be-
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triebsrat bei der Einführung von Qualifizierungsmaßnahmen gern. § 97 Abs. 2 BetrVG 

mitzubestimmen. 

3. Die Betriebsparteien beraten jährlich über den Qualifizierungsbedarf für Arbeitnehmer 

ohne bzw. mit einer fachfremden Berufsausbildung (,,Un- und angelernte Arbeitneh­

mer"). Bei gemeinsamer Feststellung eines Qualifizierungsbedarfs sind spezifische Quali­

fizierungsmaßnahmen, insbesondere Maßnahmen einer berufsqualifizierenden Ausbil­

dung, ggf. in modularisierter Form, anzubieten. Der Betriebsrat hat ein Vorschlagsrecht 

hinsichtlich der Teilnahme einzelner Arbeitnehmer gemäß § 98 Abs. 3 BetrVG. Bei Nicht­

einigung entscheidet anstelle der in § 98 Abs. 4 BetrVG bezeichneten Einigungsstelle die 

tarifliche Schlichtungsstelle gemäß § 23 Abschnitt D MTV. Weitergehende Mitbestim­

mungsrechte nach dem BetrVG bleiben unberührt. 

§ 4 - Individuelle Qualifizierungsgespräche 

Zur Feststellung des individuellen Qualifizierungsbedarfs findet einmal jährlich ein Gespräch 

zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber statt. 

Diese Gespräche können auch als Gruppengespräche durchgeführt werden. Sie können auch 

im Rahmen anderer Personalgespräche (z. B. im Rahmen der Leistungsbeurteilung oder Ziel­

vereinbarung) geführt werden. 

In dem Qualifizierungsgespräch wird zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber gemeinsam 

festgestellt, welcher konkrete individuelle Qualifizierungsbedarf besteht. 

Soweit ein individueller Qualifizierungsbedarf besteht, werden die notwendigen Qualifizie­

rungsmaßnahmen vereinbart. Hierzu können die Arbeitnehmer Vorschläge machen. Zur Ver­

einbarung der Qualifizierungsmaßnahmen gehört ggf. auch die Festlegung von Prioritäten 

zwischen notwendigen Qualifizierungsmaßnahmen und Maßnahmen zur persönlichen Weiter­

bildung, die im betrieblichen Zusammenhang stehen. 

Der Arbeitnehmer kann bei der Erörterung ein Mitglied des Betriebsrats hinzuziehen. 

Wird zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber kein Einvernehmen über den Qualifizierungs­

bedarf und / oder die daraus resultierenden notwendigen Qualifizierungsmaßnahmen erzielt, 

gelten § 6 und § 7 Ziff. 1. 

Steht fest, dass Arbeitnehmer in der gesetzlichen Elternzeit und in Kindererziehungszeiten zu 

einem bestimmten Zeitpunkt in den Betrieb zurückkehren, wird auch mit ihnen ein solches 

Gespräch vereinbart. Eine evtl. daraus resultierende Maßnahme soll nach Möglichkeit vor 

Rückkehr durchgeführt werden. 
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§ S - Durchführung der Qualifizierung 

1. Allgemeine Bestimmungen 

Qualifizierungsmaßnahmen im Sinne dieses Tarifvertrages sind zeitlich, inhaltlich abgegrenz­

te und beschriebene Maßnahmen. Sie sind nicht mit der Festlegung auf bestimmte Methoden 

verbunden und können arbeitsplatznah (,,training on the job") oder in anderen internen und 

externen Maßnahmen durchgeführt werden. 

Die Kosten der Qualifizierungsmaßnahmen im Sinne von § 2 werden - soweit sie nicht von 

Dritten übernommen werden - vom Arbeitgeber getragen. 

Der Betriebsrat bestimmt bei der Durchführung der Qualifizierungsmaßnahmen im Rahmen 

der gesetzlichen Bestimmungen mit. 

Betriebsrat und Arbeitgeber stellen verbindlich fest, welche Form der betrieblichen Qualifizie­

rung gemäß § 2 vorliegt. Im Falle der Nichteinigung gilt § 7 Ziff. 2 entsprechend. 

Der Arbeitgeber berichtet dem Betriebsrat regelmäßig - mindestens jährlich - über die umge­

setzten Weiterbildungsmaßnahmen. 

Die Teilnahme an einer Qualifizierungsmaßnahme wird dokumentiert und dem Arbeitnehmer 

bestätigt. 

2. Betrieblich notwendige Qualifizierungen 

Die erforderliche Qualifizierungszeit gilt als zuschlagsfrei zu vergütende oder durch bezahlte 

Freistellung auszugleichende Arbeitszeit im Sinne der tariflichen Bestimmungen. Die Bestim­

mungen des § 19 MlV zur zu vergütenden Reisezeit gelten entsprechend. Qualifizierungs­

und Reisezeiten müssen nicht auf Arbeitszeitkonten gutgeschrieben werden. 

3. Entwicklungsqualifizierungen 

Von der erforderlichen Qualifizierungszeit sind grundsätzlich 50 % bezahlte Arbeitszeit (s. 

Ziff. 2) und 50 % vom Arbeitnehmer als Eigenanteil in Form von zusätzlicher unbezahlter 

Arbeitszeit einzubringen. Sofern Arbeitszeitkonten bestehen, kann der Arbeitnehmer auch 

Ansprüche aus diesen Konten als Eigenanteil einbringen, soweit die betrieblichen Regelungen 

dies gestatten. 

Von den Betriebsparteien soll in begründeten Einzelfällen auf Verlangen des Arbeitnehmers 

ein geringerer Eigenanteil festgelegt werden, wenn ein überwiegender betrieblicher Nutzen 

zu erwarten ist. Ebenso soll von den Betriebsparteien in begründeten Einzelfällen auf Verlan­

gen des Arbeitgebers ein höherer Eigenanteil des Arbeitnehmers festgelegt werden, wenn 

kein überwiegend betrieblicher Nutzen zu erwarten ist. 
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§ 6 - Pflichten der Arbeitnehmer 

Die Arbeitnehmer sind verpflichtet, bei der Ermittlung des Qualifizierungsbedarfes mitzuwir­

ken und an den vereinbarten Qualifizierungsgesprächen und -maßnahmen teilzunehmen. 

Ein Antrag auf Entgeltausgleich wegen Leistungsminderung gern. § 17 M1V schließt die Be­

reitschaft zur Teilnahme an zumutbaren Qualifizierungsmaßnahmen ein, die geeignet sind, 

den Arbeitnehmer für Tätigkeiten zu qualifizieren, durch die die Verdienstminderung auf­

grund der Leistungsminderung reduziert oder ausgeglichen werden kann. Lehnt der Arbeit­

nehmer die Teilnahme an einer für ihn vereinbarten Qualifizierungsmaßnahme ohne wichti­

gen Grund ab, so entfällt der Anspruch auf Entgeltausgleich gern. § 17 M1V bis zur Durch­

führung der nächst möglichen Qualifizierungsmaßnahme, für die der Arbeitnehmer sich be­

reit erklärt hat, längstens jedoch für sechs Monate. 

Arbeitnehmer, die an einer Qualifizierungsmaßnahme im Sinne dieses Tarifvertrages teilge­

nommen haben, sind verpflichtet, die dadurch erreichte Qualifikation einzusetzen, soweit die 

Arbeitsaufgabe dies verlangt. 

§ 7 - Konfliktregelung 

1. Bei Streitigkeiten zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber im Rahmen des Qualifizie­

rungsgesprächs (§ 4) haben sich auf Antrag einer Seite Arbeitgeber und Betriebsrat mit 

der Angelegenheit zu befassen und möglichst zu einer einvernehmlichen Lösung zu 

kommen. 

a) Betrieblich notwendige Qualifizierung 

Bei weiterhin bestehenden Streitigkeiten zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber aus 

diesem Tarifvertrag über eine betrieblich notwendige Qualifizierung nach § 2 Ziff. 1 bis 3 

wird eine paritätische Kommission eingerichtet, der je zwei vom Arbeitgeber und vom 

Betriebsrat bestellte Betriebsangehörige angehören. Kommt es in der paritätischen 

Kommission zu keiner Einigung, so entscheidet auf Antrag einer Betriebspartei die tarifli­

che Schlichtungsstelle gern. § 23 Abschn. D M1V. 

b) Entwicklungsqualifizierung 

Bei weiterhin bestehenden Streitigkeiten zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber aus 

diesem Tarifvertrag über eine betrieblich zweckmäßige Qualifizierung nach § 2 Ziff. 4 gilt 

Ziff. 1 a) entsprechend, sofern eine Betriebsgröße von mehr als 50 Beschäftigten gege­

ben ist und der Arbeitnehmer eine Betriebszugehörigkeitszeit von mindestens 2 Jahren 
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erreicht hat. 

2. Bei allen betriebsverfassungsrechtlichen Streitigkeiten aus diesem Tarifvertrag tritt an 

die Stelle der gesetzlichen Einigungsstelle die tarifliche Schlichtungsstelle gern. § 23 Ab­

schn. D MlV. 

§ 8 - Persönliche berufliche Weiterbildung 

1. Keine Qualifizierung im Sinne des § 2 dieses Tarifvertrages ist eine persönliche berufliche 

Weiterbildung. Arbeitnehmer können nach einer Betriebszugehörigkeit von 5 Jahren ei­

nen Antrag auf ein Ausscheiden bis zu 4 Jahren für persönliche berufliche Weiterbildung 

stellen. Diese Weiterbildung ist im Grundsatz dazu geeignet, eine Tätigkeit in einem Be­

trieb der Metall- und Elektroindustrie auszuüben. Wenn ein Arbeitnehmer nach einer Aus­

scheidensvereinbarung zurückkehrt, kann er frühestens mit Ablauf von 7 Jahren ab Be­

ginn des vorherigen Ausscheidens einen neuen Antrag auf Ausscheiden stellen. Wenn die 

Dauer der Weiterbildung 6 Monate nicht überschreitet, kann der Antrag auch auf unbe­

zahlte Freistellung im Rahmen des Arbeitsverhältnisses gestellt werden. 

Ausbildungszeiten werden als Zeiten der Betriebszugehörigkeit gewertet. Für Ausgebilde­

te, die nach der Ausbildung in ein Arbeitsverhältnis übernommen wurden, gilt die Be­

triebszugehörigkeit von 5 Jahren mit Abschluss der Ausbildung als erfüllt. Bei befristet 

übernommenen Ausgebildeten wird nach ihrer Rückkehr aus der persönlichen beruflichen 

Weiterbildung das befristete Arbeitsverhältnis bis zur ursprünglich vereinbarten Gesamt­

dauer fortgesetzt. 

2. Lehnt der Arbeitgeber aus dringenden betrieblichen Gründen den Antrag ab, so versu­

chen die Betriebsparteien eine Einigung zu erzielen. Gelingt dies nicht, so kann jede Be­

triebspartei einen Antrag auf tarifliche Schlichtung gern. § 23 Abschn. D MlV stellen. 

3. Wird eine solche persönliche berufliche Weiterbildung durchgeführt, ist sie keine bezahlte 

Arbeitszeit. Die Kosten dieser Maßnahmen sind vom Arbeitnehmer zu tragen. In der Ver­

einbarung über die persönliche berufliche Weiterbildung sind mindestens festzulegen: 

- Beginn und Dauer der Maßnahme 

- Art der Freistellung (z.B. Wechsel in ein befristetes Teilzeitarbeitsverhältnis, Aus-

scheidensvereinbarung, unbezahlte Freistellung oder Freistellung gern. § 10 Ziff. 5 

MlV, Bildungsteilzeit) 

4. Anstelle einer Ausscheidensvereinbarung bzw. einer Freistellung nach Ziffer 1 kann der 

Arbeitnehmer eine einmalige befristete Teilzeit (im Umfang der Hälfte der regelmäßigen 
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wöchentlichen Arbeitszeit) für die Dauer einer Maßnahme der persönlichen beruflichen 

Weiterbildung beantragen. Für die Ablehnung des Antrages gilt Ziffer 2 entsprechend. 

5. Der Arbeitnehmer hat in den Fällen gemäß Ziffer 1 und 4 ein Rückkehrrecht bzw. einen 

Wiedereinstellungsanspruch nach Ende bzw. Abbruch der Maßnahme auf den vorherigen 

Arbeitsplatz oder einen mindestens gleichwertigen Arbeitsplatz. Dieser ist bei vorher Voll­

zeitbeschäftigten ein Vollzeitarbeitsplatz. 

6. Der Arbeitgeber kann bei akuten Beschäftigungsproblemen mit Zustimmung des Be­

triebsrats von der Verpflichtung nach Ziff. 5 abweichen. Verweigert der Betriebsrat die 

Zustimmung, entscheidet auf Antrag des Arbeitgebers die tarifliche Schlichtungsstelle 

gemäß§ 23 Abschn. D MTV. 

7. In Betrieben mit bis zu 200 Beschäftigten kann der Arbeitgeber den Arbeitnehmer auf 

eine befristete Freistellung in Teilzeit verweisen, sofern der Arbeitnehmer eine Tätigkeit 

im Betrieb ausübt, die im besonderen betrieblichen Interesse liegt und für die ein ange­

messener Ersatz auf dem Arbeitsmarkt nicht rechtzeitig zu finden ist. 

§ 9 - Betriebsratslose Betriebe 

In allen Fällen, in denen dieser Vertrag eine Einigung einschließlich Betriebsvereinbarungen 

zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat vorsieht und ein Betriebsrat im Betrieb nicht vorhan­

den ist, ist die Einigung zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer herbeizuführen. 

§ 10 - Allgemeine Weiterbildung 

1. Anspruch auf Freistellung gern. § 10 Ziff. 5 MTV haben pro Kalenderjahr nicht mehr als 

ein Prozent der Arbeitnehmer des Betriebs. 

2. Auf die unter Ziffer 1 genannte Quote werden die Weiterbildungsmaßnahmen gern. § 2 

Ziff. 3 und Ziff. 4 und Maßnahmen für persönliche berufliche Weiterbildung gern. § 8 an­

gerechnet, soweit der Arbeitnehmer für diese Maßnahmen ganz oder teilweise bezahlt 

freigestellt oder der Verdienstausfall von dritter Seite übernommen wird. Durch die ge­

nannten Qualifizierungsmaßnahmen werden Ansprüche aus § 10 Ziff. 5 MTV im Umfang 

des vom Arbeitgeber oder von dritter Seite bezahlten Verdienstausfalls erfüllt. 

3. Die Beschränkung gern. Ziffer 1 gilt nicht für in Anspruch genommene unbezahlte Frei­

stellungen gern. § 10 Ziff. 5 MTV für Bildungsmaßnahmen mit sozial- bzw. gesellschafts­

politischen Inhalten, soweit diese von nicht mehr als 1 % der Arbeitnehmer des Betriebs 
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wahrgenommen werden. 

§ 11 - Schlussbestimmungen 

Durch diesen Tarifvertrag werden die Mitbestimmungsrechte des Betriebsrats nach dem Be­

trVG weder eingeschränkt noch ausgeweitet und kündigungsschutzrechtliche Wertungen des 

KschG nicht verändert. 

Unberührt bleibt bei aufwändigeren Qualifizierungsmaßnahmen die Möglichkeit einer vertrag­

lichen Regelung der Arbeitsvertragsparteien im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen, für 

den Fall der Eigenkündigung des Arbeitnehmers eine Rückzahlungsverpflichtung (von Teilen) 

der Qualifikationskosten zu vereinbaren. 

Betriebliche Regelungen zur Qualifizierung werden durch diesen Tarifvertrag nicht betroffen, 

soweit sie wertgleich zu den Bestimmungen dieses Tarifvertrages sind oder über diese hin­

ausgehen. 

§ 12 - In-Kraft-Treten und Kündigung 

Dieser Tarifvertrag tritt rückwirkend zum 01.01.2015 in Kraft. 

Er kann mit dreimonatiger Frist zum Ende eines Quartals, erstmals zum 31.12.2019, gekün­

digt werden. 

München, den 24.02.2015 

Verband der Bayerischen 
Metall- und Elektro-Industrie e.V . 

.Industriegewerkschaft Metall 
Bezirksleitung Bayern 
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Zwischen dem 
 

Verband der Sächsischen Metall- und Elektroindustrie e.V.  
Bautzner Straße 17, 01099 Dresden 

 
und der 
 

IG Metall  
Bezirksleitung Berlin-Brandenburg-Sachsen  
Alte Jakobstraße 149, 10969 Berlin 

 
 
 

wird folgender 
 

Tarifvertrag Bildung (TV B) 
 
 

geschlossen: 
 

Präambel 
 

Die Frage der Qualifizierung und des lebenslangen Lernens ist ein Schlüssel für die Sicherung 
der Wettbewerbs- und Innovationsfähigkeit der Betriebe, der Sicherung der Arbeitsplätze und der 
Beschäftigungsfähigkeit der Arbeitnehmer im Betrieb. 
 
Die Tarifvertragsparteien setzen sich mit Blick auf die demographischen Herausforderungen und 
die Steigerung der Attraktivität der Arbeit in der Metall- und Elektroindustrie gezielt dafür ein 
 
• Beschäftigte auf Arbeitsplätzen mit geringen Qualifikationsanforderungen, 
• Beschäftigte, die einen zusätzlichen Abschluss für die berufliche Entwicklung anstreben und 
• Ausgebildete, die aufbauend auf ihrer Ausbildung einen weiteren Bildungsabschnitt nutzen wol-

len  
 
in ihrer beruflichen Entwicklung zu fördern. 

 
 

§ 1  
Geltungsbereich 

 
Für diesen Tarifvertrag gilt der Geltungsbereich des Entgeltrahmenabkommens (ERA), bzw. in 
Betrieben, die den Einheitlichen Manteltarifvertrag für die Metall- und Elektroindustrie in Sachsen 
(EMTV) eingeführt haben, der Geltungsbereich des EMTV mit Ausnahme der Auszubildenden. 
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§ 2 
Qualifizierung 

 
Qualifizierung im Sinne dieses Tarifvertrages sind betrieblich notwendige (Nr. 1 bis 3), betrieblich 
zweckmäßige (Nr. 4) sowie persönliche berufliche Weiterbildungsmaßnahmen (Nr. 5), die dazu 
dienen: 
 
1. die ständige Fortentwicklung des fachlichen, methodischen und sozialen Wissens im Rahmen 

des eigenen Aufgabengebietes nachvollziehen zu können (Erhaltungsqualifizierung), oder 
 
2. veränderte Anforderungen im eigenen Aufgabengebiet erfüllen zu können (Anpassungsqua-

lifizierung), oder 
 
3. beim Wegfall von Arbeitsaufgaben eine andere gleichwertige oder höherwertige Arbeitsauf-

gabe für einen durch den jeweiligen Beschäftigten im Betrieb zu besetzenden Arbeitsplatz 
übernehmen zu können (Umqualifizierung), oder 

 
4. eine andere höherwertige Arbeitsaufgabe im Betrieb übernehmen zu können (Entwicklungs-

qualifizierung), oder 
 
5. die berufliche Entwicklung der Beschäftigten zu fördern. Diese Qualifizierung ist zwar im 

Grundsatz dazu geeignet, eine Tätigkeit im freistellenden Betrieb oder Unternehmen ausüben 
zu können; es besteht jedoch aufgrund der aktuellen Beschäftigungssituation kein betriebli-
cher Bedarf für derartige Weiterbildungsmaßnahmen (Persönliche berufliche Weiterbil-
dung). 

 
 

§ 3  
Feststellung des betrieblichen und persönlichen Qualifikationsbedarfs 

 
1. Unterrichtung über Veränderungen  
 
Der Arbeitgeber unterrichtet den Betriebsrat gemäß §§ 90 ff. BetrVG über die Planung von tech-
nischen Anlagen, die Änderung von Arbeitsverfahren und Arbeitsabläufen oder deren Neueinfüh-
rung oder die Änderung von Arbeitsplätzen rechtzeitig unter Vorlage der erforderlichen Unterla-
gen. Der Betriebsrat kann hierbei eigene Vorschläge gem. § 92 a BetrVG einbringen. 
 
2. Betrieblicher Qualifikationsbedarf 
 
Auf der Grundlage der geplanten und erwarteten Veränderungen des Betriebes ist der künftige 
betriebliche Qualifikationsbedarf vom Arbeitgeber festzustellen und mit dem Betriebsrat zu bera-
ten. Dabei ist insbesondere die Sicherung und Förderung der Beschäftigung von an- und unge-
lernten Beschäftigten zu berücksichtigen. 
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Bei diesen Beratungen sind gemäß § 92 BetrVG anhand des gegenwärtigen und des künftigen 
Personalbedarfs Maßnahmen der Qualifizierung darzustellen und der Betriebsrat anhand von Un-
terlagen rechtzeitig und umfassend zu unterrichten. 
 
3. Persönlicher Qualifikationsbedarf 
 
Hinsichtlich der Maßnahmen gemäß § 2 Nr. 5 (Persönliche berufliche Weiterbildung) soll der Be-
triebsrat mindestens einmal jährlich Weiterbildungswünsche der Beschäftigten ermitteln und 
diese dokumentieren. 
 
4. Vorschläge des Betriebsrates 
 
Der Betriebsrat kann dem Arbeitgeber Vorschläge für die Einführung von Maßnahmen und ihre 
Durchführung machen. 
 
Zu diesen Beratungen können die Betriebsparteien im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen 
Sachverständige hinzuziehen. 
 
5. Qualifizierungsplan 
 
Arbeitgeber und Betriebsrat sollen auf Grundlage der Erkenntnisse von Nr. 3.1 bis 3.4 einen jähr-
lichen Qualifizierungsplan vereinbaren. 
 
Arbeitgeber und Betriebsrat haben darauf zu achten, dass unter Berücksichtigung der betriebli-
chen Notwendigkeiten den Beschäftigten die Teilnahme an betrieblichen oder außerbetrieblichen 
Qualifikationsmaßnahmen ermöglicht wird.  
 
Dabei sollen nach Möglichkeit und Notwendigkeit spezielle Programme und abschlussorientierte 
Weiterbildungen zur Qualifizierung an- und ungelernter Beschäftigter vereinbart werden. 
 
Sie haben dabei auch die Belange älterer Beschäftigter, Teilzeitbeschäftigter und von Beschäftig-
ten mit Familienpflichten zu berücksichtigen. 
 
Falls aufgrund von geplanten oder durchgeführten Maßnahmen des Arbeitgebers sich Tätigkeiten 
der betroffenen Beschäftigten ändern und ihre beruflichen Kenntnisse und Fähigkeiten zur Erfül-
lung ihrer Aufgaben nicht mehr ausreichen, hat der Betriebsrat bei der Einführung von Qualifizie-
rungsmaßnahmen gem. § 97 Abs. 2 BetrVG mitzubestimmen. 
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§ 4 
Individuelle Qualifizierungsgespräche 

 
1. Organisation durch die Betriebsparteien 
 
Auf der Grundlage des gemäß § 3 festgestellten betrieblichen und persönlichen Qualifizierungs-
bedarfs bzw. des vereinbarten Qualifizierungsplans vereinbaren die Betriebsparteien regelmä-
ßige oder Anlass bezogene Gespräche der Beschäftigten mit dem Arbeitgeber. Wird betrieblich 
nichts anderes geregelt, sind die Gespräche jährlich zu führen.  
 
Diese Gespräche können auch als Gruppengespräche durchgeführt werden. Sie können auch im 
Rahmen anderer Personalgespräche (z. B. im Rahmen der Leistungsbeurteilung oder Zielverein-
barung) geführt werden. 
 
2. Persönliches Gespräch 
 
In dem Qualifizierungsgespräch wird zwischen Beschäftigtem und Arbeitgeber gemeinsam fest-
gestellt, ob und welcher konkrete individuelle Qualifizierungsbedarf besteht und wie dieser umge-
setzt werden kann. Hierzu soll der Beschäftigte konkrete Vorschläge machen.  
 
Soweit ein individueller Qualifizierungsbedarf anerkannt wird, werden die notwendigen Qualifizie-
rungsmaßnahmen und ihre Durchführung vereinbart.  
 
Zur Vereinbarung der Qualifizierungsmaßnahmen gehört ggf. auch die Festlegung von Prioritäten 
zwischen notwendigen Qualifizierungsmaßnahmen. 
 
Der Beschäftigte kann bei der Erörterung ein Mitglied des Betriebsrats hinzuziehen. 
 
Wird zwischen Beschäftigtem und Arbeitgeber kein Einvernehmen über den Qualifizierungsbe-
darf, die daraus resultierenden notwendigen Qualifizierungsmaßnahmen oder den Inhalt der Bil-
dungsvereinbarung gemäß § 8 erzielt, gelten § 6 und § 7 Nr. 1. 
 
Steht fest, dass Beschäftigte in der gesetzlichen Elternzeit und in Kindererziehungszeiten zu ei-
nem bestimmten Zeitpunkt in den Betrieb zurückkehren, wird auch mit ihnen ein solches Ge-
spräch vereinbart. Eine evtl. daraus resultierende Maßnahme soll nach Möglichkeit vor Rückkehr 
durchgeführt werden. 
 
 
  



5 

§ 5 
Durchführung der Qualifizierung 

 
1. Allgemeine Bestimmungen 
 
Qualifizierungsmaßnahmen im Sinne dieses Tarifvertrages sind zeitlich, inhaltlich abgegrenzte 
und beschriebene Maßnahmen. Sie sind nicht mit der Festlegung auf bestimmte Methoden ver-
bunden und können arbeitsplatznah („training on the job“) oder in anderen internen und externen 
Maßnahmen durchgeführt werden.  
 
Die Durchführungskosten der Maßnahmen im Sinne von § 2 Nr. 1 bis 4 werden - soweit sie nicht 
von Dritten übernommen werden - vom Arbeitgeber getragen. 
 
Die Durchführungskosten von Maßnahmen im Sinne von § 2 Nr. 5 trägt - soweit sie nicht von 
Dritten übernommen werden - grundsätzlich der Beschäftigte. 
 
Die Teilnahme an einer Qualifizierungsmaßnahme gem. § 2 Nr. 1 bis 4 wird vom Arbeitgeber do-
kumentiert und dem Beschäftigten in Textform bestätigt. 
 
2. Beteiligung des Betriebsrates 
 
Der Betriebsrat bestimmt bei der Durchführung der Qualifizierungsmaßnahmen im Rahmen der 
gesetzlichen Bestimmungen mit. 
 
Betriebsrat und Arbeitgeber stellen verbindlich fest, welche Form der betrieblichen Qualifizierung 
gemäß § 2 vorliegt. Im Falle der Nichteinigung gilt § 7 Nr. 2 entsprechend. 
 
Der Arbeitgeber berichtet dem Betriebsrat regelmäßig - mindestens jährlich - über die umgesetz-
ten Weiterbildungsmaßnahmen.  
 
Arbeitgeber und Betriebsrat prüfen und unterstützen gemeinsam Anträge auf öffentliche Förde-
rungsmittel, insbesondere solche gemäß § 81 ff SGB III (WeGebAU) und des individuellen säch-
sischen Weiterbildungsschecks. 
 
3. Qualifizierungszeit 
 
a) Betrieblich notwendige Qualifizierungen (§ 2 Nr. 1 bis 3) 
 
Die erforderliche Qualifizierungszeit gilt als zuschlagsfrei zu vergütende oder durch bezahlte Frei-
stellung auszugleichende Arbeitszeit im Sinne der tariflichen Bestimmungen. Die Bestimmungen 
des § 15 MTV-Angestellte bzw. § 8 EMTV zur zu vergütenden Reisezeit gelten entsprechend. 
Qualifizierungs- und Reisezeiten müssen nicht auf Arbeitszeitkonten gutgeschrieben werden. 
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b) Entwicklungsqualifizierungen (§ 2 Nr. 4) 
 
Von der erforderlichen Qualifizierungszeit sind grundsätzlich 50 Prozent bezahlte Arbeitszeit ent-
sprechend a) und 50 Prozent vom Beschäftigten als Eigenanteil in Form von zusätzlicher unbe-
zahlter Arbeitszeit einzubringen.  
 
Einzelheiten hierzu regelt § 8 (Bildungsvereinbarung und persönliches Bildungskonto). 
 
Von den Betriebsparteien soll in begründeten Einzelfällen auf Verlangen des Beschäftigten ein 
geringerer Eigenanteil festgelegt werden, wenn ein überwiegender betrieblicher Nutzen zu erwar-
ten ist. Ebenso soll von den Betriebsparteien in begründeten Einzelfällen auf Verlangen des Ar-
beitgebers ein höherer Eigenanteil des Beschäftigten festgelegt werden, wenn kein überwiegend 
betrieblicher Nutzen zu erwarten ist.  
 
Die nachstehend unter 1 c) bestimmten Regelungen zur Bildungsteilzeit, Ausscheidensvereinba-
rung und Förderung finden im Hinblick auf den Eigenanteil des Beschäftigten entsprechende An-
wendung. 
 
c) Persönliche berufliche Weiterbildung (§ 2 Nr. 5) 
 
Bildungsteilzeit 
Die Teilnahme an Maßnahmen der Persönlichen beruflichen Weiterbildung findet außerhalb der 
Arbeitszeit statt. 
 
Im Wege einer Bildungsvereinbarung gem. § 8 (Bildungsvereinbarung und persönliches Bildungs-
konto) können die Arbeitsvertragsparteien eine unbezahlte Freistellung (Teilzeit, ggf. mit monatli-
cher Aufzahlung) regeln oder eine aus einem Wertguthaben (teil-)bezahlte Freistellung vereinba-
ren (z. B. über verblockte Teilzeit).  
 
Ausscheidensvereinbarung 
Sofern dies durch die Art der Maßnahme der Persönlichen beruflichen Weiterbildung geboten ist, 
kann zwischen dem Beschäftigten und dem Arbeitgeber eine Ausscheidensvereinbarung getrof-
fen werden bei gleichzeitiger Wiedereinstellungszusage auf dem vorherigen oder einem zumut-
baren gleich- oder höherwertigen Arbeitsplatz. Dieser ist bei vorher Vollzeitbeschäftigten ein Voll-
zeitarbeitsplatz. 
 
Förderung 
Soweit sich die Betriebsparteien auf eine freiwillige Betriebsvereinbarung nach § 14.2 TV FlexÜ 
einigen, ist dort festzulegen, welcher Anteil der Quote gem. § 12.1.1 TV FlexÜ (neu) für eine För-
derung verwendet wird. Für den vereinbarten Zeitraum reduziert sich der Anspruch bzw. die 
Quote auf Altersteilzeit entsprechend. 
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Der Gesamtwert dieser Förderung errechnet sich gem. § 12.3.2 Abs. 2 TV FlexÜ: Für jeden 
0,1%-Punkt weniger Altersteilzeit unterhalb der Quote von 4 Prozent sind 0,02 Prozent der tarifli-
chen Bruttoentgeltsumme des Betriebes aufzuwenden.  
 
Die Einzelheiten der Verteilung werden im Rahmen der Beratungen zu §§ 3 und 4 zwischen Be-
triebsrat und Arbeitgeber erörtert und vereinbart. 

 
 

§ 6 
Pflichten der Beschäftigten 

 
Die Beschäftigten sind verpflichtet, bei der Ermittlung des Qualifizierungsbedarfes mitzuwirken 
und an den vereinbarten Qualifizierungsgesprächen und -maßnahmen teilzunehmen. 
 
Lehnt der Beschäftigte die Teilnahme an einer für ihn vereinbarten Qualifizierungsmaßnahme 
gem. § 2 Nr. 1 bis 4 ohne wichtigen Grund ab, so kommen für ihn die Bestimmungen des § 24 
MTV-Arbeiter bzw. § 16 EMTV zur Verdienstsicherung in der Folge (einmalig) nicht zur Anwen-
dung. Im Übrigen gelten die Rechte und Pflichten aus dem Arbeitsvertrag. 
 
Beschäftigte, die an einer Qualifizierungsmaßnahme im Sinne dieses Tarifvertrages teilgenom-
men haben, sind verpflichtet, die dadurch erreichte Qualifikation einzusetzen, soweit die Arbeits-
aufgabe dies verlangt. 
 

§ 7 
Konfliktregelung 

 
1. Bei Streitigkeiten zwischen Beschäftigtem und Arbeitgeber im Rahmen des Qualifizierungsge-

sprächs (§ 4) haben sich auf Antrag einer Seite Arbeitgeber und Betriebsrat mit der Angele-
genheit zu befassen und möglichst zu einer einvernehmlichen Lösung zu kommen.  
 
a) Betrieblich notwendige Qualifizierung (§ 2 Nr. 1 bis 3) 

 
Bei weiterhin bestehenden Streitigkeiten zwischen Beschäftigtem und Arbeitgeber aus 
diesem Tarifvertrag über eine betrieblich notwendige Qualifizierung nach § 2 Nr. 1 bis 3 
wird eine paritätische Kommission eingerichtet, der je zwei vom Arbeitgeber und vom Be-
triebsrat bestellte Betriebsangehörige angehören. Kommt es in der paritätischen Kommis-
sion zu keiner Einigung, so entscheidet auf Antrag einer Betriebspartei die tarifliche 
Schlichtungsstelle gem. § 29 Abschn. D MTV-Arbeiter/§ 18 Abschn. D MTV-Angestellte 
bzw. § 38 Abschn. D EMTV. 

 
b)  Entwicklungsqualifizierung (§ 2 Nr. 4) 

 
Bei weiterhin bestehenden Streitigkeiten zwischen Beschäftigtem und Arbeitgeber aus 
diesem Tarifvertrag über eine betrieblich zweckmäßige Qualifizierung nach § 2 Nr. 4 gilt 
Nr. 1 a) entsprechend, sofern eine Betriebsgröße von mehr als 50 Beschäftigten gegeben 
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ist und der Beschäftigte eine Betriebszugehörigkeitszeit von mindestens 2 Jahren erreicht 
hat. 

 
c) Persönliche berufliche Weiterbildung (§ 2 Nr. 5) 

 
Bei weiterhin bestehenden Streitigkeiten zwischen Beschäftigtem und Arbeitgeber aus 
diesem Tarifvertrag über eine persönliche berufliche Weiterbildung (§ 2 Nr. 5) gilt Nr. 1 a) 
entsprechend, sofern eine Betriebsgröße von mehr als 200 Beschäftigten gegeben ist und 
der Beschäftigte eine Betriebszugehörigkeitszeit von mindestens 5 Jahren erreicht hat. 
 
Eine streitige Entscheidung einer Schlichtungsstelle nach § 29 Abschn. D MTV-Arbeiter/§ 
18 Abschn. D MTV-Angestellte bzw. § 38 Abschn. D EMTV  ist in diesen Fällen ausge-
schlossen, sofern festgestellt wird, dass der Beschäftigte eine Tätigkeit im Betrieb ausübt, 
die im besonderen betrieblichen Interesse liegt und ein angemessener Ersatz auf dem 
Arbeitsmarkt nicht rechtzeitig zu finden ist. 

 
2. Bei allen betriebsverfassungsrechtlichen Streitigkeiten aus diesem Tarifvertrag tritt an die 

Stelle der gesetzlichen Einigungsstelle die tarifliche Schlichtungsstelle gem. § 29 Abschn. D 
MTV-Arbeiter/§ 18 Abschn. D MTV-Angestellte bzw. § 38 Abschn. D EMTV. 

 
 

§ 8  
Bildungsvereinbarung und Bildungskonto 

 
Die Bedingungen, zu denen eine Weiterbildungsmaßnahme gemäß § 2 Nr. 4 (Entwicklungsquali-
fizierung) und § 2 Nr. 5 (Persönliche berufliche Weiterbildung) durchgeführt wird, sind in einer Bil-
dungsvereinbarung zwischen Beschäftigtem und Arbeitgeber zu beschreiben (Nr. 1). 
 
Für die Beschäftigten kann im Rahmen der Bildungsvereinbarung ein zweckgebundenes persön-
liches Bildungskonto errichtet werden (Nr. 2). Damit wird über die Auflösung eines vorher gebilde-
ten Wertguthabens des Beschäftigten eine (Teil)Vergütung der Bildungsfreistellung ermöglicht. 
 
1. Bildungsvereinbarung 
 
Einigen sich Arbeitgeber und Beschäftigter auf die Durchführung einer Qualifizierungsmaßnahme 
im Sinne von § 2 Nr. 4 und § 2 Nr. 5, so ist eine Bildungsvereinbarung schriftlich abzuschließen. 
 
In dieser Vereinbarung wird ‐ soweit erforderlich ‐ geregelt: 
 
• Beginn und Dauer der gesamten Maßnahme einschließlich Art, Umfang und zeitlicher Lage 

der Freistellung zum Zwecke der Weiterbildung 
• die Einrichtung und die Bedingungen eines Bildungskontos gem. Nr. 2 
• Regelungen zur Entnahme von Wertguthaben des Bildungskontos zur Verstetigung des Ein-

kommens während der Laufzeit der gesamten Bildungsvereinbarung  
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• Freistellungszeiten auch ohne vorherige Ansparzeit und gegebenenfalls ein Abbauplan zur 
Tilgung von Zeitschulden 

• ratierlich monatliche Auszahlung der zusätzlichen Urlaubsvergütung und Jahressonderzah-
lung 

• eventuelle Maßnahmen zur Inanspruchnahme von Förderungsmitteln, insbesondere nach  
§ 81 ff SGB III („WeGebAU“) und dem individuellen sächsischen Weiterbildungsscheck 

• eventuelle zusätzliche, freiwillige Leistungen des Arbeitgebers 
• die Bedingungen der Weiterbeschäftigung nach Ende bzw. Abbruch der Maßnahme auf sei-

nem Arbeitsplatz oder zumutbaren gleich‐ oder höherwertigen Arbeitsplatz. Dies ist bei vorher 
Vollzeitbeschäftigten ein Vollzeitarbeitsplatz  

• Fragen der Urlaubsgewährung und ‐verrechnung 
 
Die Gesamtdauer der Bildungsvereinbarung beträgt höchstens sieben Jahre. 
 
Die Bildungsvereinbarung ist vor rechtsgültigem Abschluss dem Betriebsrat zur Kenntnis zu ge-
ben.  
 
Der Beschäftigte hat vor Beginn der Freistellung den Nachweis der verbindlichen Anmeldung zu 
der Bildungsmaßnahme zu erbringen, andernfalls kein Anspruch auf die Freistellung besteht.   
 
2. Bildungskonto (Wertguthaben) 
 
Hierfür gelten folgende Regelungen: 
 
In das - gem. § 7 d Abs. 1 SGB IV in Geld zu führende - Bildungskonto werden die in der Bil-
dungsvereinbarung vereinbarten Ansparzeiten als Wertguthaben eingebucht. 
 
Zusätzlich können auf Verlangen des Beschäftigten ganz oder teilweise Ansprüche auf zusätzli-
che Urlaubsvergütung und Jahressonderzahlung eingebracht werden. 
 
Sofern betrieblich Arbeitszeitkonten oder Langzeitkonten bestehen, kann der Beschäftigte auch 
Ansprüche aus diesen Konten in das Wertguthaben einbringen, soweit die betrieblichen Regelun-
gen dies gestatten, jedoch nicht mehr als 152 Stunden pro Jahr. 
 
Die Arbeitsvertragsparteien können auch vereinbaren, dass ein Teil der Arbeitsleistung (bis zu 10 
Prozent), mit der das Wertguthaben aufgebaut werden soll, erst nach der Freistellung erbracht 
wird. Dies gilt entsprechend für eine erst spätere Verrechnung von Entgeltbestandteilen. 
 
Die Kontobedingungen richten sich im Übrigen nach den Vorschriften für Wertguthaben gemäß 
§ 7 b ff. SGB IV einschließlich der Insolvenzsicherung und den entsprechenden sozialversiche-
rungsrechtlichen und steuerlichen Bestimmungen. 
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Bei der Kontoführung ist sicherzustellen, dass die tarifliche Entgeltentwicklung nachvollzogen 
wird. 
 
In welcher Höhe der Beschäftigte aus dem vorher gebildeten Wertguthaben weitervergütet wird, 
ergibt sich aus der getroffenen Vereinbarung.  
 
Die Höhe des monatlichen Entgelts aus dem Wertguthaben ist bei einer vollständigen Freistel-
lung jedenfalls so zu bemessen, dass dieses mindestens 70 Prozent des zuletzt erzielten Mo-
natsentgelts entspricht (§ 7 Abs. 1a SGB IV). 
 
3. Störfälle 
 
Eine Auszahlung eines noch bestehenden Wertguthabens erfolgt nach Anwendung der steuer- 
und sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften ausnahmsweise in folgenden Fällen: 
 
• bei Tod des Beschäftigten an einen anspruchsberechtigten Hinterbliebenen gemäß § 12 MTV-

Arbeiter/§ 12 MTV-Angestellte bzw. § 13 EMTV, 
• bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
• bei einvernehmlicher vorzeitiger Beendigung der Bildungsfreistellungsvereinbarung oder feh-

lender Freistellung mangels Nachweises der verbindlichen Anmeldung zu der Bildungsmaß-
nahme gem. Nr. 1.   

 
Bestehen Zeitschulden, so sind diese von den Beschäftigten auf Verlangen des Arbeitgebers im 
Rahmen der betrieblichen, tariflichen und gesetzlichen Vorschriften nachzuarbeiten. Ist dies nicht 
möglich, erfolgt eine Verrechnung mit Entgeltansprüchen. 
 
Bei unvorhersehbaren Ereignissen (z. B. langandauernde Arbeitsunfähigkeit) ist die Bildungsver-
einbarung ggfs. anzupassen oder aufzulösen. 
 
 

§ 9 
Sonderregelung für Ausgebildete 

 
Für Ausgebildete, die nach der Ausbildung in ein unbefristetes Arbeitsverhältnis übernommen 
wurden, gilt dieser Tarifvertrag mit der Maßgabe, dass die 5‐Jahresfrist in § 7 Nr.1 c) Abs.1 ent-
fällt. 

 
 

§ 10  
Betriebsratslose Betriebe 

 
In allen Fällen, in denen dieser Vertrag eine Einigung einschließlich Betriebsvereinbarungen zwi-
schen Arbeitgeber und Betriebsrat vorsieht und ein Betriebsrat im Betrieb nicht vorhanden ist, ist 
die Einigung zwischen Arbeitgeber und Beschäftigtem herbeizuführen. 
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§ 11 
Allgemeine Weiterbildung 

 
1. Anspruch auf Freistellung gem. § 10 Ziff. 6 MTV-Arbeiter, 11 Ziff. 4 MTV-Angestellte bzw.  

§ 11 Ziff. 5 EMTV haben pro Kalenderjahr nicht mehr als ein Prozent der Beschäftigten des 
Betriebes. 

 
2. Auf die unter Ziff. 1 genannte Quote werden die Weiterbildungsmaßnahmen gem. § 2 Ziff. 3, 

Ziff. 4 und Ziff. 5 angerechnet, soweit der Arbeitnehmer für diese Maßnahmen ganz oder teil-
weise bezahlt freigestellt oder der Verdienstausfall von dritter Seite übernommen wird. Durch 
die genannten Qualifizierungsmaßnahmen werden Ansprüche aus § 10 Ziff. 6 MTV-Arbeiter, 
§ 11 Ziff. 4 MTV-Angestellte bzw. § 11 Ziff. 5 EMTV im Umfang des vom Arbeitgeber oder 
von dritter Seite bezahlten Verdienstausfalls erfüllt. 

 
3. Die Beschränkung gem. Ziffer 1 gilt nicht für in Anspruch genommene unbezahlte Freistellun-

gen gem. § 10 Ziff. 6 MTV-Arbeiter, § 11 Ziff. 4 MTV-Angestellte bzw. § 11 Ziff. 5 EMTV für 
Bildungsmaßnahmen mit sozial- bzw. gesellschaftspolitischen Inhalten, soweit diese von 
nicht mehr als 1 Prozent der Beschäftigten des Betriebes wahrgenommen werden. 

 
 

§ 12  
Schlussbestimmungen 

 
Durch diesen Tarifvertrag werden die Mitbestimmungsrechte des Betriebsrats nach dem BetrVG 
weder eingeschränkt noch ausgeweitet und kündigungsschutzrechtliche Wertungen des KSchG 
nicht verändert.  
 
Unberührt bleibt bei aufwändigeren Qualifizierungsmaßnahmen die Möglichkeit einer vertragli-
chen Regelung der Arbeitsvertragsparteien im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen, für den 
Fall der Eigenkündigung des Beschäftigten eine Rückzahlungsverpflichtung (von Teilen) der Qua-
lifikationskosten zu vereinbaren. 
 
Die Rechte der Beschäftigten nach dem Teilzeit- und Befristungsgesetz werden durch diesen Ta-
rifvertrag nicht eingeschränkt. 
 
Betriebliche Regelungen zur Qualifizierung werden durch diesen Tarifvertrag nicht betroffen, so-
weit sie wertgleich zu den Bestimmungen dieses Tarifvertrages sind oder über diese hinausge-
hen. 
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§ 13  
Inkrafttreten und Kündigung 

 
Dieser Tarifvertrag tritt am 1. März 2015 in Kraft.  
 
Er löst den Tarifvertrag zur Qualifizierung vom 1. Juni 2006 ab.  
 
Dieser Tarifvertrag kann mit dreimonatiger Frist zum Quartalsende, erstmals zum 31. Dezember 
2019, gekündigt werden.  
 
 
Chemnitz, 25. Februar 2015 
 
 
Verband der Sächsischen Metall-  
und Elektroindustrie e.V. 

IG Metall  
Bezirksleitung Berlin-Brandenburg-Sachsen 
 



Tarifvertrag Bildung (TV B) 
für die Beschäftigten der Metall- und Elektroindustrie 
in Berlin und Brandenburg 
Tarifgebiete I und II 
vom 26. Februar 2015 

abgeschlossen zwischen dem 

Verband der Metall- und Elektroindustrie 
in Berlin und Brandenburg e. V. 
Am Schillertheater 2 
10625 Berlin 

und der 

IG Metall 
Bezirk Berlin-Brandenburg-Sachsen 
Bezirksleitung Berlin-Brandenburg-Sachsen 
Alte Jakobstraße 149 
10969 Berlin 

Präambel 

Die Frage der Qualifizierung und des lebenslangen Lernens ist ein Schlüssel für die 
Sicherung der Wettbewerbs- und Innovationsfähigkeit der Betriebe, der Sicherung 
der Arbeitsplätze und der Beschäftigungsfähigkeit der Arbeitnehmer im Betrieb. 

Die Tarifvertragsparteien setzen sich mit Blick auf die demographischen Herausfor­
derungen und die Steigerung der Attraktivität der Arbeit in der Metall- und Elektroin­
dustrie gezielt dafür ein, 
• Beschäftigte auf Arbeitsplätzen mit geringen Qualifikationsanforderungen, 
• Beschäftigte, die einen zusätzlichen Abschluss für die berufliche Entwicklung 

anstreben und 
• Ausgebildete , die aufbauend auf ihrer Ausbildung einen weiteren Bildungsab­

schnitt nutzen wollen 
in ihrer beruflichen Entwicklung zu fördern. 
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1 Geltungsbereich 

Für diesen Tarifvertrag gilt der Geltungsbereich des ERA-TV sowie der Ab­
kommen für Auszubildende. 

2 Qualifizierung 

Qualifizierung im Sinne dieses Tarifvertrages sind betrieblich notwendige (Nr. 
1 bis 3), betrieblich zweckmäßige (Nr. 4) sowie persönliche berufliche 
Weiterbildungsmaßnahmen (Nr. 5), die dazu dienen: 

1. die ständige Fortentwicklung des fachlichen, methodischen und sozia­
len Wissens im Rahmen des eigenen Aufgabengebietes nachvollziehen 
zu können (Erhaltungsqualifizierung), oder 

2. veränderte Anforderungen im eigenen Aufgabengebiet erfüllen zu kön­
nen (Anpassungsqualifizierung), oder 

3. beim Wegfall von Arbeitsaufgaben eine andere gleichwertige oder 
höherwertige Arbeitsaufgabe für einen durch den jeweiligen Beschäf­
tigten im Betrieb zu besetzenden Arbeitsplatz übernehmen zu können 
(Umqualifizierung), oder 

4. eine andere höherwertige Arbeitsaufgabe im Betrieb übernehmen zu 
können (Entwicklungsqualifizierung), oder 

5. die berufliche Entwicklung der Beschäftigten zu fördern. Diese Quali­
fizierung ist zwar im Grundsatz dazu geeignet, eine Tätigkeit im frei­
stellenden Betrieb oder Unternehmen ausüben zu können; es besteht 
jedoch aufgrund der aktuellen Beschäftigungssituation kein betrieblicher 
Bedarf für derartige Weiterbildungsmaßnahmen (Persönliche berufli­
che Weiterbildung). 

3 Feststellung des betrieblichen und persönlichen 
Qualifikationsbedarfs 

3.1 Unterrichtung über Veränderungen 

Der Arbeitgeber unterrichtet den Betriebsrat gemäß §§ 90 ff. BetrVG über die 
Planung von technischen Anlagen , die Änderung von Arbeitsverfahren und 
Arbeitsabläufen oder deren Neueinführung oder die Änderung von Arbeits­
plätzen rechtzeitig unter Vorlage der erforderlichen Unterlagen . Der Betriebs­
rat kann hierbei eigene Vorschläge gern. § 92 a BetrVG einbringen. 
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3.2 Betrieblicher Qualifikationsbedarf 

Auf der Grundlage der geplanten und erwarteten Veränderungen des Betrie­
bes ist der künftige betriebliche Qualifikationsbedarf vom Arbeitgeber festzu­
stellen und mit dem Betriebsrat zu beraten. Dabei ist insbesondere die Siche­
rung und Förderung der Beschäftigung von an- und ungelernten Beschäftig­
ten zu berücksichtigen. 

Bei diesen Beratungen sind gemäß § 92 BetrVG anhand des gegenwärtigen 
und des künftigen Personalbedarfs Maßnahmen der Qualifizierung darzu­
stellen und der Betriebsrat anhand von Unterlagen rechtzeitig und umfas­
send zu unterrichten . 

3.3 Persönlicher Qualifikationsbedarf 

Hinsichtlich der Maßnahmen gemäß Ziffer 2 Nr. 5 (Persönliche berufliche 
Weiterbildung) soll der Betriebsrat mindestens einmal jährlich Weiterbil­
dungswünsche der Beschäftigten ermitteln und diese dokumentieren. 

3.4 Vorschläge des Betriebsrates 

Der Betriebsrat kann dem Arbeitgeber Vorschläge für die Einführung von 
Maßnahmen und ihre Durchführung machen. 

Zu diesen Beratungen können die Betriebsparteien im Rahmen der gesetzli­
chen Bestimmungen Sachverständige hinzuziehen. 

3.5 Qualifizierungsplan 

Arbeitgeber und Betriebsrat sollen auf Grundlage der Erkenntnisse von Zif­
fern 3.1 bis 3.4 einen jährlichen Qualifizierungsplan vereinbaren. 

Arbeitgeber und Betriebsrat haben darauf zu achten, dass unter Berücksichti­
gung der betrieblichen Notwendigkeiten den Beschäftigten die Teilnahme an 
betrieblichen oder außerbetrieblichen Qualifikationsmaßnahmen ermöglicht 
wird. 
Dabei sollen nach Möglichkeit und Notwendigkeit spezielle Programme und 
abschlussorientierte Weiterbildungen zur Qualifizierung an- und ungelernter 
Beschäftigter vereinbart werden . 
Sie haben dabei auch die Belange älterer Beschäftigter, Teilzeitbeschäftigter 
und von Beschäftigten mit Familienpflichten zu berücksichtigen . 

Falls aufgrund von geplanten oder durchgeführten Maßnahmen des Arbeit­
gebers sich Tätigkeiten der betroffenen Beschäftigten ändern und ihre beruf­
lichen Kenntnisse und Fähigkeiten zur Erfüllung ihrer Aufgaben nicht mehr 
ausreichen, hat der Betriebsrat bei der Einführung von Qualifizierungsmaß­
nahmen gern.§ 97 Abs. 2 BetrVG mitzubestimmen. 
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4 Individuelle Qualifizierungsgespräche 

4.1 Organisation durch die Betriebsparteien 

Auf der Grundlage des gemäß Ziffer 3 festgestellten betrieblichen und per­
sönlichen Qualifizierungsbedarfs bzw. des vereinbarten Qualifizierungsplans 
vereinbaren die Betriebsparteien regelmäßige oder Anlass bezogene Ge­
spräche der Beschäftigten mit dem Arbeitgeber. Wird betrieblich nichts ande­
res geregelt, sind die Gespräche jährlich zu führen . 

Diese Gespräche können auch als Gruppengespräche durchgeführt werden. 
Sie können auch im Rahmen anderer Personalgespräche (z. B. im Rahmen 
der Leistungsbeurteilung oder Zielvereinbarung) geführt werden. 

4.2 Persönliches Gespräch 

In dem Qualifizierungsgespräch wird zwischen Beschäftigtem und Arbeitge­
ber gemeinsam festgestellt, ob und welcher konkrete individuelle Qualifizie­
rungsbedarf besteht und wie dieser umgesetzt werden kann. Hierzu soll der 
Beschäftigte konkrete Vorschläge machen. 

Soweit ein individueller Qualifizierungsbedarf anerkannt wird, werden die 
notwendigen Qualifizierungsmaßnahmen und ihre Durchführung vereinbart. 
Zur Vereinbarung der Qualifizierungsmaßnahmen gehört ggf. auch die Fest­
legung von Prioritäten zwischen notwendigen Qualifizierungsmaßnahmen. 

Der Beschäftigte kann bei der Erörterung ein Mitglied des Betriebsrats hinzu­
ziehen. 

Wird zwischen Beschäftigtem und Arbeitgeber kein Einvernehmen über den 
Qualifizierungsbedarf, die daraus resultierenden notwendigen Qualifizie­
rungsmaßnahmen oder den Inhalt der Bildungsvereinbarung gemäß Ziffer 8 
erzielt, gelten Ziffern 6 und 7.1 . 

Steht fest, dass Beschäftigte in der gesetzlichen Elternzeit und in Kinder­
erziehungszeiten zu einem bestimmten Zeitpunkt in den Betrieb zurückkeh­
ren, wird auch mit ihnen ein solches Gespräch vereinbart. Eine evtl. daraus 
resultierende Maßnahme soll nach Möglichkeit vor Rückkehr durchgeführt 
werden. 

4 



5 Durchführung der Qualifizierung 

5.1 Allgemeine Bestimmungen 

Qualifizierungsmaßnahmen im Sinne dieses Tarifvertrages sind zeitlich, in­
haltlich abgegrenzte und beschriebene Maßnahmen. Sie sind nicht mit der 
Festlegung auf bestimmte Methoden verbunden und können arbeitsplatznah 
(,,training on the job") oder in anderen internen und externen Maßnahmen 
durchgeführt werden . 

Die Durchführungskosten der Maßnahmen im Sinne von Ziffer 2 Nr. 1 bis 4 
werden - soweit sie nicht von Dritten übernommen werden - vom Arbeitgeber 
getragen . 
Die Durchführungskosten von Maßnahmen im Sinne von Ziffer 2 Nr. 5 trägt -
soweit sie nicht von Dritten übernommen werden - grundsätzlich der Be­
schäftigte. 

Die Teilnahme an einer Qualifizierungsmaßnahme gern. Ziffer 2 Nr. 1 bis 4 
wird vom Arbeitgeber dokumentiert und dem Beschäftigten in Textform be­
stätigt. 

5.2 Beteiligung des Betriebsrates 

Der Betriebsrat bestimmt bei der Durchführung der Qualifizierungsmaßnah­
men im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen mit. 

Betriebsrat und Arbeitgeber stellen verbindlich fest, welche Form der betrieb­
lichen Qualifizierung gemäß Ziffer 2 vorliegt. Im Falle der Nichteinigung gilt 
Ziffer 7.2 entsprechend. 

Der Arbeitgeber berichtet dem Betriebsrat regelmäßig - mindestens jährlich -
über die umgesetzten Weiterbildungsmaßnahmen. 

Arbeitgeber und Betriebsrat prüfen und unterstützen gemeinsam Anträge auf 
öffentliche Förderung, insbesondere solche gemäß § 81 ff SGB III 
(WeGebAU). 

5.3 Qualifizierungszeit 

a) Betrieblich notwendige Qualifizierungen (Ziffer 2 Nr. 1 bis 3) 

Die erforderliche Qualifizierungszeit gilt als zuschlagsfrei zu vergütende 
oder durch bezahlte Freistellung auszugleichende Arbeitszeit im Sinne 
der tariflichen Bestimmungen. Qualifizierungszeiten müssen nicht auf 
Arbeitszeitkonten gutgeschrieben werden. 
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b) Entwicklungsqualifizierungen (Ziffer 2 Nr. 4) 

Von der erforderlichen Qualifizierungszeit sind grundsätzlich 50 % be­
zahlte Arbeitszeit entsprechend a) und 50 % vom Beschäftigten als Ei­
genanteil in Form von zusätzlicher unbezahlter Arbeitszeit einzubrin­
gen. 
Einzelheiten hierzu regelt Ziffer 8 (Bildungsvereinbarung und persönli­
ches Bildungskonto). 
Von den Betriebsparteien soll in begründeten Einzelfällen auf Verlan­
gen des Beschäftigten ein geringerer Eigenanteil festgelegt werden, 
wenn ein überwiegender betrieblicher Nutzen zu erwarten ist. Ebenso 
soll von den Betriebsparteien in begründeten Einzelfällen auf Verlangen 
des Arbeitgebers ein höherer Eigenanteil des Beschäftigten festgelegt 
werden, wenn kein überwiegend betrieblicher Nutzen zu erwarten ist. 
Die nachstehend unter Ziffer 5.3 c) bestimmten Regelungen zur Bil­
dungsteilzeit, Ausscheidensvereinbarung und Förderung finden im Hin­
blick auf den Eigenanteil des Beschäftigten entsprechende Anwendung. 

c) Persönliche berufliche Weiterbildung (Ziffer 2 Nr. 5) 

Bildungsteilzeit 
Die Teilnahme an Maßnahmen der Persönlichen beruflichen Weiterbil­
dung findet außerhalb der Arbeitszeit statt. 
Im Wege einer Bildungsvereinbarung gern . Ziffer 8 (Bildungsvereinba­
rung und persönliches Bildungskonto) können die Arbeitsvertragspar­
teien eine unbezahlte Freistellung (Teilzeit, ggf. mit monatlicher Auf­
zahlung) regeln oder eine aus einem Wertguthaben (teil-)bezahlte Frei­
stellung vereinbaren (z. B. über verblockte Teilzeit). 

Ausscheidensvereinbarung 
Sofern dies durch die Art der Maßnahme der Persönlichen beruflichen 
Weiterbildung geboten ist, kann zwischen dem Beschäftigten und dem 
Arbeitgeber eine Ausscheidensvereinbarung getroffen werden bei 
gleichzeitiger Wiedereinstellungszusage auf dem vorherigen oder ei­
nem zumutbaren gleich- oder höherwertigen Arbeitsplatz. Dieser ist bei 
vorher Vollzeitbeschäftigten ein Vollzeitarbeitsplatz. 

Förderung 
Soweit sich die Betriebsparteien auf eine freiwillige Betriebsvereinba­
rung nach Ziffer 14.2 TV Flexü einigen, ist dort festzulegen, welcher 
Anteil der Quote gern. Ziffer 12.1.1 TV Flexü für eine Förderung ver­
wendet wird. Für den vereinbarten Zeitraum reduziert sich der Anspruch 
bzw. die Quote für Altersteilzeit entsprechend. 
Der Gesamtwert dieser Förderung errechnet sich gern. Ziffer 12.3.2 
Abs. 2 TV Flexü: Für jeden 0, 1 %-Punkt weniger Altersteilzeit unterhalb 
der Quote von 4 % sind 0,02 % der tariflichen Bruttoentgeltsumme des 
Betriebes aufzuwenden. 
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Die Einzelheiten der Verteilung werden im Rahmen der Beratungen zu 
Ziffern 3 und 4 zwischen Betriebsrat und Arbeitgeber erörtert und 
vereinbart. 

6 Pflichten der Beschäftigten 

Die Beschäftigten sind verpflichtet, bei der Ermittlung des Qualifizierungsbe­
darfes mitzuwirken und an den vereinbarten Qualifizierungsgesprächen und -
maßnahmen teilzunehmen. 

Lehnt der Beschäftigte die Teilnahme an einer für ihn vereinbarten Qualifizie­
rungsmaßnahme gern. Ziffer 2 Nr. 1 bis 4 ohne wichtigen Grund ab, so 
kommt für ihn die Bestimmung der Ziffer 3.2.3 ERA-TV in der Folge (einma­
lig) nicht zur Anwendung. Im Übrigen gelten die Rechte und Pflichten aus 
dem Arbeitsvertrag. 

Beschäftigte, die an einer Qualifizierungsmaßnahme im Sinne dieses Tarif­
vertrages teilgenommen haben, sind verpflichtet, die dadurch erreichte Qua­
lifikation einzusetzen, soweit die Arbeitsaufgabe dies verlangt. 

7 Konfliktregelung 

7 .1 Bei Streitigkeiten zwischen Beschäftigtem und Arbeitgeber im Rahmen des 
Qualifizierungsgesprächs (Ziffer 4) haben sich auf Antrag einer Seite Arbeit­
geber und Betriebsrat mit der Angelegenheit zu befassen und möglichst zu 
einer einvernehmlichen Lösung zu kommen. 

7 .1.1 Betrieblich notwendige Qualifizierung (Ziffer 2 Nr. 1 bis 3) 

Bei weiterhin bestehenden Streitigkeiten zwischen Beschäftigtem und Arbeit­
geber aus diesem Tarifvertrag über eine betrieblich notwendige Qualifizie­
rung nach Ziffer 2 Nr. 1 bis 3 wird in Betrieben mit mehr als 200 Beschäftig­
ten eine paritätische Kommission eingerichtet, der je zwei vom Arbeitgeber 
und vom Betriebsrat bestellte Betriebsangehörige angehören. In Betrieben 
mit nicht mehr als 200 Beschäftigten sind die Tarifvertragsparteien hinzuzu­
ziehen. 
Gelingt auch dann keine Einigung, so entscheidet die tarifliche Schlichtungs­
stelle nach Ziffer 3.9 TV Beschßesch. 
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7.1 .2 Entwicklungsqualifizierung (Ziffer 2 Nr. 4) 

Bei weiterhin bestehenden Streitigkeiten zwischen Beschäftigtem und Arbeit­
geber aus diesem Tarifvertrag über eine betrieblich zweckmäßige Qualifizie­
rung nach Ziffer 2 Nr. 4 gilt Ziffer 7.1.1 entsprechend, sofern eine Betriebs­
größe von mehr als 50 Beschäftigten gegeben ist und der Beschäftigte eine 
Betriebszugehörigkeitszeit von mindestens 2 Jahren erreicht hat. 

7.1.3 Persönliche berufliche Weiterbildung (Ziffer 2 Nr. 5) 

Bei weiterhin bestehenden Streitigkeiten zwischen Beschäftigtem und Arbeit­
geber aus diesem Tarifvertrag über eine persönliche berufliche Weiterbildung 
(Ziffer 2 Nr. 5) gilt Ziffer 7 .1.1 entsprechend, sofern eine Betriebsgröße von 
mehr als 200 Beschäftigten gegeben ist und der Beschäftigte eine Betriebs­
zugehörigkeitszeit von mindestens 5 Jahren erreicht hat. 

Eine streitige Entscheidung einer tariflichen Schlichtungsstelle nach Ziffer 3.9 
TV BeschBesch ist in diesen Fällen ausgeschlossen, sofern festgestellt wird, 
dass der Beschäftigte eine Tätigkeit im Betrieb ausübt, die im besonderen 
betrieblichen Interesse liegt und ein angemessener Ersatz auf dem Arbeits­
markt nicht rechtzeitig zu finden ist. 

7.2 Bei allen betriebsverfassungsrechtlichen Streitigkeiten aus diesem Tarifver­
trag tritt an die Stelle der gesetzlichen Einigungsstelle - nach vorheriger Hin­
zuziehung der Tarifvertragsparteien - die tarifliche Schlichtungsstelle gemäß 
Ziffer 3.9 TV BeschBesch. 

8 Bildungsvereinbarung und Bildungskonto 

Die Bedingungen, zu denen eine Weiterbildungsmaßnahme gemäß Ziffer 2 
Nr. 4 (Entwicklungsqualifizierung) und Ziffer 2 Nr. 5 (Persönliche berufliche 
Weiterbildung) durchgeführt wird, sind in einer Bildungsvereinbarung zwi­
schen Beschäftigtem und Arbeitgeber zu beschreiben (Nr. 1 ). 

Für die Beschäftigten kann im Rahmen der Bildungsvereinbarung ein zweck­
gebundenes persönliches Bildungskonto errichtet werden (Nr. 2) . Damit wird 
über die Auflösung eines vorher gebildeten Wertguthabens des Beschäftig­
ten eine (Teil)Vergütung der Bildungsfreistellung ermöglicht. 
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1. Bildungsvereinbarung 

Einigen sich Arbeitgeber und Beschäftigter auf die Durchführung einer 
Qualifizierungsmaßnahme im Sinne von Ziffer 2 Nr. 4 bzw. Ziffer 2 Nr. 
5, so ist eine Bildungsvereinbarung schriftlich abzuschließen. 

In dieser Vereinbarung wird - soweit erforderlich - geregelt: 

• Beginn und Dauer der gesamten Maßnahme einschließlich Art, 
Umfang und zeitlicher Lage der Freistellung zum Zwecke der 
Weiterbildung 

• die Einrichtung und die Bedingungen eines Bildungskontos gern. 
Nr. 2 

• Regelungen zur Entnahme von Wertguthaben des Bildungskontos 
zur Verstetigung des Einkommens während der Laufzeit der ge­
samten Bildungsvereinbarung 

• Freistellungszeiten auch ohne vorherige Ansparzeit und gegebe­
nenfalls ein Abbauplan zur Tilgung von Zeitschulden 

• ratierlich monatliche Auszahlung der zusätzlichen Urlaubsvergü­
tung und Jahressonderzahlung 

• Eventuelle Maßnahmen der öffentlichen Förderung, insbesondere 
nach§ 81 ff SGB III (,,WeGebAU") 

• Eventuelle zusätzliche, freiwillige Leistungen des Arbeitgebers 
• die Bedingungen der Weiterbeschäftigung nach Ende bzw. Ab­

bruch der Maßnahme auf seinem Arbeitsplatz oder zumutbaren 
gleich- oder höherwertigen Arbeitsplatz. Dies ist bei vorher Voll­
zeitbeschäftigten ein Vollzeitarbeitsplatz 

• Verrechnung der Ansprüche aus dem Berliner Bildungsurlaubsge­
setz und dem Brandenburgischen Weiterbildungsgesetz, soweit 
rechtlich möglich 

• Fragen der Urlaubsgewährung und -verrechnung 

Die Gesamtdauer der Bildungsvereinbarung beträgt höchstens sieben 
Jahre. 

Die Bildungsvereinbarung ist vor rechtsgültigem Abschluss dem Be­
triebsrat zur Kenntnis zu gegeben. 

Der Beschäftigte hat vor Beginn der Freistellung den Nachweis der ver­
bindlichen Anmeldung zu der Bildungsmaßnahme zu erbringen, an­
dernfalls kein Anspruch auf die Freistellung besteht. 
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2. Bildungskonto (Wertguthaben) 

Hierfür gelten folgende Regelungen : 

In das - gern. § 7d Abs. 1 SGB IV in Geld zu führende - Bildungskonto 
werden die in der Bildungsvereinbarung vereinbarten Ansparzeiten als 
Wertguthaben eingebucht. 

Zusätzlich können auf Verlangen des Beschäftigten ganz oder teilweise 
Ansprüche auf zusätzliche Urlaubsvergütung und Jahressonderzahlung 
eingebracht werden. 

Sofern betrieblich Arbeitszeitkonten oder Langzeitkonten bestehen, 
kann der Beschäftigte auch Ansprüche aus diesen Konten in das Wert­
guthaben einbringen , soweit die betrieblichen Regelungen dies gestat­
ten, jedoch nicht mehr als 152 Stunden pro Jahr. 

Die Arbeitsvertragsparteien können auch vereinbaren, dass ein Teil der 
Arbeitsleistung (bis zu 10 %), mit der das Wertguthaben aufgebaut 
werden soll, erst nach der Freistellung erbracht wird. Dies gilt entspre­
chend für eine erst spätere Verrechnung von Entgeltbestandteilen 

Die Kontobedingungen richten sich im Übrigen nach den Vorschriften 
für Wertguthaben gemäß § 7b ff. SGB IV einschließlich der Insolvenzsi­
cherung und den entsprechenden sozialversicherungsrechtlichen und 
steuerlichen Bestimmungen. 

Bei der Kontoführung ist sicherzustellen, dass die tarifliche Entgeltent­
wicklung nachvollzogen wird. 

In welcher Höhe der Beschäftigte aus dem vorher gebildeten Wertgut­
haben weitervergütet wird, ergibt sich aus der getroffenen Vereinba­
rung. 
Die Höhe des monatlichen Entgelts aus dem Wertguthaben ist bei einer 
vollständigen Freistellung jedenfalls so zu bemessen, dass dieses min­
destens 70 % des zuletzt erzielten Monatsentgelts entspricht (§ 7 Abs. 
1a SGB IV). 

3. Störfälle 

Eine Auszahlung eines noch bestehenden Wertguthabens erfolgt nach 
Anwendung der steuer- und sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften 
ausnahmsweise in folgenden Fällen: 

• bei Tod des Beschäftigten an einen anspruchsberechtigten Hinter­
bliebenen gemäß Ziffer 11.8.1 MTV, 
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• bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
• bei einvernehmlicher vorzeitiger Beendigung der Bildungsfreistel­

lungsvereinbarung oder fehlender Freistellung mangels Nachwei­
ses der verbindlichen Anmeldung zu der Bildungsmaßnahme gern. 
Nr. 1. 

Bestehen Zeitschulden, so sind diese von den Beschäftigten auf Ver­
langen des Arbeitgebers im Rahmen der betrieblichen, tariflichen und 
gesetzlichen Vorschriften nachzuarbeiten. Ist dies nicht möglich, erfolgt 
eine Verrechnung mit Entgeltansprüchen. 

Bei unvorhersehbaren Ereignissen (z.B. langandauernde Arbeitsun­
fähigkeit) ist die Bildungsvereinbarung ggf. anzupassen oder aufzulö­
sen . 

9 Sonderregelung für Ausgebildete 

Für Ausgebildete, die nach der Ausbildung in ein unbefristetes Arbeitsverhält­
nis übernommen wurden, gilt dieser Tarifvertrag mit der Maßgabe, dass die 
5-Jahresfrist in Ziffer 7 .1.3 Abs.1 entfällt. 

10 Betriebsratslose Betriebe 

In allen Fällen, in denen dieser Vertrag eine Einigung einschließlich Betriebs­
vereinbarungen zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat vorsieht und ein Be­
triebsrat im Betrieb nicht vorhanden ist, ist die Einigung zwischen Arbeitgeber 
und Beschäftigtem herbeizuführen. 

11 Schlussbestimmungen 

Durch diesen Tarifvertrag werden die Mitbestimmungsrechte des Betriebs­
rats nach dem BetrVG weder eingeschränkt noch ausgeweitet und kündi­
gungsschutzrechtliche Wertungen des KSchG nicht verändert. 

Unberührt bleibt bei aufwändigeren Qualifizierungsmaßnahmen die Möglich­
keit einer vertraglichen Regelung der Arbeitsvertragsparteien im Rahmen der 
gesetzlichen Bestimmungen, für den Fall der Eigenkündigung des Beschäf­
tigten eine Rückzahlungsverpflichtung (von Teilen) der Qualifikationskosten 
zu vereinbaren. 
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Die Rechte der Beschäftigten nach dem Teilzeit- und Befristungsgesetz wer­
den durch diesen Tarifvertrag nicht eingeschränkt. 

Betriebliche Regelungen zur Qualifizierung werden durch diesen Tarifvertrag 
nicht betroffen, soweit sie wertgleich zu den Bestimmungen dieses Tarifver­
trages sind oder über diese hinausgehen. 

12 In-Kraft-Treten und Kündigung 

Dieser Tarifvertrag tritt am 1. März 2015 in Kraft. 

Er löst den Tarifvertrag zur Qualifizierung (TV Q)vom 26. April 2006 ab. 

Dieser Tarifvertrag kann mit dreimonatiger Frist zum Quartalsende, erstmals 
zum 31. Dezember 2019 gekündigt werden. 

Berlin, den 26. Februar 2015 

Verband der 
Metall- und Elektroindustrie 
in Berlin und Brandenburg e. V . 

IG Metall 
Bezirk Berlin-Brandenburg-Sachsen 
Bezirksleitung Berlin-Brandenburg-Sachsen 
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 Tarifvertrag zur Qualifizierung (TV Q)  

vom 26. Februar 2015 
 
 

Zwischen  
 

NORDMETALL  
Verband der Metall- und Elektroindustrie e.V., Hamburg  

 
und der  

 
IG Metall, Bezirk Küste, Hamburg  

 
wird für die Tarifgebiete Hamburg und Umgebung, Schleswig-Holstein, 
Mecklenburg-Vorpommern, Unterwesergebiet und Nordwestliches Niedersachsen 
folgender Tarifvertrag zur Qualifizierung vereinbart:  

 
 

Präambel 
 
Die Frage der Qualifizierung und des lebenslangen Lernens ist ein Schlüssel für die 
Sicherung der Wettbewerbs- und Innovationsfähigkeit der Betriebe, der Sicherung 
der Arbeitsplätze und der Beschäftigungsfähigkeit der Arbeitnehmer im Betrieb. 
 
Die Tarifvertragsparteien setzen sich mit Blick auf die demografischen Heraus-
forderungen und die Steigerung der Attraktivität der Arbeit in der Metall- und 
Elektroindustrie gezielt dafür ein, 
• Beschäftigte auf Arbeitsplätzen mit geringen Qualifikationsanforderungen, 
• Beschäftigte, die einen zusätzlichen Abschluss für die berufliche Entwicklung 

anstreben und 
• Ausgebildete, die aufbauend auf ihrer Ausbildung einen weiteren 

Bildungsabschnitt nutzen wollen  
in ihrer beruflichen Entwicklung zu fördern. 
 
 
 

§ 1 
Geltungsbereich 

 
Für diesen Tarifvertrag gilt der Geltungsbereich der jeweiligen Manteltarifverträge. 
Ausgenommen sind die Auszubildenden. 
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§ 2 
Qualifizierung 

 
Qualifizierung im Sinne dieses Tarifvertrages sind betrieblich notwendige (Ziff. 1 bis 
3), betrieblich zweckmäßige (Ziff. 4) sowie Persönliche berufliche 
Weiterbildungsmaßnahmen (Ziff. 5), die dazu dienen: 
 
1. die ständige Fortentwicklung des fachlichen, methodischen und sozialen Wissens 

im Rahmen des eigenen Aufgabengebietes nachvollziehen zu können 
(Erhaltungsqualifizierung), oder 

 
2. veränderte Anforderungen im eigenen Aufgabengebiet erfüllen zu können 

(Anpassungsqualifizierung), oder 
 
3. beim Wegfall von Arbeitsaufgaben eine andere gleichwertige oder höherwertige 

Arbeitsaufgabe für einen durch den jeweiligen Beschäftigten im Betrieb zu 
besetzenden Arbeitsplatz übernehmen zu können (Umqualifizierung), oder 

 
4. eine andere höherwertige Arbeitsaufgabe im Betrieb übernehmen zu können 

(Entwicklungsqualifizierung), oder 
 
5. die berufliche Entwicklung der Beschäftigten zu fördern. Diese Qualifizierung ist 

zwar im Grundsatz dazu geeignet, eine Tätigkeit im freistellenden Betrieb oder 
Unternehmen ausüben zu können; es besteht jedoch aufgrund der aktuellen 
Beschäftigungssituation kein betrieblicher Bedarf für derartige 
Weiterbildungsmaßnahmen (Persönliche berufliche Weiterbildung). 

 
 
 

§ 3  
Feststellung des betrieblichen und persönlichen Qualifikationsbedarfs 

 
1. Unterrichtung über Veränderungen  

 
Der Arbeitgeber unterrichtet den Betriebsrat gemäß §§ 90 ff. BetrVG über die 
Planung von technischen Anlagen, die Änderung von Arbeitsverfahren und 
Arbeitsabläufen oder deren Neueinführung oder die Änderung von Arbeitsplätzen 
rechtzeitig unter Vorlage der erforderlichen Unterlagen. Der Betriebsrat kann 
hierbei eigene Vorschläge gemäß § 92 a BetrVG einbringen. 
 

2. Betrieblicher Qualifikationsbedarf 
 
Auf der Grundlage der geplanten und erwarteten Veränderungen des Betriebes ist 
der künftige betriebliche Qualifikationsbedarf vom Arbeitgeber festzustellen und 
mit dem Betriebsrat zu beraten. Dabei ist insbesondere die Sicherung und 
Förderung der Beschäftigung von an- und ungelernten Beschäftigten zu 
berücksichtigen. 
 
Bei diesen Beratungen sind gemäß § 92 BetrVG anhand des gegenwärtigen und 
des künftigen Personalbedarfs Maßnahmen der Qualifizierung darzustellen und 
der Betriebsrat anhand von Unterlagen rechtzeitig und umfassend zu unterrichten. 
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3. Persönlicher Qualifikationsbedarf 

 
Hinsichtlich der Maßnahmen gemäß § 2 Ziff. 5 (Persönliche berufliche 
Weiterbildung) soll der Betriebsrat mindestens einmal jährlich 
Weiterbildungswünsche der Beschäftigten ermitteln und diese dokumentieren. 
 

4. Vorschläge des Betriebsrates 
 
Der Betriebsrat kann dem Arbeitgeber Vorschläge für die Einführung von 
Maßnahmen und ihre Durchführung machen. 
 
Zu diesen Beratungen können die Betriebsparteien im Rahmen der gesetzlichen 
Bestimmungen Sachverständige hinzuziehen. 
 

5. Qualifizierungsplan 
 
Arbeitgeber und Betriebsrat sollen auf Grundlage der Erkenntnisse von § 3 Ziff. 1 
bis 4 einen jährlichen Qualifizierungsplan vereinbaren. 
 
Arbeitgeber und Betriebsrat haben darauf zu achten, dass unter Berücksichtigung 
der betrieblichen Notwendigkeiten den Beschäftigten die Teilnahme an 
betrieblichen oder außerbetrieblichen Qualifikationsmaßnahmen ermöglicht wird.  
Dabei sollen nach Möglichkeit und Notwendigkeit spezielle Programme und 
abschlussorientierte Weiterbildungen zur Qualifizierung an- und ungelernter 
Beschäftigter vereinbart werden. 
Sie haben dabei auch die Belange älterer Beschäftigter, Teilzeitbeschäftigter und 
von Beschäftigten mit Familienpflichten zu berücksichtigen. 
 
Falls aufgrund von geplanten oder durchgeführten Maßnahmen des Arbeitgebers 
sich Tätigkeiten der betroffenen Beschäftigten ändern und ihre beruflichen 
Kenntnisse und Fähigkeiten zur Erfüllung ihrer Aufgaben nicht mehr ausreichen, 
hat der Betriebsrat bei der Einführung von Qualifizierungsmaßnahmen gem. § 97 
Abs. 2 BetrVG mitzubestimmen. 
 
 

§ 4 
Individuelle Qualifizierungsgespräche 

 
1. Organisation durch die Betriebsparteien 

 
Auf der Grundlage des gemäß § 3 festgestellten betrieblichen und persönlichen 
Qualifizierungsbedarfs bzw. des vereinbarten Qualifizierungsplans vereinbaren die 
Betriebsparteien regelmäßige oder Anlass bezogene Gespräche der Beschäftigten 
mit dem Arbeitgeber. Wird betrieblich nichts anderes geregelt, sind die Gespräche 
jährlich zu führen.  
 
Diese Gespräche können auch als Gruppengespräche durchgeführt werden. Sie 
können auch im Rahmen anderer Personalgespräche (z. B. im Rahmen der 
Leistungsbeurteilung oder Zielvereinbarung) geführt werden. 
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2. Persönliches Gespräch 
 
In dem Qualifizierungsgespräch wird zwischen Beschäftigtem und Arbeitgeber 
gemeinsam festgestellt, ob und welcher konkrete individuelle 
Qualifizierungsbedarf besteht und wie dieser umgesetzt werden kann. Hierzu soll 
der Beschäftigte konkrete Vorschläge machen.  
 
Soweit ein individueller Qualifizierungsbedarf anerkannt wird, werden die 
notwendigen Qualifizierungsmaßnahmen und ihre Durchführung vereinbart.  
Zur Vereinbarung der Qualifizierungsmaßnahmen gehört ggf. auch die Festlegung 
von Prioritäten zwischen notwendigen Qualifizierungsmaßnahmen. 
 
Der Beschäftigte kann bei der Erörterung ein Mitglied des Betriebsrats 
hinzuziehen. 
 
Wird zwischen Beschäftigtem und Arbeitgeber kein Einvernehmen über den 
Qualifizierungsbedarf, die daraus resultierenden notwendigen 
Qualifizierungsmaßnahmen oder den Inhalt der Bildungsvereinbarung gemäß § 8 
erzielt, gelten § 6 und § 7 Ziff. 1. 
 
Steht fest, dass Beschäftigte in der gesetzlichen Elternzeit und in 
Kindererziehungszeiten zu einem bestimmten Zeitpunkt in den Betrieb 
zurückkehren, wird auch mit ihnen ein solches Gespräch vereinbart. Eine evtl. 
daraus resultierende Maßnahme soll nach Möglichkeit vor Rückkehr durchgeführt 
werden. 
 
 

§ 5 
Durchführung der Qualifizierung 

 
1. Allgemeine Bestimmungen 

 
Qualifizierungsmaßnahmen im Sinne dieses Tarifvertrages sind zeitlich, inhaltlich 
abgegrenzte und beschriebene Maßnahmen. Sie sind nicht mit der Festlegung auf 
bestimmte Methoden verbunden und können arbeitsplatznah („training on the job“) 
oder in anderen internen und externen Maßnahmen durchgeführt werden. 
 
Die Durchführungskosten der Maßnahmen im Sinne von § 2 Ziff. 1 bis 4 werden - 
soweit sie nicht von Dritten übernommen werden - vom Arbeitgeber getragen. 
 
Die Durchführungskosten von Maßnahmen im Sinne von § 2 Ziff. 5 trägt - soweit 
sie nicht von Dritten übernommen werden - grundsätzlich der Beschäftigte. 
 
Die Teilnahme an einer Qualifizierungsmaßnahme gem. § 2 Ziff. 1 bis 4 wird vom 
Arbeitgeber dokumentiert und dem Beschäftigten in Textform bestätigt. 
 

2. Beteiligung des Betriebsrates 
 
Der Betriebsrat bestimmt bei der Durchführung der Qualifizierungsmaßnahmen im 
Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen mit. 
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Betriebsrat und Arbeitgeber stellen verbindlich fest, welche Form der betrieblichen 
Qualifizierung gemäß § 2 vorliegt. Im Falle der Nichteinigung gilt § 7 Ziff. 2 ent-
sprechend. 
 
Der Arbeitgeber berichtet dem Betriebsrat regelmäßig - mindestens jährlich - über 
die umgesetzten Weiterbildungsmaßnahmen.  
 
Arbeitgeber und Betriebsrat prüfen und unterstützen gemeinsam Anträge auf öf-
fentliche Förderung, insbesondere solche gemäß § 81 ff SGB III (WeGebAU). 
 

3. Qualifizierungszeit 
 
a) Betrieblich notwendige Qualifizierungen (§ 2 Ziff. 1 bis 3) 
 

Die erforderliche Qualifizierungszeit gilt als zuschlagsfrei zu vergütende oder 
durch bezahlte Freistellung auszugleichende Arbeitszeit im Sinne der tariflichen 
Bestimmungen. Qualifizierungszeiten müssen nicht auf Arbeitszeitkonten gut-
geschrieben werden. 
 

b) Entwicklungsqualifizierungen (§ 2 Ziff. 4) 
 

Von der erforderlichen Qualifizierungszeit sind grundsätzlich 50 % bezahlte Ar-
beitszeit entsprechend a) und 50 % vom Beschäftigten als Eigenanteil in Form 
von zusätzlicher unbezahlter Arbeitszeit einzubringen.  
Einzelheiten hierzu regelt § 8 (Bildungsvereinbarung und persönliches Bil-
dungskonto). 
Von den Betriebsparteien soll in begründeten Einzelfällen auf Verlangen des 
Beschäftigten ein geringerer Eigenanteil festgelegt werden, wenn ein überwie-
gender betrieblicher Nutzen zu erwarten ist. Ebenso soll von den Betriebspar-
teien in begründeten Einzelfällen auf Verlangen des Arbeitgebers ein höherer 
Eigenanteil des Beschäftigten festgelegt werden, wenn kein überwiegend be-
trieblicher Nutzen zu erwarten ist. 
Die nachstehend unter 1 c) bestimmten Regelungen zur Bildungsteilzeit, Aus-
scheidensvereinbarung und Förderung finden im Hinblick auf den Eigenanteil 
des Beschäftigten entsprechende Anwendung.  
 

c) Persönliche berufliche Weiterbildung (§ 2 Ziff. 5) 
 
Bildungsteilzeit 
Die Teilnahme an Maßnahmen der Persönlichen beruflichen Weiterbildung fin-
det außerhalb der Arbeitszeit statt. 
Im Wege einer Bildungsvereinbarung gemäß § 8  können die Arbeitsvertrags-
parteien eine unbezahlte Freistellung (Teilzeit, ggf. mit monatlicher Aufzahlung) 
regeln oder eine aus einem Wertguthaben (teil-)bezahlte Freistellung vereinba-
ren (z. B. über verblockte Teilzeit).  
 
Ausscheidensvereinbarung 
Sofern dies durch die Art der Maßnahme der Persönlichen beruflichen Weiter-
bildung geboten ist, kann zwischen dem Beschäftigten und dem Arbeitgeber ei-
ne Ausscheidensvereinbarung getroffen werden bei gleichzeitiger Wiederein-
stellungszusage auf dem vorherigen oder einem zumutbaren gleich- oder hö-
herwertigen Arbeitsplatz. Dieser ist bei vorher Vollzeitbeschäftigten ein Vollzeit-
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arbeitsplatz. 
 
Förderung 
Soweit sich die Betriebsparteien auf eine freiwillige Betriebsvereinbarung nach 
§ 14 Ziff. 14.2 TV FlexÜ (neu) einigen, ist dort festzulegen, welcher Anteil der 
Quote gemäß § 12 Ziff. 12.1.1 TV FlexÜ (neu) für eine Förderung verwendet 
wird. Für den vereinbarten Zeitraum reduziert sich der Anspruch bzw. die Quote 
für Altersteilzeit entsprechend. 
Der Gesamtwert dieser Förderung errechnet sich gem. § 12 Ziff. 12.3.2 Abs. 2 
TV FlexÜ (neu): Für jeden 0,1 %-Punkt weniger Altersteilzeit unterhalb der Quo-
te von 4 % sind 0,02 % der tariflichen Bruttoentgeltsumme des Betriebes auf-
zuwenden. 

 
Die Einzelheiten der Verteilung werden im Rahmen der Beratungen zu §§ 3 
und 4 zwischen Betriebsrat und Arbeitgeber erörtert und vereinbart. 
 
 

§ 6 
Pflichten der Beschäftigten 

 
Die Beschäftigten sind verpflichtet, bei der Ermittlung des Qualifizierungsbedarfes 
mitzuwirken und an den vereinbarten Qualifizierungsgesprächen und -maßnahmen 
teilzunehmen. 
 
Lehnt der Beschäftigte die Teilnahme an einer für ihn vereinbarten Qualifizierungs-
maßnahme gem. § 2 Ziff. 1 bis 4 ohne wichtigen Grund ab, so kommen für ihn die 
Bestimmungen des § 3 Ziff. 5 ERA in der Folge (einmalig) nicht zur Anwendung. Im 
Übrigen gelten die Rechte und Pflichten aus dem Arbeitsvertrag.  
 
Beschäftigte, die an einer Qualifizierungsmaßnahme im Sinne dieses Tarifvertra-
ges teilgenommen haben, sind verpflichtet, die dadurch erreichte Qualifikation ein-
zusetzen, soweit die Arbeitsaufgabe dies verlangt. 

 
 

§ 7 
Konfliktregelung 

 
1. Bei Streitigkeiten zwischen Beschäftigtem und Arbeitgeber im Rahmen des 

Qualifizierungsgesprächs (§ 4) haben sich auf Antrag einer Seite Arbeitgeber und 
Betriebsrat mit der Angelegenheit zu befassen und möglichst zu einer 
einvernehmlichen Lösung zu kommen.  
 
a) Betrieblich notwendige Qualifizierung (§ 2 Ziff. 1 bis 3) 

 
Bei weiterhin bestehenden Streitigkeiten zwischen Beschäftigtem und Arbeitge-
ber aus diesem Tarifvertrag über eine betrieblich notwendige Qualifizierung 
nach § 2 Ziff. 1 bis 3 wird eine paritätische Kommission eingerichtet, der je zwei 
vom Arbeitgeber und vom Betriebsrat bestellte Betriebsangehörige angehören. 
Kommt es in der paritätischen Kommission zu keiner Einigung, so entscheidet 
auf Antrag einer Betriebspartei - nach Durchführung des tariflichen Vorverfah-
rens - die tarifliche Einigungsstelle gemäß § 3 Tarifvertrag über Tarifschiedsge-
richt, Einigungsstelle und Schnellschlichtung. 
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b) Entwicklungsqualifizierung (§ 2 Ziff. 4) 

 
Bei weiterhin bestehenden Streitigkeiten zwischen Beschäftigtem und Arbeitge-
ber aus diesem Tarifvertrag über eine betrieblich zweckmäßige Qualifizierung 
nach § 2 Ziff. 4 gilt Ziff. 1 a) entsprechend, sofern eine Betriebsgröße von mehr 
als 50 Beschäftigten gegeben ist und der Beschäftigte eine Betriebszugehörig-
keitszeit von mindestens 2 Jahren erreicht hat. 

 
c) Persönliche berufliche Weiterbildung (§ 2 Ziff. 5) 

 
Bei weiterhin bestehenden Streitigkeiten zwischen Beschäftigtem und Arbeitge-
ber aus diesem Tarifvertrag über eine Persönliche berufliche Weiterbildung (§ 2 
Ziff. 5) gilt Ziff. 1 a) entsprechend, sofern eine Betriebsgröße von mehr als 200 
Beschäftigten gegeben ist und der Beschäftigte eine Betriebszugehörigkeitszeit 
von mindestens 5 Jahren erreicht hat. 
 
Eine streitige Entscheidung einer Einigungsstelle nach § 3 Tarifvertrag 
Schiedsgericht, Einigungsstelle und Schnellschlichtung ist in diesen Fällen aus-
geschlossen, sofern festgestellt wird, dass der Beschäftigte eine Tätigkeit im 
Betrieb ausübt, die im besonderen betrieblichen Interesse liegt und ein ange-
messener Ersatz auf dem Arbeitsmarkt nicht rechtzeitig zu finden ist. 
 

2. Bei allen betriebsverfassungsrechtlichen Streitigkeiten aus diesem Tarifvertrag tritt 
an die Stelle der gesetzlichen Einigungsstelle - nach Durchführung des tariflichen 
Vorverfahrens - die tarifliche Einigungsstelle gemäß § 3 Tarifvertrag über Tarif-
schiedsgericht, Einigungsstelle und Schnellschlichtung. 
 

 
§ 8 

Bildungsvereinbarung und Bildungskonto 
 
Die Bedingungen, zu denen eine Weiterbildungsmaßnahme gemäß § 2 Ziff. 4 
(Entwicklungsqualifizierung) und § 2 Ziff. 5 (Persönliche berufliche Weiterbildung) 
durchgeführt wird, sind in einer Bildungsvereinbarung zwischen Beschäftigtem und 
Arbeitgeber zu beschreiben (Ziff. 1). 
 
Für die Beschäftigten kann im Rahmen der Bildungsvereinbarung ein zweckgebun-
denes persönliches Bildungskonto errichtet werden (Ziff. 2). Damit wird über die Auf-
lösung eines vorher gebildeten Wertguthabens des Beschäftigten eine 
(Teil)Vergütung der Bildungsfreistellung ermöglicht. 
 
1. Bildungsvereinbarung 

 
Einigen sich Arbeitgeber und Beschäftigter auf die Durchführung einer Qualifizie-
rungsmaßnahme im Sinne von § 2 Ziff. 4 bzw. § 2 Ziff. 5, so ist eine Bildungsver-
einbarung schriftlich abzuschließen. 
 
In dieser Vereinbarung wird - soweit erforderlich - geregelt: 
 
- Beginn und Dauer der gesamten Maßnahme einschließlich Art, Umfang und 

zeitlicher Lage der Freistellung zum Zwecke der Weiterbildung, 
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- die Einrichtung und die Bedingungen eines Bildungskontos gem. Ziff. 2, 
- Regelungen zur Entnahme von Wertguthaben des Bildungskontos zur Versteti-

gung des Einkommens während der Laufzeit der gesamten Bildungsvereinba-
rung, 

- Freistellungszeiten auch ohne vorherige Ansparzeit und gegebenenfalls ein Ab-
bauplan zur Tilgung von Zeitschulden, 

- ratierlich monatliche Auszahlung der zusätzlichen Urlaubsvergütung und Jah-
ressonderzahlung, 

- eventuelle Maßnahmen der öffentlichen Förderung, insbesondere nach § 81 ff 
SGB III („WeGebAU“), 

- eventuelle zusätzliche, freiwillige Leistungen des Arbeitgebers, 
- die Bedingungen der Weiterbeschäftigung nach Ende bzw. Abbruch der Maß-

nahme auf seinem Arbeitsplatz oder zumutbaren gleich- oder höherwertigen 
Arbeitsplatz. Dies ist bei vorher Vollzeitbeschäftigten ein Vollzeitarbeitsplatz, 

- Verrechnung der Ansprüche aus den Landesgesetzen zur Weiterbildung, soweit 
rechtlich möglich, 

- Fragen der Urlaubsgewährung und –verrechnung. 
 
Die Gesamtdauer der Bildungsvereinbarung beträgt höchstens sieben Jahre. 
 
Die Bildungsvereinbarung ist vor rechtsgültigem Abschluss dem Betriebsrat zur 
Kenntnis zu gegeben.  
 
Der Beschäftigte hat vor Beginn der Freistellung den Nachweis der verbindlichen 
Anmeldung zu der Bildungsmaßnahme zu erbringen, andernfalls besteht kein An-
spruch auf die Freistellung. 
 

2. Bildungskonto (Wertguthaben) 
 
Hierfür gelten folgende Regelungen: 
 
In das - gemäß § 7d Abs. 1 SGB IV in Geld zu führende - Bildungskonto werden 
die in der Bildungsvereinbarung vereinbarten Ansparzeiten als Wertguthaben ein-
gebucht. 
 
Zusätzlich können auf Verlangen des Beschäftigten ganz oder teilweise  Ansprü-
che auf zusätzliche Urlaubsvergütung und Jahressonderzahlung eingebracht wer-
den. 
 
Sofern betrieblich Arbeitszeitkonten oder Langzeitkonten bestehen, kann der Be-
schäftigte auch Ansprüche aus diesen Konten in das Wertguthaben einbringen, 
soweit die betrieblichen Regelungen dies gestatten, jedoch nicht mehr als 152 
Stunden pro Jahr. 
 
Die Arbeitsvertragsparteien können auch vereinbaren, dass ein Teil der Arbeits-
leistung (bis zu 10 %), mit der das Wertguthaben aufgebaut werden soll, erst nach 
der Freistellung erbracht wird. Dies gilt entsprechend für eine erst spätere Ver-
rechnung von Entgeltbestandteilen. 
 
Die Kontobedingungen richten sich im Übrigen nach den Vorschriften für Wertgut-
haben gemäß §§ 7b ff. SGB IV einschließlich der Insolvenzsicherung und den ent-
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sprechenden sozialversicherungsrechtlichen und steuerlichen Bestimmungen. 
 
Bei der Kontoführung ist sicherzustellen, dass die tarifliche Entgeltentwicklung 
nachvollzogen wird. 
 
In welcher Höhe der Beschäftigte aus dem vorher gebildeten Wertguthaben wei-
tervergütet wird, ergibt sich aus der getroffenen Vereinbarung.  
Die Höhe des monatlichen Entgelts aus dem Wertguthaben ist bei einer vollstän-
digen Freistellung jedenfalls so zu bemessen, dass dieses mindestens 70 % des 
zuletzt erzielten Monatsentgelts entspricht (§ 7 Abs. 1a SGB IV). 
 

3. Störfälle 
 
Eine Auszahlung eines noch bestehenden Wertguthabens erfolgt nach Anwen-
dung der steuer- und sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften ausnahmsweise 
in folgenden Fällen: 
 
- bei Tod des Beschäftigten an einen anspruchsberechtigten Hinterbliebenen 

gemäß § 13 MTV, 
- bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses, 
- bei einvernehmlicher vorzeitiger Beendigung der Bildungsfreistellungsvereinba-

rung oder fehlender Freistellung mangels Nachweises der verbindlichen An-
meldung zu der Bildungsmaßnahme gemäß Ziff. 1. 

 
Bestehen Zeitschulden, so sind diese von den Beschäftigten auf Verlangen des 
Arbeitgebers im Rahmen der betrieblichen, tariflichen und gesetzlichen Vorschrif-
ten nachzuarbeiten. Ist dies nicht möglich, erfolgt eine Verrechnung mit Entgeltan-
sprüchen. 
 
Bei unvorhersehbaren Ereignissen (z.B. langandauernde Arbeitsunfähigkeit) ist 
die Bildungsvereinbarung ggf. anzupassen oder aufzulösen. 
 
 

§ 9 
Sonderregelung für Ausgebildete 

 
 
Für Ausgebildete, die nach der Ausbildung in ein unbefristetes Arbeitsverhältnis 
übernommen wurden, gilt dieser Tarifvertrag mit der Maßgabe, dass die 5-Jahresfrist 
in § 7 Ziff.1 c) Abs.1 entfällt.  
 
Um vorübergehende Beschäftigungsprobleme zu überbrücken, können auch mit 
Auszubildenden, die nur befristet für ein Jahr übernommen werden, Qualifizierungs-
maßnahmen bis zu einem Jahr mit anschließender Bedarfsprüfung für eine befristete 
Weiterbeschäftigung vereinbart werden. 
Die Tarifvertragsparteien stimmen überein, dass diese Befristung einen eigenständi-
gen sachlichen Befristungsgrund im Sinne des § 14 Abs. 1 TzBfG bzw. § 2 Ziff. 6 
MTV darstellt. 
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§ 10 

Betriebsratslose Betriebe 
 
In allen Fällen, in denen dieser Vertrag eine Einigung einschließlich Betriebsverein-
barungen zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat vorsieht und ein Betriebsrat im Be-
trieb nicht vorhanden ist, ist die Einigung zwischen Arbeitgeber und Beschäftigtem 
herbeizuführen. 
 
 

§ 11 
Schlussbestimmungen 

 
Durch diesen Tarifvertrag werden die Mitbestimmungsrechte des Betriebsrats nach 
dem BetrVG weder eingeschränkt noch ausgeweitet und kündigungsschutzrechtliche 
Wertungen des KSchG nicht verändert.  
 
Unberührt bleibt bei aufwändigeren Qualifizierungsmaßnahmen die Möglichkeit einer 
vertraglichen Regelung der Arbeitsvertragsparteien im Rahmen der gesetzlichen 
Bestimmungen, für den Fall der Eigenkündigung des Beschäftigten eine Rückzah-
lungsverpflichtung (von Teilen) der Qualifikationskosten zu vereinbaren. 
 
Die Rechte der Beschäftigten nach dem Teilzeit- und Befristungsgesetz werden 
durch diesen Tarifvertrag nicht eingeschränkt.  
 
Betriebliche Regelungen zur Qualifizierung werden durch diesen Tarifvertrag nicht 
betroffen, soweit sie wertgleich zu den Bestimmungen dieses Tarifvertrages sind o-
der über diese hinausgehen. 
 
 

§ 12 
In-Kraft-Treten und Kündigung 

 
Dieser Tarifvertrag tritt am 01. März 2015 in Kraft.  
 
Er löst den Tarifvertrag zur Qualifizierung vom 28. April 2006 / 01. September 2009 / 
23. Mai 2012 ab.  
 
Dieser Tarifvertrag kann mit dreimonatiger Frist zum Quartalsende, erstmals zum 31. 
Dezember 2019 gekündigt werden.  
 
 
Hamburg, den 26. Februar  2015 
 
 

NORDMETALL 
Verband der Metall- und Elektroindustrie e.V., Hamburg 

 
 
 

IG Metall 
Bezirksleitung Küste, Hamburg 
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Protokollnotiz zu § 7 Ziff. 1 c) TV Q: 
 
 
1. Streitige Entscheidung möglich iSv. § 7 Ziff. 1 c) Abs. 2: 
 
Im ersten Schritt Prüfung durch Paritätische Kommission; 
kann keine Einigung herbeigeführt werden, sind beiderseitige Organisationsvertreter hinzu-
zuziehen. Gelingt auch dann keine Einigung, so ist die Angelegenheit auf Antrag einer Be-
triebspartei der tariflichen Einigungsstelle vorzulegen. Diese prüft ihre Zuständigkeit, ob vom 
Beschäftigten eine Tätigkeit im Betrieb ausgeübt wird, die im besonderen betrieblichen Inte-
resse liegt und ein angemessener Ersatz auf dem Arbeitsmarkt nicht rechtzeitig zu finden ist. 
 
 
2. Prüfung gemäß Abs. 1: 
 
Die tarifliche Einigungsstelle prüft vorrangig, ob die Qualifizierung  iSv. § 2 Ziff. 5 TV Q im 
Grundsatz dazu geeignet ist, eine Tätigkeit im freistellenden Betrieb oder Unternehmen aus-
üben zu können. 
 
Darüber hinaus prüft die tarifliche Einigungsstelle, ob betriebliche oder wirtschaftliche Grün-
de des Arbeitgebers vorliegen und in der Abwägung mit den Interessen der Beschäftigten 
überwiegen, um eine Ablehnung zu rechtfertigen. 
 
 
 

 
Nordmetall 

Verband der Metall- und Elektroindustrie e.V. 
 
 
 
 
 

IG Metall Bezirk Küste, Bezirksleitung Hamburg 
 



Zwischen dem 
 

Verband der Metall- und Elektro-Unternehmen Hessen e. V.,  
Frankfurt am Main 

 
und der 
 

Industriegewerkschaft Metall 
Bezirksleitung Mitte 

 
 
wird folgender 
 
 

Tarifvertrag Bildung 
(TV B) 

 
 
geschlossen: 
 
 

Präambel 
 
Die Frage der Qualifizierung und des lebenslangen Lernens ist ein Schlüssel für die Sicherung 
der Wettbewerbs- und Innovationsfähigkeit der Betriebe, der Sicherung der Arbeitsplätze und 
der Beschäftigungsfähigkeit der Arbeitnehmer im Betrieb. 
 
Die Tarifvertragsparteien setzen sich mit Blick auf die demographischen Herausforderungen 
und die Steigerung der Attraktivität der Arbeit in der Metall- und Elektroindustrie gezielt dafür 
ein, 
 
• Beschäftigte auf Arbeitsplätzen mit geringen Qualifikationsanforderungen, 
 
• Beschäftigte, die einen zusätzlichen Abschluss für die berufliche Entwicklung anstreben, 

und 
 
• Ausgebildete, die aufbauend auf ihrer Ausbildung einen weiteren Bildungsabschnitt 

nutzen wollen,  
 
in ihrer beruflichen Entwicklung zu fördern. 
 
 

§ 1 
Geltungsbereich 

 
Für diesen Tarifvertrag gilt der Geltungsbereich des Manteltarifvertrages der Metall- und 
Elektroindustrie des Landes Hessen (MTV) in seiner jeweiligen Fassung. 
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§ 2 
Qualifizierung 

 
Qualifizierung im Sinne dieses Tarifvertrages sind betrieblich notwendige (Nr. 1 bis 3), 
betrieblich zweckmäßige (Nr. 4) sowie persönliche berufliche Weiterbildungsmaßnahmen 
(Nr. 5), die dazu dienen, 
 
1. die ständige Fortentwicklung des fachlichen, methodischen und sozialen Wissens im 

Rahmen des eigenen Aufgabengebietes nachvollziehen zu können 
(Erhaltungsqualifizierung), oder 

 
2. veränderte Anforderungen im eigenen Aufgabengebiet erfüllen zu können 

(Anpassungsqualifizierung), oder 
 
3. beim Wegfall von Arbeitsaufgaben eine andere gleichwertige oder höherwertige 

Arbeitsaufgabe für einen durch den jeweiligen Beschäftigten im Betrieb zu besetzenden 
Arbeitsplatz übernehmen zu können (Umqualifizierung), oder 

 
4. eine andere höherwertige Arbeitsaufgabe im Betrieb übernehmen zu können 

(Entwicklungsqualifizierung), oder 
 
5. die berufliche Entwicklung der Beschäftigten zu fördern. Diese Qualifizierung ist zwar im 

Grundsatz dazu geeignet, eine Tätigkeit im freistellenden Betrieb oder Unternehmen 
ausüben zu können; es besteht jedoch aufgrund der aktuellen Beschäftigungssituation 
kein betrieblicher Bedarf für derartige Weiterbildungsmaßnahmen (Persönliche 
berufliche Weiterbildung). 

 
 

§ 3 
Feststellung des betrieblichen und persönlichen Qualifikationsbedarfs 

 
1. Unterrichtung über Veränderungen 

 
Der Arbeitgeber unterrichtet den Betriebsrat gemäß §§ 90 ff. BetrVG über die Planung 
von technischen Anlagen, die Änderung von Arbeitsverfahren und Arbeitsabläufen oder 
deren Neueinführung oder die Änderung von Arbeitsplätzen rechtzeitig unter Vorlage der 
erforderlichen Unterlagen. Der Betriebsrat kann hierbei eigene Vorschläge gem. § 92 a 
BetrVG einbringen. 

 
2. Betrieblicher Qualifikationsbedarf 

 
Auf der Grundlage der geplanten und erwarteten Veränderungen des Betriebes ist der 
künftige betriebliche Qualifikationsbedarf vom Arbeitgeber festzustellen und mit dem 
Betriebsrat zu beraten. Dabei ist insbesondere die Sicherung und Förderung der 
Beschäftigung von an- und ungelernten Beschäftigten zu berücksichtigen. 
 
Bei diesen Beratungen sind gemäß § 92 BetrVG anhand des gegenwärtigen und des 
künftigen Personalbedarfs Maßnahmen der Qualifizierung darzustellen und der 
Betriebsrat anhand von Unterlagen rechtzeitig und umfassend zu unterrichten. 

 
3. Persönlicher Qualifikationsbedarf 

 
Hinsichtlich der Maßnahmen gemäß § 2 Nr. 5 (Persönliche berufliche Weiterbildung) soll 
der Betriebsrat mindestens einmal jährlich Weiterbildungswünsche der Beschäftigten 
ermitteln und diese dokumentieren. 
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4. Vorschläge des Betriebsrates 

 
Der Betriebsrat kann dem Arbeitgeber Vorschläge für die Einführung von Maßnahmen 
und ihre Durchführung machen. 
 
Zu diesen Beratungen können die Betriebsparteien im Rahmen der gesetzlichen 
Bestimmungen Sachverständige hinzuziehen. 

 
5. Qualifizierungsplan 

 
Arbeitgeber und Betriebsrat sollen auf Grundlage der Erkenntnisse von Nr. 1 bis 4 einen 
jährlichen Qualifizierungsplan vereinbaren. 
 
Arbeitgeber und Betriebsrat haben darauf zu achten, dass unter Berücksichtigung der 
betrieblichen Notwendigkeiten den Beschäftigten die Teilnahme an betrieblichen oder 
außerbetrieblichen Qualifikationsmaßnahmen ermöglicht wird. 
 
Dabei sollen nach Möglichkeit und Notwendigkeit spezielle Programme und 
abschlussorientierte Weiterbildungen zur Qualifizierung an- und ungelernter 
Beschäftigter vereinbart werden. 
 
Sie haben dabei auch die Belange älterer Beschäftigter, Teilzeitbeschäftigter und von 
Beschäftigten mit Familienpflichten zu berücksichtigen. 
 
Falls aufgrund von geplanten oder durchgeführten Maßnahmen des Arbeitgebers sich 
Tätigkeiten der betroffenen Beschäftigten ändern und ihre beruflichen Kenntnisse und 
Fähigkeiten zur Erfüllung ihrer Aufgaben nicht mehr ausreichen, hat der Betriebsrat bei 
der Einführung von Qualifizierungsmaßnahmen gemäß § 97 Abs. 2 BetrVG 
mitzubestimmen. 

 
 

§ 4 
Individuelle Qualifizierungsgespräche 

 
1. Organisation durch die Betriebsparteien 

 
Auf der Grundlage des gemäß § 3 festgestellten betrieblichen und persönlichen 
Qualifizierungsbedarfs bzw. des vereinbarten Qualifizierungsplans vereinbaren die 
Betriebsparteien regelmäßige oder anlassbezogene Gespräche der Beschäftigten mit 
dem Arbeitgeber. Wird betrieblich nichts anderes geregelt, sind die Gespräche jährlich 
zu führen.  
 
Diese Gespräche können auch als Gruppengespräche durchgeführt werden. Sie können 
auch im Rahmen anderer Personalgespräche (z. B. im Rahmen der 
Leistungsbeurteilung oder Zielvereinbarung) geführt werden. 

 
2. Persönliches Gespräch 

 
In dem Qualifizierungsgespräch wird zwischen Beschäftigtem und Arbeitgeber 
gemeinsam festgestellt, ob und welcher konkrete individuelle Qualifizierungsbedarf 
besteht und wie dieser umgesetzt werden kann. Hierzu soll der Beschäftigte konkrete 
Vorschläge machen.  
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Soweit ein individueller Qualifizierungsbedarf anerkannt wird, werden die notwendigen 
Qualifizierungsmaßnahmen und ihre Durchführung vereinbart.  
 
Zur Vereinbarung der Qualifizierungsmaßnahmen gehört ggf. auch die Festlegung von 
Prioritäten zwischen notwendigen Qualifizierungsmaßnahmen. 
 
Der Beschäftigte kann bei der Erörterung ein Mitglied des Betriebsrats hinzuziehen. 
 
Wird zwischen Beschäftigtem und Arbeitgeber kein Einvernehmen über den 
Qualifizierungsbedarf, die daraus resultierenden notwendigen 
Qualifizierungsmaßnahmen oder den Inhalt der Bildungsvereinbarung gemäß § 8 erzielt, 
gelten § 6 und § 7 Nr. 1. 
 
Steht fest, dass Beschäftigte in der gesetzlichen Elternzeit und in 
Kindererziehungszeiten zu einem bestimmten Zeitpunkt in den Betrieb zurückkehren, 
wird auch mit ihnen ein solches Gespräch vereinbart. Eine evtl. daraus resultierende 
Maßnahme soll nach Möglichkeit vor Rückkehr durchgeführt werden. 

 
 

§ 5 
Durchführung der Qualifizierung 

 
1. Allgemeine Bestimmungen 

 
Qualifizierungsmaßnahmen im Sinne dieses Tarifvertrages sind zeitlich, inhaltlich 
abgegrenzte und beschriebene Maßnahmen. Sie sind nicht mit der Festlegung auf 
bestimmte Methoden verbunden und können arbeitsplatznah („training on the job“) oder 
in anderen internen und externen Maßnahmen durchgeführt werden.  
 
Die Durchführungskosten der Maßnahmen im Sinne von § 2 Nr. 1 bis 4 werden – soweit 
sie nicht von Dritten übernommen werden – vom Arbeitgeber getragen. 
 
Die Durchführungskosten von Maßnahmen im Sinne von § 2 Nr. 5 trägt – soweit sie nicht 
von Dritten übernommen werden – grundsätzlich der Beschäftigte. 
 
Die Teilnahme an einer Qualifizierungsmaßnahme gemäß § 2 Nr. 1 bis 4 wird vom 
Arbeitgeber dokumentiert und dem Beschäftigten in Textform bestätigt. 

 
2. Beteiligung des Betriebsrates 

 
Der Betriebsrat bestimmt bei der Durchführung der Qualifizierungsmaßnahmen im 
Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen mit. 
 
Betriebsrat und Arbeitgeber stellen verbindlich fest, welche Form der betrieblichen 
Qualifizierung gemäß § 2 vorliegt. Im Falle der Nichteinigung gilt § 7 Nr. 2 entsprechend. 
 
Der Arbeitgeber berichtet dem Betriebsrat regelmäßig – mindestens jährlich – über die 
umgesetzten Weiterbildungsmaßnahmen. 
 
Arbeitgeber und Betriebsrat prüfen und unterstützen gemeinsam Anträge auf öffentliche 
Förderung, insbesondere solche gemäß §§ 81 ff. SGB III (WeGebAU). 
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3. Qualifizierungszeit 
 
a) Betrieblich notwendige Qualifizierungen (§ 2 Nr. 1 bis 3) 

 
Die erforderliche Qualifizierungszeit gilt als zuschlagsfrei zu vergütende oder durch 
bezahlte Freistellung auszugleichende Arbeitszeit im Sinne der tariflichen 
Bestimmungen. Die Bestimmungen des § 8 MTV zur zu vergütenden Reisezeit 
gelten entsprechend. Qualifizierungs- und Reisezeiten müssen nicht auf 
Arbeitszeitkonten gutgeschrieben werden. 

 
b) Entwicklungsqualifizierungen (§ 2 Nr. 4) 

 
Von der erforderlichen Qualifizierungszeit sind grundsätzlich 50 % bezahlte 
Arbeitszeit entsprechend a) und 50 % vom Beschäftigten als Eigenanteil in Form 
von zusätzlicher unbezahlter Arbeitszeit einzubringen.  
 
Einzelheiten hierzu regelt § 8 (Bildungsvereinbarung und persönliches 
Bildungskonto). 
 
Von den Betriebsparteien soll in begründeten Einzelfällen auf Verlangen des 
Beschäftigten ein geringerer Eigenanteil festgelegt werden, wenn ein überwiegender 
betrieblicher Nutzen zu erwarten ist. Ebenso soll von den Betriebsparteien in 
begründeten Einzelfällen auf Verlangen des Arbeitgebers ein höherer Eigenanteil 
des Beschäftigten festgelegt werden, wenn kein überwiegend betrieblicher Nutzen 
zu erwarten ist.  
 
Die nachstehend unter lit. c) bestimmten Regelungen zur Bildungsteilzeit, 
Ausscheidensvereinbarung und Förderung finden im Hinblick auf den Eigenanteil 
des Beschäftigten entsprechende Anwendung. 

 
c) Persönliche berufliche Weiterbildung (§ 2 Nr. 5) 

 
Bildungsteilzeit 
 
Die Teilnahme an Maßnahmen der Persönlichen beruflichen Weiterbildung findet 
außerhalb der Arbeitszeit statt. 
 
Im Wege einer Bildungsvereinbarung gemäß § 8 können die Arbeitsvertragsparteien 
eine unbezahlte Freistellung (Teilzeit, ggf. mit monatlicher Aufzahlung) regeln oder 
eine aus einem Wertguthaben (teil-)bezahlte Freistellung vereinbaren (z. B. über 
verblockte Teilzeit). 
 
Ausscheidensvereinbarung 
 
Sofern dies durch die Art der Maßnahme der Persönlichen beruflichen Weiterbildung 
geboten ist, kann zwischen dem Beschäftigten und dem Arbeitgeber eine 
Ausscheidensvereinbarung getroffen werden bei gleichzeitiger 
Wiedereinstellungszusage auf dem vorherigen oder einem zumutbaren gleich- oder 
höherwertigen Arbeitsplatz. Dieser ist bei vorher Vollzeitbeschäftigten ein 
Vollzeitarbeitsplatz. 
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Förderung 
 
Soweit sich die Betriebsparteien auf eine freiwillige Betriebsvereinbarung nach § 14 
Ziff. 2 Tarifvertrag zum flexiblen Übergang in die Rente für die Metall- und 
Elektroindustrie des Landes Hessen vom 25. Februar 2015 (TV FlexÜ) einigen, ist 
dort festzulegen, welcher Anteil der Quote gemäß § 12 Ziff.1.1 TV FlexÜ für eine 
Förderung verwendet wird. Für den vereinbarten Zeitraum reduziert sich der 
Anspruch bzw. die Quote für Altersteilzeit entsprechend. 
 
Der Gesamtwert dieser Förderung errechnet sich gemäß § 12 Ziff.3.2 Abs. 2 TV 
FlexÜ: Für jeden 0,1 %-Punkt weniger Altersteilzeit unterhalb der Quote von 4 % 
sind 0,02 % der tariflichen Bruttoentgeltsumme des Betriebes aufzuwenden. 
 
Die Einzelheiten der Verteilung werden im Rahmen der Beratungen zu §§ 3 und 4 
zwischen Betriebsrat und Arbeitgeber erörtert und vereinbart. 

 
 

§ 6 
Pflichten der Beschäftigten 

 
Die Beschäftigten sind verpflichtet, bei der Ermittlung des Qualifizierungsbedarfes mitzuwirken 
und an den vereinbarten Qualifizierungsgesprächen und -maßnahmen teilzunehmen. 
 
Lehnt der Beschäftigte die Teilnahme an einer für ihn vereinbarten Qualifizierungsmaßnahme 
gemäß § 2 Nr. 1 bis 4 ohne wichtigen Grund ab, so kommen für ihn die Bestimmungen des 
§ 15 MTV in der Folge (einmalig) nicht zur Anwendung. Im Übrigen gelten die Rechte und 
Pflichten aus dem Arbeitsvertrag.  
 
Beschäftigte, die an einer Qualifizierungsmaßnahme im Sinne dieses Tarifvertrages 
teilgenommen haben, sind verpflichtet, die dadurch erreichte Qualifikation einzusetzen, soweit 
die Arbeitsaufgabe dies verlangt. 
 
 

§ 7 
Konfliktregelung 

 
1. Bei Streitigkeiten zwischen Beschäftigtem und Arbeitgeber im Rahmen des 

Qualifizierungsgesprächs (§ 4) haben sich auf Antrag einer Seite Arbeitgeber und 
Betriebsrat mit der Angelegenheit zu befassen und möglichst zu einer einvernehmlichen 
Lösung zu kommen. 
 
a) Betrieblich notwendige Qualifizierung (§ 2 Nr. 1 bis 3) 

 
Bei weiterhin bestehenden Streitigkeiten zwischen Beschäftigtem und Arbeitgeber 
aus diesem Tarifvertrag über eine betrieblich notwendige Qualifizierung nach § 2 
Nr. 1 bis 3 wird eine paritätische Kommission eingerichtet, der je zwei vom 
Arbeitgeber und vom Betriebsrat bestellte Betriebsangehörige angehören. Kommt 
es in der paritätischen Kommission zu keiner Einigung, so entscheidet auf Antrag 
einer Betriebspartei die in §§ 2 Nr. 7, 3 Nr. 5 des Tarifvertrages zur 
Beschäftigungssicherung (TV Besch) genannte tarifliche Schlichtungsstelle. 
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b) Entwicklungsqualifizierung (§ 2 Nr. 4) 
 
Bei weiterhin bestehenden Streitigkeiten zwischen Beschäftigtem und Arbeitgeber 
aus diesem Tarifvertrag über eine betrieblich zweckmäßige Qualifizierung nach § 2 
Nr. 4 gilt Nr. 1 a) entsprechend, sofern eine Betriebsgröße von mehr als 50 
Beschäftigten gegeben ist und der Beschäftigte eine Betriebszugehörigkeitszeit von 
mindestens zwei Jahren erreicht hat. 

 
c) Persönliche berufliche Weiterbildung (§ 2 Nr. 5) 

 
Bei weiterhin bestehenden Streitigkeiten zwischen Beschäftigtem und Arbeitgeber 
aus diesem Tarifvertrag über eine Persönliche berufliche Weiterbildung nach § 2 
Nr. 5 gilt Nr. 1 a) entsprechend, sofern eine Betriebsgröße von mehr als 200 
Beschäftigten gegeben ist und der Beschäftigte eine Betriebszugehörigkeitszeit von 
mindestens fünf Jahren erreicht hat. 
 
Eine streitige Entscheidung der Schlichtungsstelle ist in diesen Fällen 
ausgeschlossen, sofern festgestellt wird, dass der Beschäftigte eine Tätigkeit im 
Betrieb ausübt, die im besonderen betrieblichen Interesse liegt und ein 
angemessener Ersatz auf dem Arbeitsmarkt nicht rechtzeitig zu finden ist. 

 
2. Bei allen betriebsverfassungsrechtlichen Streitigkeiten aus diesem Tarifvertrag tritt an 

die Stelle der gesetzlichen Einigungsstelle die tarifliche Schlichtungsstelle gemäß §§ 2 
Nr. 7, 3 Nr. 5 TV Besch. 

 
 

§ 8 
Bildungsvereinbarung und Bildungskonto 

 
Die Bedingungen, zu denen eine Weiterbildungsmaßnahme gemäß § 2 Nr. 4 
(Entwicklungsqualifizierung) und § 2 Nr. 5 (Persönliche berufliche Weiterbildung) durchgeführt 
wird, sind in einer Bildungsvereinbarung zwischen Beschäftigtem und Arbeitgeber zu 
beschreiben (Nr. 1).  
 
Für die Beschäftigten kann im Rahmen der Bildungsvereinbarung ein zweckgebundenes 
persönliches Bildungskonto errichtet werden (Nr. 2). Damit wird über die Auflösung eines 
vorher gebildeten Wertguthabens des Beschäftigten eine (Teil)Vergütung der 
Bildungsfreistellung ermöglicht. 
 
1. Bildungsvereinbarung 

 
Einigen sich Arbeitgeber und Beschäftigter auf die Durchführung einer 
Qualifizierungsmaßnahme im Sinne von § 2 Nr. 4 bzw. § 2 Nr. 5, so ist eine 
Bildungsvereinbarung schriftlich abzuschließen. 
 
In dieser Vereinbarung wird – soweit erforderlich – geregelt: 
- Beginn und Dauer der gesamten Maßnahme einschließlich Art, Umfang und 

zeitlicher Lage der Freistellung zum Zwecke der Weiterbildung. 
- Die Einrichtung und die Bedingungen eines Bildungskontos gemäß Nr. 2. 
- Regelungen zur Entnahme von Wertguthaben des Bildungskontos zur Verstetigung 

des Einkommens während der Laufzeit der gesamten Bildungsvereinbarung. 
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- Freistellungszeiten auch ohne vorherige Ansparzeit und gegebenenfalls ein 
Abbauplan zur Tilgung von Zeitschulden. 

- Ratierliche monatliche Auszahlung der zusätzlichen Urlaubsvergütung und 
Jahressonderzahlung. 

- Eventuelle Maßnahmen der öffentlichen Förderung, insbesondere nach §§ 81 ff. 
SGB III (WeGebAU). 

- Eventuelle zusätzliche, freiwillige Leistungen des Arbeitgebers. 
- Die Bedingungen der Weiterbeschäftigung nach Ende bzw. Abbruch der Maßnahme 

auf seinem Arbeitsplatz oder zumutbaren gleich- oder höherwertigen Arbeitsplatz. 
Dies ist bei vorher Vollzeitbeschäftigten ein Vollzeitarbeitsplatz. 

- Verrechnung der Ansprüche aus dem Hessischen Gesetz über den Anspruch auf 
Bildungsurlaub, soweit rechtlich möglich. 

- Fragen der Urlaubsgewährung und -verrechnung. 
 
Die Gesamtdauer der Bildungsvereinbarung beträgt höchstens sieben Jahre. 
 
Die Bildungsvereinbarung ist vor rechtsgültigem Abschluss dem Betriebsrat zur Kenntnis 
zu geben. 
 
Der Beschäftigte hat vor Beginn der Freistellung den Nachweis der verbindlichen 
Anmeldung zu der Bildungsmaßnahme zu erbringen, andernfalls besteht kein Anspruch 
auf die Freistellung. 

 
2. Bildungskonto (Wertguthaben) 

 
Hierfür gelten folgende Regelungen: 
 
In das – gemäß § 7 d Abs. 1 SGB IV in Geld zu führende – Bildungskonto werden die in 
der Bildungsvereinbarung vereinbarten Ansparzeiten als Wertguthaben eingebucht. 
 
Zusätzlich können auf Verlangen des Beschäftigten ganz oder teilweise Ansprüche auf 
zusätzliche Urlaubsvergütung und Jahressonderzahlung eingebracht werden. 
 
Sofern betrieblich Arbeitszeitkonten oder Langzeitkonten bestehen, kann der 
Beschäftigte auch Ansprüche aus diesen Konten in das Wertguthaben einbringen, 
soweit die betrieblichen Regelungen dies gestatten, jedoch nicht mehr als 152 Stunden 
pro Jahr. 
 
Die Arbeitsvertragsparteien können auch vereinbaren, dass ein Teil der Arbeitsleistung 
(bis zu 10 %), mit der das Wertguthaben aufgebaut werden soll, erst nach der 
Freistellung erbracht wird. Dies gilt entsprechend für eine erst spätere Verrechnung von 
Entgeltbestandteilen. 
 
Die Kontobedingungen richten sich im Übrigen nach den Vorschriften für Wertguthaben 
gemäß §§ 7b ff. SGB IV einschließlich der Insolvenzsicherung und den entsprechenden 
sozialversicherungsrechtlichen und steuerlichen Bestimmungen. 
 
Bei der Kontoführung ist sicherzustellen, dass die tarifliche Entgeltentwicklung 
nachvollzogen wird. 
 
In welcher Höhe der Beschäftigte aus dem vorher gebildeten Wertguthaben 
weitervergütet wird, ergibt sich aus der getroffenen Vereinbarung. 
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Die Höhe des monatlichen Entgelts aus dem Wertguthaben ist bei einer vollständigen 
Freistellung jedenfalls so zu bemessen, dass dieses mindestens 70 % des zuletzt 
erzielten Monatsentgelts entspricht (§ 7 Abs. 1a SGB IV). 

 
3. Störfälle 

 
Eine Auszahlung eines noch bestehenden Wertguthabens erfolgt nach Anwendung der 
steuer- und sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften ausnahmsweise in folgenden 
Fällen: 
- Bei Tod des Beschäftigten an einen anspruchsberechtigten Hinterbliebenen gemäß 

§ 13 MTV. 
- Bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses. 
- Bei einvernehmlicher vorzeitiger Beendigung der Bildungsfreistellungsvereinbarung 

oder fehlender Freistellung mangels Nachweises der verbindlichen Anmeldung zu 
der Bildungsmaßnahme gemäß Nr. 1. 

 
Bestehen Zeitschulden, so sind diese von den Beschäftigten auf Verlangen des 
Arbeitgebers im Rahmen der betrieblichen, tariflichen und gesetzlichen Vorschriften 
nachzuarbeiten. Ist dies nicht möglich, erfolgt eine Verrechnung mit Entgeltansprüchen. 
 
Bei unvorhersehbaren Ereignissen (z. B. langandauernde Arbeitsunfähigkeit) ist die 
Bildungsvereinbarung ggfs. anzupassen oder aufzulösen. 

 
 

§ 9 
Sonderregelung für Ausgebildete 

 
Für Ausgebildete, die nach der Ausbildung in ein unbefristetes Arbeitsverhältnis übernommen 
wurden, gilt dieser Tarifvertrag mit der Maßgabe, dass die 5-Jahresfrist in § 7 Nr. 1 c) Abs. 1 
entfällt. 
 
 

§ 10 
Betriebsratslose Betriebe 

 
In allen Fällen, in denen dieser Vertrag eine Einigung einschließlich Betriebsvereinbarungen 
zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat vorsieht und ein Betriebsrat im Betrieb nicht vorhanden 
ist, ist die Einigung zwischen Arbeitgeber und Beschäftigtem herbeizuführen. 
 
 

§ 11 
Schlussbestimmungen 

 
Durch diesen Tarifvertrag werden die Mitbestimmungsrechte des Betriebsrats nach dem 
BetrVG weder eingeschränkt noch ausgeweitet und kündigungsschutzrechtliche Wertungen 
des KSchG nicht verändert.  
 
Unberührt bleibt bei aufwändigeren Qualifizierungsmaßnahmen die Möglichkeit einer 
vertraglichen Regelung der Arbeitsvertragsparteien im Rahmen der gesetzlichen 
Bestimmungen, für den Fall der Eigenkündigung des Beschäftigten eine 
Rückzahlungsverpflichtung (von Teilen) der Qualifikationskosten zu vereinbaren. 
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Die Rechte der Beschäftigten nach dem Teilzeit- und Befristungsgesetz werden durch diesen 
Tarifvertrag nicht eingeschränkt. 
 
Betriebliche Regelungen zur Qualifizierung werden durch diesen Tarifvertrag nicht betroffen, 
soweit sie wertgleich zu den Bestimmungen dieses Tarifvertrages sind oder über diese 
hinausgehen. 
 
 

§ 12 
In-Kraft-Treten und Kündigung 

 
Dieser Tarifvertrag tritt am 1. März 2015 in Kraft. 
 
Er löst den Tarifvertrag zur Qualifizierung (TV Q) vom 24. April 2006 ab. Die nach diesem 
Tarifvertrag begonnenen Maßnahmen werden unverändert nach den bisherigen Regelungen 
des Tarifvertrages zur Qualifizierung fortgeführt.  
 
Dieser Tarifvertrag kann mit dreimonatiger Frist zum Quartalsende, erstmals zum 
31. Dezember 2019, gekündigt werden.  
 
 
Frankfurt, den 25. Februar 2015 
 
Verband der Metall- und Elektro- Industriegewerkschaft Metall 
Unternehmen Hessen e. V., Frankfurt Bezirksleitung Mitte 
 
 
 

  
  

 
 
 
 

  
  

 
 



Zwischen dem 
 

vem.die arbeitgeber  
M+E, Industrie- und Dienstleistungsverband Rheinland-Rheinhessen 
e.V., Koblenz 

 
und der 
 

Industriegewerkschaft Metall 
Bezirksleitung Mitte 

 
sowie dem  
 

Verband der Pfälzischen Metall- und Elektroindustrie e.V. 
Neustadt/ Weinstraße 

 
und der 
 

Industriegewerkschaft Metall 
Bezirksleitung Mitte 

 
wird folgender 
 
 

Tarifvertrag Bildung  
(TV B) 

 
 
geschlossen: 

 
 

Präambel 
 
Die Frage der Qualifizierung und des lebenslangen Lernens ist ein Schlüssel für die 
Sicherung der Wettbewerbs- und Innovationsfähigkeit der Betriebe, der Sicherung 
der Arbeitsplätze und der Beschäftigungsfähigkeit der Arbeitnehmer im Betrieb. 
 
Die Tarifvertragsparteien setzen sich mit Blick auf die demographischen Heraus-
forderungen und die Steigerung der Attraktivität der Arbeit in der Metall- und 
Elektroindustrie gezielt dafür ein, 
 
• Beschäftigte auf Arbeitsplätzen mit geringen Qualifikationsanforderungen, 
 
• Beschäftigte, die einen zusätzlichen Abschluss für die berufliche Entwicklung 

anstreben und 
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• Ausgebildete, die aufbauend auf ihrer Ausbildung einen weiteren Bildungsab-
schnitt nutzen wollen  

 
in ihrer beruflichen Entwicklung zu fördern. 
 
 

§ 1 
Geltungsbereich 

 
Für diesen Tarifvertrag gilt der Geltungsbereich des Manteltarifvertrages für die 
Metall- und Elektroindustrie Rheinland-Pfalz (MTV) in seiner jeweiligen Fassung. 

 
 

§ 2 
Qualifizierung 

 
Qualifizierung im Sinne dieses Tarifvertrages sind betrieblich notwendige (Nr. 1 bis 
3), betrieblich zweckmäßige (Nr. 4) sowie persönliche berufliche Weiterbildungsmaß-
nahmen (Nr. 5), die dazu dienen: 
 
1. die ständige Fortentwicklung des fachlichen, methodischen und sozialen Wissens 

im Rahmen des eigenen Aufgabengebietes nachvollziehen zu können (Erhal-
tungsqualifizierung), oder 

 
2. veränderte Anforderungen im eigenen Aufgabengebiet erfüllen zu können 

(Anpassungsqualifizierung), oder 
 
3. beim Wegfall von Arbeitsaufgaben eine andere gleichwertige oder höherwertige 

Arbeitsaufgabe für einen durch den jeweiligen Beschäftigten im Betrieb zu 
besetzenden Arbeitsplatz übernehmen zu können (Umqualifizierung), oder 

 
4. eine andere höherwertige Arbeitsaufgabe im Betrieb übernehmen zu können 

(Entwicklungsqualifizierung), oder 
 
5. die berufliche Entwicklung der Beschäftigten zu fördern. Diese Qualifizierung ist 

zwar im Grundsatz dazu geeignet, eine Tätigkeit im freistellenden Betrieb oder 
Unternehmen ausüben zu können; es besteht jedoch aufgrund der aktuellen 
Beschäftigungssituation kein betrieblicher Bedarf für derartige Weiterbildungsmaß-
nahmen (Persönliche berufliche Weiterbildung). 
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§ 3 

Feststellung des betrieblichen und persönlichen Qualifikationsbedarfs 
 
1. Unterrichtung über Veränderungen  

 
Der Arbeitgeber unterrichtet den Betriebsrat gemäß §§ 90 ff. BetrVG über die 
Planung von technischen Anlagen, die Änderung von Arbeitsverfahren und 
Arbeitsabläufen oder deren Neueinführung oder die Änderung von Arbeitsplätzen 
rechtzeitig unter Vorlage der erforderlichen Unterlagen. Der Betriebsrat kann 
hierbei eigene Vorschläge gem. § 92 a BetrVG einbringen. 
 

2. Betrieblicher Qualifikationsbedarf 
 
Auf der Grundlage der geplanten und erwarteten Veränderungen des Betriebes ist 
der künftige betriebliche Qualifikationsbedarf vom Arbeitgeber festzustellen und 
mit dem Betriebsrat zu beraten. Dabei ist insbesondere die Sicherung und 
Förderung der Beschäftigung von an- und ungelernten Beschäftigten zu berück-
sichtigen. 

 
Bei diesen Beratungen sind gemäß § 92 BetrVG anhand des gegenwärtigen und 
des künftigen Personalbedarfs Maßnahmen der Qualifizierung darzustellen und 
der Betriebsrat anhand von Unterlagen rechtzeitig und umfassend zu unterrichten. 
 

3. Persönlicher Qualifikationsbedarf 
 
Hinsichtlich der Maßnahmen gemäß § 2 Nr. 5 (Persönliche berufliche Weiterbil-
dung) soll der Betriebsrat mindestens einmal jährlich Weiterbildungswünsche der 
Beschäftigten ermitteln und diese dokumentieren. 
 

4. Vorschläge des Betriebsrates 
 
Der Betriebsrat kann dem Arbeitgeber Vorschläge für die Einführung von 
Maßnahmen und ihre Durchführung machen. 
 
Zu diesen Beratungen können die Betriebsparteien im Rahmen der gesetzlichen 
Bestimmungen Sachverständige hinzuziehen. 
 

5. Qualifizierungsplan 
 
Arbeitgeber und Betriebsrat sollen auf Grundlage der Erkenntnisse von Nr. 1 bis 4 
einen jährlichen Qualifizierungsplan vereinbaren. 
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Arbeitgeber und Betriebsrat haben darauf zu achten, dass unter Berücksichtigung 
der betrieblichen Notwendigkeiten den Beschäftigten die Teilnahme an betrieb-
lichen oder außerbetrieblichen Qualifikationsmaßnahmen ermöglicht wird.  
 
Dabei sollen nach Möglichkeit und Notwendigkeit spezielle Programme und 
abschlussorientierte Weiterbildungen zur Qualifizierung an- und ungelernter 
Beschäftigter vereinbart werden. 
 
Sie haben dabei auch die Belange älterer Beschäftigter, Teilzeitbeschäftigter und 
von Beschäftigten mit Familienpflichten zu berücksichtigen. 
 
Falls aufgrund von geplanten oder durchgeführten Maßnahmen des Arbeitgebers 
sich Tätigkeiten der betroffenen Beschäftigten ändern und ihre beruflichen Kennt-
nisse und Fähigkeiten zur Erfüllung ihrer Aufgaben nicht mehr ausreichen, hat der 
Betriebsrat bei der Einführung von Qualifizierungsmaßnahmen gemäß 
§ 97 Abs. 2 BetrVG mitzubestimmen. 
 
 

§ 4 
Individuelle Qualifizierungsgespräche 

 
1. Organisation durch die Betriebsparteien 

 
Auf der Grundlage des gemäß § 3 festgestellten betrieblichen und persönlichen 
Qualifizierungsbedarfs bzw. des vereinbarten Qualifizierungsplans vereinbaren die 
Betriebsparteien regelmäßige oder anlassbezogene Gespräche der Beschäftigten 
mit dem Arbeitgeber. Wird betrieblich nichts anderes geregelt, sind die Gespräche 
jährlich zu führen.  
 
Diese Gespräche können auch als Gruppengespräche durchgeführt werden. Sie 
können auch im Rahmen anderer Personalgespräche (z. B. im Rahmen der 
Leistungsbeurteilung oder Zielvereinbarung) geführt werden. 
 

2. Persönliches Gespräch 
 
In dem Qualifizierungsgespräch wird zwischen Beschäftigtem und Arbeitgeber 
gemeinsam festgestellt, ob und welcher konkrete individuelle Qualifizierungs-
bedarf besteht und wie dieser umgesetzt werden kann. Hierzu soll der 
Beschäftigte konkrete Vorschläge machen.  
Soweit ein individueller Qualifizierungsbedarf anerkannt wird, werden die 
notwendigen Qualifizierungsmaßnahmen und ihre Durchführung vereinbart. 
  
Zur Vereinbarung der Qualifizierungsmaßnahmen gehört ggf. auch die Festlegung 
von Prioritäten zwischen notwendigen Qualifizierungsmaßnahmen. 
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Der Beschäftigte kann bei der Erörterung ein Mitglied des Betriebsrats hinzu-
ziehen. 
 
Wird zwischen Beschäftigtem und Arbeitgeber kein Einvernehmen über den 
Qualifizierungsbedarf, die daraus resultierenden notwendigen Qualifizierungsmaß-
nahmen oder den Inhalt der Bildungsvereinbarung gemäß § 8 erzielt, gelten § 6 
und § 7 Nr. 1. 
 
Steht fest, dass Beschäftigte in der gesetzlichen Elternzeit und in Kinderer-
ziehungszeiten zu einem bestimmten Zeitpunkt in den Betrieb zurückkehren, wird 
auch mit ihnen ein solches Gespräch vereinbart. Eine evtl. daraus resultierende 
Maßnahme soll nach Möglichkeit vor Rückkehr durchgeführt werden. 
 
 

§ 5 
Durchführung der Qualifizierung 

 
1. Allgemeine Bestimmungen 

 
Qualifizierungsmaßnahmen im Sinne dieses Tarifvertrages sind zeitlich, inhaltlich 
abgegrenzte und beschriebene Maßnahmen. Sie sind nicht mit der Festlegung auf 
bestimmte Methoden verbunden und können arbeitsplatznah („training on the job“) 
oder in anderen internen und externen Maßnahmen durchgeführt werden. 
 
Die Durchführungskosten der Maßnahmen im Sinne von § 2 Nr. 1 bis 4 werden – 
soweit sie nicht von Dritten übernommen werden – vom Arbeitgeber getragen. 
 
Die Durchführungskosten von Maßnahmen im Sinne von § 2 Nr. 5 trägt – soweit 
sie nicht von Dritten übernommen werden – grundsätzlich der Beschäftigte. 
 
Die Teilnahme an einer Qualifizierungsmaßnahme gemäß § 2 Nr. 1 bis 4 wird vom 
Arbeitgeber dokumentiert und dem Beschäftigten in Textform bestätigt. 
 

2. Beteiligung des Betriebsrates 
 
Der Betriebsrat bestimmt bei der Durchführung der Qualifizierungsmaßnahmen im 
Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen mit. 
 
Betriebsrat und Arbeitgeber stellen verbindlich fest, welche Form der betrieblichen 
Qualifizierung gemäß § 2 vorliegt. Im Falle der Nichteinigung gilt § 7 Nr. 2 entspre-
chend. 
 
Der Arbeitgeber berichtet dem Betriebsrat regelmäßig – mindestens jährlich – über 
die umgesetzten Weiterbildungsmaßnahmen.  
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Arbeitgeber und Betriebsrat prüfen und unterstützen gemeinsam Anträge auf 
öffentliche Förderung, insbesondere solche gemäß §§ 81 ff. SGB III (WeGebAU). 
 

3. Qualifizierungszeit 
 
a) Betrieblich notwendige Qualifizierungen (§ 2 Nr. 1 bis 3) 
 

Die erforderliche Qualifizierungszeit gilt als zuschlagsfrei zu vergütende oder 
durch bezahlte Freistellung auszugleichende Arbeitszeit im Sinne der tariflichen 
Bestimmungen. Die Bestimmungen des § 8 MTV zur zu vergütenden Reisezeit 
gelten entsprechend. Qualifizierungs- und Reisezeiten müssen nicht auf 
Arbeitszeitkonten gutgeschrieben werden. 
 

b) Entwicklungsqualifizierungen (§ 2 Nr. 4) 
 

Von der erforderlichen Qualifizierungszeit sind grundsätzlich 50 % bezahlte 
Arbeitszeit entsprechend a) und 50 % vom Beschäftigten als Eigenanteil in 
Form von zusätzlicher unbezahlter Arbeitszeit einzubringen. 
  
Einzelheiten hierzu regelt § 8 (Bildungsvereinbarung und persönliches Bil-
dungskonto). 
 
Von den Betriebsparteien soll in begründeten Einzelfällen auf Verlangen des 
Beschäftigten ein geringerer Eigenanteil festgelegt werden, wenn ein über-
wiegender betrieblicher Nutzen zu erwarten ist. Ebenso soll von den Betriebs-
parteien in begründeten Einzelfällen auf Verlangen des Arbeitgebers ein 
höherer Eigenanteil des Beschäftigten festgelegt werden, wenn kein überwie-
gend betrieblicher Nutzen zu erwarten ist. 
 
Die nachstehend unter lit. c) bestimmten Regelungen zur Bildungsteilzeit, Aus-
scheidensvereinbarung und Förderung finden im Hinblick auf den Eigenanteil 
des Beschäftigten entsprechende Anwendung.  
 

c) Persönliche berufliche Weiterbildung (§ 2 Nr. 5) 
 
Bildungsteilzeit 
 
Die Teilnahme an Maßnahmen der Persönlichen beruflichen Weiterbildung 
findet außerhalb der Arbeitszeit statt. 
 
Im Wege einer Bildungsvereinbarung gemäß § 8 können die Arbeitsvertrags-
parteien eine unbezahlte Freistellung (Teilzeit, ggf. mit monatlicher Aufzahlung) 
regeln oder eine aus einem Wertguthaben (teil-)bezahlte Freistellung ver-
einbaren (z. B. über verblockte Teilzeit).  
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Ausscheidensvereinbarung 
 
Sofern dies durch die Art der Maßnahme der Persönlichen beruflichen Weiter-
bildung geboten ist, kann zwischen dem Beschäftigten und dem Arbeitgeber 
eine Ausscheidensvereinbarung getroffen werden bei gleichzeitiger Wiederein-
stellungszusage auf dem vorherigen oder einem zumutbaren gleich- oder 
höherwertigen Arbeitsplatz. Dieser ist bei vorher Vollzeitbeschäftigten ein 
Vollzeitarbeitsplatz. 
 
Förderung 
 
Soweit sich die Betriebsparteien auf eine freiwillige Betriebsvereinbarung nach 
§ 14 Ziff. 2 Tarifvertrag zum flexiblen Übergang in die Rente für die Metall- und 
Elektroindustrie Rheinland-Pfalz (TV FlexÜ) einigen, ist dort festzulegen, 
welcher Anteil der Quote gemäß § 12 Ziff 1.1 TV FlexÜ für eine Förderung 
verwendet wird. Für den vereinbarten Zeitraum reduziert sich der Anspruch 
bzw. die Quote für Altersteilzeit entsprechend. 
 
Der Gesamtwert dieser Förderung errechnet sich gemäß § 12 Ziff. 3.2 
Abs. 2 TV FlexÜ: Für jeden 0,1 %-Punkt weniger Altersteilzeit unterhalb der 
Quote von 4 % sind 0,02 % der tariflichen Bruttoentgeltsumme des Betriebes 
aufzuwenden.  
 
Die Einzelheiten der Verteilung werden im Rahmen der Beratungen zu §§ 3 und 
4 zwischen Betriebsrat und Arbeitgeber erörtert und vereinbart.  

 
 

§ 6 
Pflichten der Beschäftigten 

 
Die Beschäftigten sind verpflichtet, bei der Ermittlung des Qualifizierungsbedarfes 
mitzuwirken und an den vereinbarten Qualifizierungsgesprächen und -maßnahmen 
teilzunehmen. 
 
Lehnt der Beschäftigte die Teilnahme an einer für ihn vereinbarten Qualifizierungs-
maßnahme gemäß § 2 Nr. 1 bis 4 ohne wichtigen Grund ab, so kommen für ihn die 
Bestimmungen des § 14 MTV in der Folge (einmalig) nicht zur Anwendung. Im 
Übrigen gelten die Rechte und Pflichten aus dem Arbeitsvertrag.  
 
Beschäftigte, die an einer Qualifizierungsmaßnahme im Sinne dieses Tarifvertra-
ges teilgenommen haben, sind verpflichtet, die dadurch erreichte Qualifikation 
einzusetzen, soweit die Arbeitsaufgabe dies verlangt. 
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§ 7 
Konfliktregelung 

 
1. Bei Streitigkeiten zwischen Beschäftigtem und Arbeitgeber im Rahmen des Qua-

lifizierungsgesprächs (§ 4) haben sich auf Antrag einer Seite Arbeitgeber und 
Betriebsrat mit der Angelegenheit zu befassen und möglichst zu einer einver-
nehmlichen Lösung zu kommen.  
 
a) Betrieblich notwendige Qualifizierung (§ 2 Nr. 1 bis 3) 

 
Bei weiterhin bestehenden Streitigkeiten zwischen Beschäftigtem und Arbeit-
geber aus diesem Tarifvertrag über eine betrieblich notwendige Qualifizierung 
nach § 2 Nr. 1 bis 3 wird eine paritätische Kommission eingerichtet, der je zwei 
vom Arbeitgeber und vom Betriebsrat bestellte Betriebsangehörige angehören. 
Kommt es in der paritätischen Kommission zu keiner Einigung, so entscheidet 
auf Antrag einer Betriebspartei die in §§ 2 Nr. 7, 3 Nr. 5 des Tarifvertrages zur 
Beschäftigungssicherung für die Metall- und Elektroindustrie Rheinland-Pfalz 
(TV Besch) genannte tarifliche Schlichtungsstelle. 
 

b) Entwicklungsqualifizierung (§ 2 Nr. 4) 
 
Bei weiterhin bestehenden Streitigkeiten zwischen Beschäftigtem und Arbeitge-
ber aus diesem Tarifvertrag über eine betrieblich zweckmäßige Qualifizierung 
nach § 2 Nr. 4 gilt Nr. 1 a) entsprechend, sofern eine Betriebsgröße von mehr 
als 50 Beschäftigten gegeben ist und der Beschäftigte eine Betriebszuge-
hörigkeitszeit von mindestens zwei Jahren erreicht hat. 

 
c) Persönliche berufliche Weiterbildung (§ 2 Nr. 5) 

 
Bei weiterhin bestehenden Streitigkeiten zwischen Beschäftigtem und Arbeit-
geber aus diesem Tarifvertrag über eine Persönliche berufliche Weiterbildung 
nach § 2 Nr. 5 gilt Nr. 1 a) entsprechend, sofern eine Betriebsgröße von mehr 
als 200 Beschäftigten gegeben ist und der Beschäftigte eine Betriebszuge-
hörigkeitszeit von mindestens fünf Jahren erreicht hat. 
 
Eine streitige Entscheidung der Schlichtungsstelle ist in diesen Fällen 
ausgeschlossen, sofern festgestellt wird, dass der Beschäftigte eine Tätigkeit im 
Betrieb ausübt, die im besonderen betrieblichen Interesse liegt und ein 
angemessener Ersatz auf dem Arbeitsmarkt nicht rechtzeitig zu finden ist. 
 

2. Bei allen betriebsverfassungsrechtlichen Streitigkeiten aus diesem Tarifvertrag tritt 
an die Stelle der gesetzlichen Einigungsstelle die tarifliche Schlichtungsstelle 
gemäß §§ 2 Nr. 7, 3 Nr. 5 TV Besch. 
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§ 8 
Bildungsvereinbarung und Bildungskonto 

 
Die Bedingungen, zu denen eine Weiterbildungsmaßnahme gemäß § 2 Nr. 4 
(Entwicklungsqualifizierung) und § 2 Nr. 5 (Persönliche berufliche Weiterbildung) 
durchgeführt wird, sind in einer Bildungsvereinbarung zwischen Beschäftigtem und 
Arbeitgeber zu beschreiben (Nr. 1). 
 
Für die Beschäftigten kann im Rahmen der Bildungsvereinbarung ein zweckge-
bundenes persönliches Bildungskonto errichtet werden (Nr. 2). Damit wird über die 
Auflösung eines vorher gebildeten Wertguthabens des Beschäftigten eine 
(Teil)Vergütung der Bildungsfreistellung ermöglicht. 
 
1. Bildungsvereinbarung 

 
Einigen sich Arbeitgeber und Beschäftigter auf die Durchführung einer Qualifi-
zierungsmaßnahme im Sinne von § 2 Nr. 4 bzw. § 2 Nr. 5, so ist eine Bildungsver-
einbarung schriftlich abzuschließen. 
 
In dieser Vereinbarung wird – soweit erforderlich – geregelt: 
 
- Beginn und Dauer der gesamten Maßnahme einschließlich Art, Umfang und 

zeitlicher Lage der Freistellung zum Zwecke der Weiterbildung. 
 
- Die Einrichtung und die Bedingungen eines Bildungskontos gemäß Nr. 2. 
 
- Regelungen zur Entnahme von Wertguthaben des Bildungskontos zur Versteti-

gung des Einkommens während der Laufzeit der gesamten Bildungsver-
einbarung. 

 
- Freistellungszeiten auch ohne vorherige Ansparzeit und gegebenenfalls ein 

Abbauplan zur Tilgung von Zeitschulden. 
 
- Ratierliche monatliche Auszahlung der zusätzlichen Urlaubsvergütung und 

Jahressonderzahlung. 
  
- Eventuelle Maßnahmen der öffentlichen Förderung, insbesondere nach 

§§ 81 ff. SGB III („WeGebAU“). 
 
- Eventuelle zusätzliche, freiwillige Leistungen des Arbeitgebers. 
 
- Die Bedingungen der Weiterbeschäftigung nach Ende bzw. Abbruch der Maß-

nahme auf seinem Arbeitsplatz oder zumutbaren gleich- oder höherwertigen 
Arbeitsplatz. Dies ist bei vorher Vollzeitbeschäftigten ein Vollzeitarbeitsplatz. 
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- Verrechnung der Ansprüche aus dem Bildungsfreistellungsgesetz Rheinland-
Pfalz, soweit rechtlich möglich. 

 
- Fragen der Urlaubsgewährung und –verrechnung. 
 
Die Gesamtdauer der Bildungsvereinbarung beträgt höchstens sieben Jahre. 
 
Die Bildungsvereinbarung ist vor rechtsgültigem Abschluss dem Betriebsrat zur 
Kenntnis zu gegeben. 
  
Der Beschäftigte hat vor Beginn der Freistellung den Nachweis der verbindlichen 
Anmeldung zu der Bildungsmaßnahme zu erbringen, andernfalls besteht kein 
Anspruch auf die Freistellung. 
 

2. Bildungskonto (Wertguthaben) 
 
Hierfür gelten folgende Regelungen: 
 
In das – gemäß § 7 d Abs. 1 SGB IV in Geld zu führende – Bildungskonto werden 
die in der Bildungsvereinbarung vereinbarten Ansparzeiten als Wertguthaben ein-
gebucht. 
 
Zusätzlich können auf Verlangen des Beschäftigten ganz oder teilweise  
Ansprüche auf zusätzliche Urlaubsvergütung und Jahressonderzahlung einge-
bracht werden. 
 
Sofern betrieblich Arbeitszeitkonten oder Langzeitkonten bestehen, kann der 
Beschäftigte auch Ansprüche aus diesen Konten in das Wertguthaben einbringen, 
soweit die betrieblichen Regelungen dies gestatten, jedoch nicht mehr als 
152 Stunden pro Jahr. 
 
Die Arbeitsvertragsparteien können auch vereinbaren, dass ein Teil der Arbeits-
leistung (bis zu 10 %), mit der das Wertguthaben aufgebaut werden soll, erst nach 
der Freistellung erbracht wird. Dies gilt entsprechend für eine erst spätere Ver-
rechnung von Entgeltbestandteilen 
 
Die Kontobedingungen richten sich im Übrigen nach den Vorschriften für 
Wertguthaben gemäß §§ 7b ff. SGB IV einschließlich der Insolvenzsicherung und 
den entsprechenden sozialversicherungsrechtlichen und steuerlichen Bestim-
mungen. 
 
Bei der Kontoführung ist sicherzustellen, dass die tarifliche Entgeltentwicklung 
nachvollzogen wird. 
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In welcher Höhe der Beschäftigte aus dem vorher gebildeten Wertguthaben 
weitervergütet wird, ergibt sich aus der getroffenen Vereinbarung. 
  
Die Höhe des monatlichen Entgelts aus dem Wertguthaben ist bei einer 
vollständigen Freistellung jedenfalls so zu bemessen, dass dieses mindestens 
70 % des zuletzt erzielten Monatsentgelts entspricht (§ 7 Abs. 1a SGB IV). 
 

3. Störfälle 
 
Eine Auszahlung eines noch bestehenden Wertguthabens erfolgt nach Anwen-
dung der steuer- und sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften ausnahmsweise 
in folgenden Fällen: 
 
- bei Tod des Beschäftigten an einen anspruchsberechtigten Hinterbliebenen 

gemäß § 13 MTV. 
 
- Bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses. 
 
- Bei einvernehmlicher vorzeitiger Beendigung der Bildungsfreistellungs-

vereinbarung oder fehlender Freistellung mangels Nachweises der verbind-
lichen Anmeldung zu der Bildungsmaßnahme gemäß Nr. 1. 

 
Bestehen Zeitschulden, so sind diese von den Beschäftigten auf Verlangen des 
Arbeitgebers im Rahmen der betrieblichen, tariflichen und gesetzlichen Vor-
schriften nachzuarbeiten. Ist dies nicht möglich, erfolgt eine Verrechnung mit 
Entgeltansprüchen. 
 
Bei unvorhersehbaren Ereignissen (z. B. langandauernde Arbeitsunfähigkeit) ist 
die Bildungsvereinbarung ggf. anzupassen oder aufzulösen. 
 
 

§ 9 
Sonderregelung für Ausgebildete 

 
Für Ausgebildete, die nach der Ausbildung in ein unbefristetes Arbeitsverhältnis 
übernommen wurden, gilt dieser Tarifvertrag mit der Maßgabe, dass die 5-Jahresfrist 
in § 7 Nr. 1 c) Abs. 1 entfällt.  
 

§ 10 
Betriebsratslose Betriebe 

 
In allen Fällen, in denen dieser Vertrag eine Einigung einschließlich Betriebs-
vereinbarungen zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat vorsieht und ein Betriebsrat im 
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Betrieb nicht vorhanden ist, ist die Einigung zwischen Arbeitgeber und Beschäftigtem 
herbeizuführen. 
 
 

§ 11 
Schlussbestimmungen 

 
Durch diesen Tarifvertrag werden die Mitbestimmungsrechte des Betriebsrats nach 
dem BetrVG weder eingeschränkt noch ausgeweitet und kündigungsschutzrechtliche 
Wertungen des KschG nicht verändert.  
 
Unberührt bleibt bei aufwändigeren Qualifizierungsmaßnahmen die Möglichkeit einer 
vertraglichen Regelung der Arbeitsvertragsparteien im Rahmen der gesetzlichen 
Bestimmungen, für den Fall der Eigenkündigung des Beschäftigten eine Rück-
zahlungsverpflichtung (von Teilen) der Qualifikationskosten zu vereinbaren. 
 
Die Rechte der Beschäftigten nach dem Teilzeit- und Befristungsgesetz werden 
durch diesen Tarifvertrag nicht eingeschränkt.  
 
Betriebliche Regelungen zur Qualifizierung werden durch diesen Tarifvertrag nicht 
betroffen, soweit sie wertgleich zu den Bestimmungen dieses Tarifvertrages sind 
oder über diese hinausgehen. 

 
 

§ 12 
In-Kraft-Treten und Kündigung 

 
Dieser Tarifvertrag tritt am 1. März 2015 in Kraft.  
 
Er löst den Tarifvertrag zur Qualifizierung (TV Q) vom 24. April 2006 ab. Die nach 
diesem Tarifvertrag begonnenen Maßnahmen werden unverändert nach den 
bisherigen Regelungen des TV Q fortgeführt.  
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Dieser Tarifvertrag kann mit dreimonatiger Frist zum Quartalsende, erstmals zum 
31. Dezember 2019, gekündigt werden.  
 
 
Koblenz, Frankfurt, Neustadt/Weinstraße, den 25. Februar 2015 
 
 
vem.die arbeitgeber     Verband der Pfälzischen Metall- 
M+E, Industrie- und    und Elektroindustrie e.V., 
Dienstleistungsverband Rheinland-  Neustadt/Weinstraße 
Rheinhessen e.V., Koblenz 
 
 

 
Industriegewerkschaft Metall 

Bezirksleitung Mitte 
 
 

 
 



Zwischen dem 
 

Verband der Metall- und Elektro- 
industrie des Saarlandes e.V. 

 
und der 
 

Industriegewerkschaft Metall 
Bezirksleitung Mitte 

 
 
wird folgender 
 
 

Tarifvertrag Bildung 
(TV B) 

 
 
geschlossen: 
 
 

Präambel 
 
Die Frage der Qualifizierung und des lebenslangen Lernens ist ein Schlüssel für die 
Sicherung der Wettbewerbs- und Innovationsfähigkeit der Betriebe, der Sicherung der 
Arbeitsplätze und der Beschäftigungsfähigkeit der Arbeitnehmer im Betrieb. 
 
Die Tarifvertragsparteien setzen sich mit Blick auf die demographischen Herausforderungen 
und die Steigerung der Attraktivität der Arbeit in der Metall- und Elektroindustrie gezielt dafür 
ein, 
 

• Beschäftigte auf Arbeitsplätzen mit geringen Qualifikationsanforderungen, 
 
• Beschäftigte, die einen zusätzlichen Abschluss für die berufliche Entwicklung 

anstreben, und 
 
• Ausgebildete, die aufbauend auf ihrer Ausbildung einen weiteren Bildungsabschnitt 

nutzen wollen,  
 
in ihrer beruflichen Entwicklung zu fördern. 
 
 

§ 1 
Geltungsbereich 

 
Für diesen Tarifvertrag gilt der Geltungsbereich des Manteltarifvertrages der Metall- und 
Elektroindustrie des Saarlandes (MTV) in seiner jeweiligen Fassung. 
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§ 2 
Qualifizierung 

 
Qualifizierung im Sinne dieses Tarifvertrages sind betrieblich notwendige (Nr. 1 bis 3), 
betrieblich zweckmäßige (Nr. 4) sowie persönliche berufliche Weiterbildungsmaßnahmen 
(Nr. 5), die dazu dienen, 
 
1. die ständige Fortentwicklung des fachlichen, methodischen und sozialen Wissens im 

Rahmen des eigenen Aufgabengebietes nachvollziehen zu können 
(Erhaltungsqualifizierung), oder 

 
2. veränderte Anforderungen im eigenen Aufgabengebiet erfüllen zu können 

(Anpassungsqualifizierung), oder 
 
3. beim Wegfall von Arbeitsaufgaben eine andere gleichwertige oder höherwertige 

Arbeitsaufgabe für einen durch den jeweiligen Beschäftigten im Betrieb zu 
besetzenden Arbeitsplatz übernehmen zu können (Umqualifizierung), oder 

 
4. eine andere höherwertige Arbeitsaufgabe im Betrieb übernehmen zu können 

(Entwicklungsqualifizierung), oder 
 
5. die berufliche Entwicklung der Beschäftigten zu fördern. Diese Qualifizierung ist zwar 

im Grundsatz dazu geeignet, eine Tätigkeit im freistellenden Betrieb oder Unternehmen 
ausüben zu können; es besteht jedoch aufgrund der aktuellen Beschäftigungssituation 
kein betrieblicher Bedarf für derartige Weiterbildungsmaßnahmen (Persönliche 
berufliche Weiterbildung). 

 
 

§ 3 
Feststellung des betrieblichen und persönlichen Qualifikationsbedarfs 

 
1. Unterrichtung über Veränderungen  

 
Der Arbeitgeber unterrichtet den Betriebsrat gemäß §§ 90 ff. BetrVG über die Planung 
von technischen Anlagen, die Änderung von Arbeitsverfahren und Arbeitsabläufen oder 
deren Neueinführung oder die Änderung von Arbeitsplätzen rechtzeitig unter Vorlage 
der erforderlichen Unterlagen. Der Betriebsrat kann hierbei eigene Vorschläge gem. 
§ 92 a BetrVG einbringen. 

 
2. Betrieblicher Qualifikationsbedarf 

 
Auf der Grundlage der geplanten und erwarteten Veränderungen des Betriebes ist der 
künftige betriebliche Qualifikationsbedarf vom Arbeitgeber festzustellen und mit dem 
Betriebsrat zu beraten. Dabei ist insbesondere die Sicherung und Förderung der 
Beschäftigung von an- und ungelernten Beschäftigten zu berücksichtigen. 
 
Bei diesen Beratungen sind gemäß § 92 BetrVG anhand des gegenwärtigen und des 
künftigen Personalbedarfs Maßnahmen der Qualifizierung darzustellen und der 
Betriebsrat anhand von Unterlagen rechtzeitig und umfassend zu unterrichten. 

 
3. Persönlicher Qualifikationsbedarf 

 
Hinsichtlich der Maßnahmen gemäß § 2 Nr. 5 (Persönliche berufliche Weiterbildung) 
soll der Betriebsrat mindestens einmal jährlich Weiterbildungswünsche der 
Beschäftigten ermitteln und diese dokumentieren. 
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4. Vorschläge des Betriebsrates 

 
Der Betriebsrat kann dem Arbeitgeber Vorschläge für die Einführung von Maßnahmen 
und ihre Durchführung machen. 
 
Zu diesen Beratungen können die Betriebsparteien im Rahmen der gesetzlichen 
Bestimmungen Sachverständige hinzuziehen. 

 
5. Qualifizierungsplan 

 
Arbeitgeber und Betriebsrat sollen auf Grundlage der Erkenntnisse von Nr. 1 bis 4 
einen jährlichen Qualifizierungsplan vereinbaren. 
 
Arbeitgeber und Betriebsrat haben darauf zu achten, dass unter Berücksichtigung der 
betrieblichen Notwendigkeiten den Beschäftigten die Teilnahme an betrieblichen oder 
außerbetrieblichen Qualifikationsmaßnahmen ermöglicht wird.  
 
Dabei sollen nach Möglichkeit und Notwendigkeit spezielle Programme und 
abschlussorientierte Weiterbildungen zur Qualifizierung an- und ungelernter 
Beschäftigter vereinbart werden. 
 
Sie haben dabei auch die Belange älterer Beschäftigter, Teilzeitbeschäftigter und von 
Beschäftigten mit Familienpflichten zu berücksichtigen. 
 
Falls aufgrund von geplanten oder durchgeführten Maßnahmen des Arbeitgebers sich 
Tätigkeiten der betroffenen Beschäftigten ändern und ihre beruflichen Kenntnisse und 
Fähigkeiten zur Erfüllung ihrer Aufgaben nicht mehr ausreichen, hat der Betriebsrat bei 
der Einführung von Qualifizierungsmaßnahmen gemäß § 97 Abs. 2 BetrVG 
mitzubestimmen. 

 
 

§ 4 
Individuelle Qualifizierungsgespräche 

 
1. Organisation durch die Betriebsparteien 

 
Auf der Grundlage des gemäß § 3 festgestellten betrieblichen und persönlichen 
Qualifizierungsbedarfs bzw. des vereinbarten Qualifizierungsplans vereinbaren die 
Betriebsparteien regelmäßige oder anlassbezogene Gespräche der Beschäftigten mit 
dem Arbeitgeber. Wird betrieblich nichts anderes geregelt, sind die Gespräche jährlich 
zu führen.  
 
Diese Gespräche können auch als Gruppengespräche durchgeführt werden. Sie 
können auch im Rahmen anderer Personalgespräche (z. B. im Rahmen der 
Leistungsbeurteilung oder Zielvereinbarung) geführt werden. 

 
2. Persönliches Gespräch 

 
In dem Qualifizierungsgespräch wird zwischen Beschäftigtem und Arbeitgeber 
gemeinsam festgestellt, ob und welcher konkrete individuelle Qualifizierungsbedarf 
besteht und wie dieser umgesetzt werden kann. Hierzu soll der Beschäftigte konkrete 
Vorschläge machen.  
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Soweit ein individueller Qualifizierungsbedarf anerkannt wird, werden die notwendigen 
Qualifizierungsmaßnahmen und ihre Durchführung vereinbart.  
 
Zur Vereinbarung der Qualifizierungsmaßnahmen gehört ggf. auch die Festlegung von 
Prioritäten zwischen notwendigen Qualifizierungsmaßnahmen. 
 
Der Beschäftigte kann bei der Erörterung ein Mitglied des Betriebsrats hinzuziehen. 
 
Wird zwischen Beschäftigtem und Arbeitgeber kein Einvernehmen über den 
Qualifizierungsbedarf, die daraus resultierenden notwendigen 
Qualifizierungsmaßnahmen oder den Inhalt der Bildungsvereinbarung gemäß § 8 
erzielt, gelten § 6 und § 7 Nr. 1. 
 
Steht fest, dass Beschäftigte in der gesetzlichen Elternzeit und in 
Kindererziehungszeiten zu einem bestimmten Zeitpunkt in den Betrieb zurückkehren, 
wird auch mit ihnen ein solches Gespräch vereinbart. Eine evtl. daraus resultierende 
Maßnahme soll nach Möglichkeit vor Rückkehr durchgeführt werden. 

 
 

§ 5 
Durchführung der Qualifizierung 

 
1. Allgemeine Bestimmungen 

 
Qualifizierungsmaßnahmen im Sinne dieses Tarifvertrages sind zeitlich, inhaltlich 
abgegrenzte und beschriebene Maßnahmen. Sie sind nicht mit der Festlegung auf 
bestimmte Methoden verbunden und können arbeitsplatznah („training on the job“) 
oder in anderen internen und externen Maßnahmen durchgeführt werden.  
 
Die Durchführungskosten der Maßnahmen im Sinne von § 2 Nr. 1 bis 4 werden – 
soweit sie nicht von Dritten übernommen werden – vom Arbeitgeber getragen. 
 
Die Durchführungskosten von Maßnahmen im Sinne von § 2 Nr. 5 trägt – soweit sie 
nicht von Dritten übernommen werden – grundsätzlich der Beschäftigte. 
 
Die Teilnahme an einer Qualifizierungsmaßnahme gemäß § 2 Nr. 1 bis 4 wird vom 
Arbeitgeber dokumentiert und dem Beschäftigten in Textform bestätigt. 

 
2. Beteiligung des Betriebsrates 

 
Der Betriebsrat bestimmt bei der Durchführung der Qualifizierungsmaßnahmen im 
Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen mit. 
 
Betriebsrat und Arbeitgeber stellen verbindlich fest, welche Form der betrieblichen 
Qualifizierung gemäß § 2 vorliegt. Im Falle der Nichteinigung gilt § 7 Nr. 2 
entsprechend. 
 
Der Arbeitgeber berichtet dem Betriebsrat regelmäßig – mindestens jährlich – über die 
umgesetzten Weiterbildungsmaßnahmen.  
 
Arbeitgeber und Betriebsrat prüfen und unterstützen gemeinsam Anträge auf 
öffentliche Förderung, insbesondere solche gemäß §§ 81 ff. SGB III (WeGebAU). 
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3. Qualifizierungszeit 
 
a) Betrieblich notwendige Qualifizierungen (§ 2 Nr. 1 bis 3) 

 
Die erforderliche Qualifizierungszeit gilt als zuschlagsfrei zu vergütende oder durch 
bezahlte Freistellung auszugleichende Arbeitszeit im Sinne der tariflichen 
Bestimmungen. Die Bestimmungen des § 9 MTV zur zu vergütenden Reisezeit 
gelten entsprechend. Qualifizierungs- und Reisezeiten müssen nicht auf 
Arbeitszeitkonten gutgeschrieben werden. 

 
b) Entwicklungsqualifizierungen (§ 2 Nr. 4) 

 
Von der erforderlichen Qualifizierungszeit sind grundsätzlich 50 % bezahlte 
Arbeitszeit entsprechend a) und 50 % vom Beschäftigten als Eigenanteil in Form 
von zusätzlicher unbezahlter Arbeitszeit einzubringen.  
 
Einzelheiten hierzu regelt § 8 (Bildungsvereinbarung und persönliches 
Bildungskonto). 
 
Von den Betriebsparteien soll in begründeten Einzelfällen auf Verlangen des 
Beschäftigten ein geringerer Eigenanteil festgelegt werden, wenn ein 
überwiegender betrieblicher Nutzen zu erwarten ist. Ebenso soll von den 
Betriebsparteien in begründeten Einzelfällen auf Verlangen des Arbeitgebers ein 
höherer Eigenanteil des Beschäftigten festgelegt werden, wenn kein überwiegend 
betrieblicher Nutzen zu erwarten ist.  
 
Die nachstehend unter lit. c) bestimmten Regelungen zur Bildungsteilzeit, 
Ausscheidensvereinbarung und Förderung finden im Hinblick auf den Eigenanteil 
des Beschäftigten entsprechende Anwendung. 

 
c) Persönliche berufliche Weiterbildung (§ 2 Nr. 5) 

 
Bildungsteilzeit 
 
Die Teilnahme an Maßnahmen der Persönlichen beruflichen Weiterbildung findet 
außerhalb der Arbeitszeit statt. 
 
Im Wege einer Bildungsvereinbarung gemäß § 8 können die 
Arbeitsvertragsparteien eine unbezahlte Freistellung (Teilzeit, ggf. mit monatlicher 
Aufzahlung) regeln oder eine aus einem Wertguthaben (teil-)bezahlte Freistellung 
vereinbaren (z. B. über verblockte Teilzeit).  
 
Ausscheidensvereinbarung 
 
Sofern dies durch die Art der Maßnahme der Persönlichen beruflichen 
Weiterbildung geboten ist, kann zwischen dem Beschäftigten und dem Arbeitgeber 
eine Ausscheidensvereinbarung getroffen werden bei gleichzeitiger 
Wiedereinstellungszusage auf dem vorherigen oder einem zumutbaren gleich- 
oder höherwertigen Arbeitsplatz. Dieser ist bei vorher Vollzeitbeschäftigten ein 
Vollzeitarbeitsplatz. 
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Förderung 
 
Soweit sich die Betriebsparteien auf eine freiwillige Betriebsvereinbarung nach 
§ 14 Ziff. 2 Tarifvertrag zum flexiblen Übergang in die Rente für die Metall- und 
Elektroindustrie des Saarlandes vom 25. Februar 2015 (TV FlexÜ) einigen, ist dort 
festzulegen, welcher Anteil der Quote gemäß § 12 Ziff.1.1 TV FlexÜ für eine 
Förderung verwendet wird. Für den vereinbarten Zeitraum reduziert sich der 
Anspruch bzw. die Quote für Altersteilzeit entsprechend. 
 
Der Gesamtwert dieser Förderung errechnet sich gemäß § 12 Ziff.3.2 Abs. 2 TV 
FlexÜ: Für jeden 0,1 %-Punkt weniger Altersteilzeit unterhalb der Quote von 4 % 
sind 0,02 % der tariflichen Bruttoentgeltsumme des Betriebes aufzuwenden. 
 
Die Einzelheiten der Verteilung werden im Rahmen der Beratungen zu §§ 3 und 4 
zwischen Betriebsrat und Arbeitgeber erörtert und vereinbart. 

 
 

§ 6 
Pflichten der Beschäftigten 

 
Die Beschäftigten sind verpflichtet, bei der Ermittlung des Qualifizierungsbedarfes 
mitzuwirken und an den vereinbarten Qualifizierungsgesprächen und -maßnahmen 
teilzunehmen. 
 
Lehnt der Beschäftigte die Teilnahme an einer für ihn vereinbarten 
Qualifizierungsmaßnahme gemäß § 2 Nr. 1 bis 4 ohne wichtigen Grund ab, so kommen für 
ihn die Bestimmungen des § 15 MTV in der Folge (einmalig) nicht zur Anwendung. Im 
Übrigen gelten die Rechte und Pflichten aus dem Arbeitsvertrag.  
 
Beschäftigte, die an einer Qualifizierungsmaßnahme im Sinne dieses Tarifvertrages 
teilgenommen haben, sind verpflichtet, die dadurch erreichte Qualifikation einzusetzen, 
soweit die Arbeitsaufgabe dies verlangt. 
 
 

§ 7 
Konfliktregelung 

 
1. Bei Streitigkeiten zwischen Beschäftigtem und Arbeitgeber im Rahmen des 

Qualifizierungsgesprächs (§ 4) haben sich auf Antrag einer Seite Arbeitgeber und 
Betriebsrat mit der Angelegenheit zu befassen und möglichst zu einer 
einvernehmlichen Lösung zu kommen.  
 
a) Betrieblich notwendige Qualifizierung (§ 2 Nr. 1 bis 3) 

 
Bei weiterhin bestehenden Streitigkeiten zwischen Beschäftigtem und Arbeitgeber 
aus diesem Tarifvertrag über eine betrieblich notwendige Qualifizierung nach § 2 
Nr. 1 bis 3 wird eine paritätische Kommission eingerichtet, der je zwei vom 
Arbeitgeber und vom Betriebsrat bestellte Betriebsangehörige angehören. Kommt 
es in der paritätischen Kommission zu keiner Einigung, so entscheidet auf Antrag 
einer Betriebspartei die in §§ 2 Nr. 7, 3 Nr. 5 des Tarifvertrages zur 
Beschäftigungssicherung (TV Besch) genannte tarifliche Schlichtungsstelle. 
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b) Entwicklungsqualifizierung (§ 2 Nr. 4) 
 
Bei weiterhin bestehenden Streitigkeiten zwischen Beschäftigtem und Arbeitgeber 
aus diesem Tarifvertrag über eine betrieblich zweckmäßige Qualifizierung nach § 2 
Nr. 4 gilt Nr. 1 a) entsprechend, sofern eine Betriebsgröße von mehr als 50 
Beschäftigten gegeben ist und der Beschäftigte eine Betriebszugehörigkeitszeit 
von mindestens zwei Jahren erreicht hat. 

 
c) Persönliche berufliche Weiterbildung (§ 2 Nr. 5) 

 
Bei weiterhin bestehenden Streitigkeiten zwischen Beschäftigtem und Arbeitgeber 
aus diesem Tarifvertrag über eine Persönliche berufliche Weiterbildung nach § 2 
Nr. 5 gilt Nr. 1 a) entsprechend, sofern eine Betriebsgröße von mehr als 200 
Beschäftigten gegeben ist und der Beschäftigte eine Betriebszugehörigkeitszeit 
von mindestens fünf Jahren erreicht hat. 
 
Eine streitige Entscheidung der Schlichtungsstelle ist in diesen Fällen 
ausgeschlossen, sofern festgestellt wird, dass der Beschäftigte eine Tätigkeit im 
Betrieb ausübt, die im besonderen betrieblichen Interesse liegt und ein 
angemessener Ersatz auf dem Arbeitsmarkt nicht rechtzeitig zu finden ist.  

 
2. Bei allen betriebsverfassungsrechtlichen Streitigkeiten aus diesem Tarifvertrag tritt an 

die Stelle der gesetzlichen Einigungsstelle die tarifliche Schlichtungsstelle gemäß §§ 2 
Nr. 7, 3 Nr. 5 TV Besch. 

 
 

§ 8 
Bildungsvereinbarung und Bildungskonto 

 
Die Bedingungen, zu denen eine Weiterbildungsmaßnahme gemäß § 2 Nr. 4 
(Entwicklungsqualifizierung) und § 2 Nr. 5 (Persönliche berufliche Weiterbildung) 
durchgeführt wird, sind in einer Bildungsvereinbarung zwischen Beschäftigtem und 
Arbeitgeber zu beschreiben (Nr. 1).  
 
Für die Beschäftigten kann im Rahmen der Bildungsvereinbarung ein zweckgebundenes 
persönliches Bildungskonto errichtet werden (Nr. 2). Damit wird über die Auflösung eines 
vorher gebildeten Wertguthabens des Beschäftigten eine (Teil)Vergütung der 
Bildungsfreistellung ermöglicht. 
 
1. Bildungsvereinbarung 

 
Einigen sich Arbeitgeber und Beschäftigter auf die Durchführung einer 
Qualifizierungsmaßnahme im Sinne von § 2 Nr. 4 bzw. § 2 Nr. 5, so ist eine 
Bildungsvereinbarung schriftlich abzuschließen. 
 
In dieser Vereinbarung wird – soweit erforderlich – geregelt: 
 
- Beginn und Dauer der gesamten Maßnahme einschließlich Art, Umfang und 

zeitlicher Lage der Freistellung zum Zwecke der Weiterbildung. 
- Die Einrichtung und die Bedingungen eines Bildungskontos gemäß Nr. 2. 
- Regelungen zur Entnahme von Wertguthaben des Bildungskontos zur 

Verstetigung des Einkommens während der Laufzeit der gesamten 
Bildungsvereinbarung. 
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- Freistellungszeiten auch ohne vorherige Ansparzeit und gegebenenfalls ein 

Abbauplan zur Tilgung von Zeitschulden. 
- Ratierliche monatliche Auszahlung der zusätzlichen Urlaubsvergütung und 

Jahressonderzahlung. 
- Eventuelle Maßnahmen der öffentlichen Förderung, insbesondere nach §§ 81 ff. 

SGB III (WeGebAU). 
- Eventuelle zusätzliche, freiwillige Leistungen des Arbeitgebers. 
- Die Bedingungen der Weiterbeschäftigung nach Ende bzw. Abbruch der 

Maßnahme auf seinem Arbeitsplatz oder zumutbaren gleich- oder höherwertigen 
Arbeitsplatz. Dies ist bei vorher Vollzeitbeschäftigten ein Vollzeitarbeitsplatz. 

- Verrechnung der Ansprüche aus dem Saarländischen 
Bildungsfreistellungsgesetz, soweit rechtlich möglich. 

- Fragen der Urlaubsgewährung und -verrechnung. 
 
Die Gesamtdauer der Bildungsvereinbarung beträgt höchstens sieben Jahre. 
 
Die Bildungsvereinbarung ist vor rechtsgültigem Abschluss dem Betriebsrat zur 
Kenntnis zu geben.  
 
Der Beschäftigte hat vor Beginn der Freistellung den Nachweis der verbindlichen 
Anmeldung zu der Bildungsmaßnahme zu erbringen, andernfalls besteht kein 
Anspruch auf die Freistellung.  

 
2. Bildungskonto (Wertguthaben) 

 
Hierfür gelten folgende Regelungen: 
 
In das – gemäß § 7 d Abs. 1 SGB IV in Geld zu führende – Bildungskonto werden die 
in der Bildungsvereinbarung vereinbarten Ansparzeiten als Wertguthaben eingebucht. 
 
Zusätzlich können auf Verlangen des Beschäftigten ganz oder teilweise  Ansprüche auf 
zusätzliche Urlaubsvergütung und Jahressonderzahlung eingebracht werden. 
 
Sofern betrieblich Arbeitszeitkonten oder Langzeitkonten bestehen, kann der 
Beschäftigte auch Ansprüche aus diesen Konten in das Wertguthaben einbringen, 
soweit die betrieblichen Regelungen dies gestatten, jedoch nicht mehr als 152 Stunden 
pro Jahr. 
 
Die Arbeitsvertragsparteien können auch vereinbaren, dass ein Teil der Arbeitsleistung 
(bis zu 10 %), mit der das Wertguthaben aufgebaut werden soll, erst nach der 
Freistellung erbracht wird. Dies gilt entsprechend für eine erst spätere Verrechnung 
von Entgeltbestandteilen. 
 
Die Kontobedingungen richten sich im Übrigen nach den Vorschriften für Wertguthaben 
gemäß §§ 7b ff. SGB IV einschließlich der Insolvenzsicherung und den 
entsprechenden sozialversicherungsrechtlichen und steuerlichen Bestimmungen. 
 
Bei der Kontoführung ist sicherzustellen, dass die tarifliche Entgeltentwicklung 
nachvollzogen wird. 
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In welcher Höhe der Beschäftigte aus dem vorher gebildeten Wertguthaben 
weitervergütet wird, ergibt sich aus der getroffenen Vereinbarung.  
 
Die Höhe des monatlichen Entgelts aus dem Wertguthaben ist bei einer vollständigen 
Freistellung jedenfalls so zu bemessen, dass dieses mindestens 70 % des zuletzt 
erzielten Monatsentgelts entspricht (§ 7 Abs. 1a SGB IV). 

 
3. Störfälle 

 
Eine Auszahlung eines noch bestehenden Wertguthabens erfolgt nach Anwendung der 
steuer- und sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften ausnahmsweise in folgenden 
Fällen: 

 Bei Tod des Beschäftigten an einen anspruchsberechtigten Hinterbliebenen 
gemäß § 14 MTV. 

 Bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses. 

 Bei einvernehmlicher vorzeitiger Beendigung der 
Bildungsfreistellungsvereinbarung oder fehlender Freistellung mangels 
Nachweises der verbindlichen Anmeldung zu der Bildungsmaßnahme gemäß  
Nr. 1. 

 
Bestehen Zeitschulden, so sind diese von den Beschäftigten auf Verlangen des 
Arbeitgebers im Rahmen der betrieblichen, tariflichen und gesetzlichen Vorschriften 
nachzuarbeiten. Ist dies nicht möglich, erfolgt eine Verrechnung mit 
Entgeltansprüchen. 
 
Bei unvorhersehbaren Ereignissen (z. B. langandauernde Arbeitsunfähigkeit) ist die 
Bildungsvereinbarung ggfs. anzupassen oder aufzulösen. 

 
§ 9 

Sonderregelung für Ausgebildete 
 
Für Ausgebildete, die nach der Ausbildung in ein unbefristetes Arbeitsverhältnis 
übernommen wurden, gilt dieser Tarifvertrag mit der Maßgabe, dass die 5-Jahresfrist in § 7 
Nr.1 c) Abs.1 entfällt. 
 
 

§ 10 
Betriebsratslose Betriebe 

 
In allen Fällen, in denen dieser Vertrag eine Einigung einschließlich Betriebsvereinbarungen 
zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat vorsieht und ein Betriebsrat im Betrieb nicht 
vorhanden ist, ist die Einigung zwischen Arbeitgeber und Beschäftigtem herbeizuführen. 
 
 

§ 11 
Schlussbestimmungen 

 
Durch diesen Tarifvertrag werden die Mitbestimmungsrechte des Betriebsrats nach dem 
BetrVG weder eingeschränkt noch ausgeweitet und kündigungsschutzrechtliche Wertungen 
des KSchG nicht verändert.  
 
Unberührt bleibt bei aufwändigeren Qualifizierungsmaßnahmen die Möglichkeit einer 
vertraglichen Regelung der Arbeitsvertragsparteien im Rahmen der gesetzlichen 
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Bestimmungen, für den Fall der Eigenkündigung des Beschäftigten eine 
Rückzahlungsverpflichtung (von Teilen) der Qualifikationskosten zu vereinbaren. 
 
Die Rechte der Beschäftigten nach dem Teilzeit- und Befristungsgesetz werden durch diesen 
Tarifvertrag nicht eingeschränkt. 
 
Betriebliche Regelungen zur Qualifizierung werden durch diesen Tarifvertrag nicht betroffen, 
soweit sie wertgleich zu den Bestimmungen dieses Tarifvertrages sind oder über diese 
hinausgehen. 
 
 

§ 12 
In-Kraft-Treten und Kündigung 

 
Dieser Tarifvertrag tritt am 1. März 2015 in Kraft.  
 
Er löst den Tarifvertrag zur Qualifizierung (TV Q) vom 24. April 2006 ab. Die nach diesem 
Tarifvertrag begonnenen Maßnahmen werden unverändert nach den bisherigen Regelungen 
des Tarifvertrages zur Qualifizierung fortgeführt.  
 
Dieser Tarifvertrag kann mit dreimonatiger Frist zum Quartalsende, erstmals zum 31. 
Dezember 2019, gekündigt werden.  
 
 
Frankfurt am Main/Saarbrücken, den 25. Februar 2015 
 
Verband der Metall- und Elektro- 
industrie des Saarlandes e.V. 

Industriegewerkschaft Metall 
Bezirksleitung Mitte 
 

  



Zwischen dem 
 

Verband der Metall- und Elektro-Industrie in Thüringen e. V. 
 
und der 
 

Industriegewerkschaft Metall 
Bezirksleitung Mitte 

 
 
wird folgender 
 
 

Tarifvertrag Bildung 
(TV B) 

 
 
geschlossen: 
 
 

Präambel 
 
Die Frage der Qualifizierung und des lebenslangen Lernens ist ein Schlüssel für die Sicherung 
der Wettbewerbs- und Innovationsfähigkeit der Betriebe, der Sicherung der Arbeits-plätze und 
der Beschäftigungsfähigkeit der Arbeitnehmer im Betrieb. 
 
Die Tarifvertragsparteien setzen sich mit Blick auf die demographischen Herausforderungen 
und die Steigerung der Attraktivität der Arbeit in der Metall- und Elektroindustrie gezielt dafür 
ein, 
 
• Beschäftigte auf Arbeitsplätzen mit geringen Qualifikationsanforderungen, 
 
• Beschäftigte, die einen zusätzlichen Abschluss für die berufliche Entwicklung anstreben, 

und 
 
• Ausgebildete, die aufbauend auf ihrer Ausbildung einen weiteren Bildungsabschnitt nut-

zen wollen,  
 
in ihrer beruflichen Entwicklung zu fördern. 
 
 

§ 1 
Geltungsbereich 

 
Für diesen Tarifvertrag gilt der Geltungsbereich des Manteltarifvertrages der Thüringer  
Metall- und Elektroindustrie (MTV) in seiner jeweiligen Fassung. 
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§ 2 
Qualifizierung 

 
Qualifizierung im Sinne dieses Tarifvertrages sind betrieblich notwendige (Nr. 1 bis 3), betrieb-
lich zweckmäßige (Nr. 4) sowie persönliche berufliche Weiterbildungsmaßnahmen (Nr. 5), die 
dazu dienen, 
 
1. die ständige Fortentwicklung des fachlichen, methodischen und sozialen Wissens im 

Rahmen des eigenen Aufgabengebietes nachvollziehen zu können (Erhaltungsqualifi-
zierung), oder 

 
2. veränderte Anforderungen im eigenen Aufgabengebiet erfüllen zu können (Anpas-

sungsqualifizierung), oder 
 
3. beim Wegfall von Arbeitsaufgaben eine andere gleichwertige oder höherwertige Arbeits-

aufgabe für einen durch den jeweiligen Beschäftigten im Betrieb zu besetzenden Ar-
beitsplatz übernehmen zu können (Umqualifizierung), oder 

 
4. eine andere höherwertige Arbeitsaufgabe im Betrieb übernehmen zu können (Entwick-

lungsqualifizierung), oder 
 
5. die berufliche Entwicklung der Beschäftigten zu fördern. Diese Qualifizierung ist zwar im 

Grundsatz dazu geeignet, eine Tätigkeit im freistellenden Betrieb oder Unternehmen 
ausüben zu können; es besteht jedoch aufgrund der aktuellen Beschäftigungssituation 
kein betrieblicher Bedarf für derartige Weiterbildungsmaßnahmen (Persönliche beruf-
liche Weiterbildung). 

 
 

§ 3 
Feststellung des betrieblichen und persönlichen Qualifikationsbedarfs 

 
1. Unterrichtung über Veränderungen  
 

Der Arbeitgeber unterrichtet den Betriebsrat gemäß §§ 90 ff. BetrVG über die Planung 
von technischen Anlagen, die Änderung von Arbeitsverfahren und Arbeitsabläufen oder 
deren Neueinführung oder die Änderung von Arbeitsplätzen rechtzeitig unter Vorlage der 
erforderlichen Unterlagen. Der Betriebsrat kann hierbei eigene Vorschläge gem. § 92 a 
BetrVG einbringen. 
 

2. Betrieblicher Qualifikationsbedarf 
 

Auf der Grundlage der geplanten und erwarteten Veränderungen des Betriebes ist der 
künftige betriebliche Qualifikationsbedarf vom Arbeitgeber festzustellen und mit dem Be-
triebsrat zu beraten. Dabei ist insbesondere die Sicherung und Förderung der Beschäf-
tigung von an- und ungelernten Beschäftigten zu berücksichtigen. 
 
Bei diesen Beratungen sind gemäß § 92 BetrVG anhand des gegenwärtigen und des 
künftigen Personalbedarfs Maßnahmen der Qualifizierung darzustellen und der Be-
triebsrat anhand von Unterlagen rechtzeitig und umfassend zu unterrichten. 
 

3. Persönlicher Qualifikationsbedarf 
 

Hinsichtlich der Maßnahmen gemäß § 2 Nr. 5 (persönliche berufliche Weiterbildung) soll 
der Betriebsrat mindestens einmal jährlich Weiterbildungswünsche der Beschäftigten er-
mitteln und diese dokumentieren. 
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4. Vorschläge des Betriebsrates 
 

Der Betriebsrat kann dem Arbeitgeber Vorschläge für die Einführung von Maßnahmen 
und ihre Durchführung machen. 
 
Zu diesen Beratungen können die Betriebsparteien im Rahmen der gesetzlichen Be-
stimmungen Sachverständige hinzuziehen. 
 

5. Qualifizierungsplan 
 

Arbeitgeber und Betriebsrat sollen auf Grundlage der Erkenntnisse von Nr. 1 bis 4 einen 
jährlichen Qualifizierungsplan vereinbaren. 
 
Arbeitgeber und Betriebsrat haben darauf zu achten, dass unter Berücksichtigung der 
betrieblichen Notwendigkeiten den Beschäftigten die Teilnahme an betrieblichen oder 
außerbetrieblichen Qualifikationsmaßnahmen ermöglicht wird.  
 
Dabei sollen nach Möglichkeit und Notwendigkeit spezielle Programme und abschluss-
orientierte Weiterbildungen zur Qualifizierung an- und ungelernter Beschäftigter verein-
bart werden. 
 
Sie haben dabei auch die Belange älterer Beschäftigter, Teilzeitbeschäftigter und von 
Beschäftigten mit Familienpflichten zu berücksichtigen. 
 
Falls aufgrund von geplanten oder durchgeführten Maßnahmen des Arbeitgebers sich 
Tätigkeiten der betroffenen Beschäftigten ändern und ihre beruflichen Kenntnisse und 
Fähigkeiten zur Erfüllung ihrer Aufgaben nicht mehr ausreichen, hat der Betriebsrat bei 
der Einführung von Qualifizierungsmaßnahmen gem. § 97 Abs. 2 BetrVG mitzubestim-
men. 

 
 

§ 4 
Individuelle Qualifizierungsgespräche 

 
1. Organisation durch die Betriebsparteien 

 
Auf der Grundlage des gemäß § 3 festgestellten betrieblichen und persönlichen Qualifi-
zierungsbedarfs bzw. des vereinbarten Qualifizierungsplans vereinbaren die Betriebs-
parteien regelmäßige oder anlassbezogene Gespräche der Beschäftigten mit dem Ar-
beitgeber. Wird betrieblich nichts anderes geregelt, sind die Gespräche jährlich zu füh-
ren.  
 
Diese Gespräche können auch als Gruppengespräche durchgeführt werden. Sie können 
auch im Rahmen anderer Personalgespräche (z. B. im Rahmen der Leistungsbeurtei-
lung oder Zielvereinbarung) geführt werden. 
 

2. Persönliches Gespräch 
 
In dem Qualifizierungsgespräch wird zwischen Beschäftigtem und Arbeitgeber gemein-
sam festgestellt, ob und welcher konkrete individuelle Qualifizierungsbedarf besteht und 
wie dieser umgesetzt werden kann. Hierzu soll der Beschäftigte konkrete Vorschläge 
machen.  
 
Soweit ein individueller Qualifizierungsbedarf anerkannt wird, werden die notwendigen 
Qualifizierungsmaßnahmen und ihre Durchführung vereinbart.  
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Zur Vereinbarung der Qualifizierungsmaßnahmen gehört ggf. auch die Festlegung von 
Prioritäten zwischen notwendigen Qualifizierungsmaßnahmen. 
 
Der Beschäftigte kann bei der Erörterung ein Mitglied des Betriebsrats hinzuziehen. 
 
Wird zwischen Beschäftigtem und Arbeitgeber kein Einvernehmen über den Qualifizie-
rungsbedarf, die daraus resultierenden notwendigen Qualifizierungsmaßnahmen oder 
den Inhalt der Bildungsvereinbarung gemäß § 8 erzielt, gelten § 6 und § 7 Nr. 1. 
 
Steht fest, dass Beschäftigte in der gesetzlichen Elternzeit und in Kindererziehungszei-
ten zu einem bestimmten Zeitpunkt in den Betrieb zurückkehren, wird auch mit ihnen ein 
solches Gespräch vereinbart. Eine evtl. daraus resultierende Maßnahme soll nach Mög-
lichkeit vor Rückkehr durchgeführt werden. 

 
 

§ 5 
Durchführung der Qualifizierung 

 
1. Allgemeine Bestimmungen 

 
Qualifizierungsmaßnahmen im Sinne dieses Tarifvertrages sind zeitlich, inhaltlich abge-
grenzte und beschriebene Maßnahmen. Sie sind nicht mit der Festlegung auf bestimmte 
Methoden verbunden und können arbeitsplatznah ("training on the job") oder in anderen 
internen und externen Maßnahmen durchgeführt werden.  
 
Die Durchführungskosten der Maßnahmen im Sinne von § 2 Nr. 1 bis 4 werden - soweit 
sie nicht von Dritten übernommen werden - vom Arbeitgeber getragen. 
 
Die Durchführungskosten von Maßnahmen im Sinne von § 2 Nr. 5 trägt - soweit sie nicht 
von Dritten übernommen werden - grundsätzlich der Beschäftigte. 
 
Die Teilnahme an einer Qualifizierungsmaßnahme gem. § 2 Nr. 1 bis 4 wird vom Arbeit-
geber dokumentiert und dem Beschäftigten in Textform bestätigt. 
 

2. Beteiligung des Betriebsrates 
 
Der Betriebsrat bestimmt bei der Durchführung der Qualifizierungsmaßnahmen im Rah-
men der gesetzlichen Bestimmungen mit. 
 
Betriebsrat und Arbeitgeber stellen verbindlich fest, welche Form der betrieblichen Qua-
lifizierung gemäß § 2 vorliegt. Im Falle der Nichteinigung gilt § 7 Nr. 2 entsprechend. 
 
Der Arbeitgeber berichtet dem Betriebsrat regelmäßig - mindestens jährlich - über die 
umgesetzten Weiterbildungsmaßnahmen.  
 
Arbeitgeber und Betriebsrat prüfen und unterstützen gemeinsam Anträge auf öffentliche 
Förderungsmittel, insbesondere solche gemäß § 81 ff SGB III (WeGebAU). 
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3. Qualifizierungszeit 

 
a) Betrieblich notwendige Qualifizierungen (§ 2 Nr. 1 bis 3) 

 
Die erforderliche Qualifizierungszeit gilt als zuschlagsfrei zu vergütende oder durch 
bezahlte Freistellung auszugleichende Arbeitszeit im Sinne der tariflichen Bestim-
mungen. Die Bestimmungen des § 8 MTV zur zu vergütenden Reisezeit gelten ent-
sprechend. Qualifizierungs- und Reisezeiten müssen nicht auf Arbeitszeitkonten 
gutgeschrieben werden. 
 

b) Entwicklungsqualifizierungen (§ 2 Nr. 4) 
 
Von der erforderlichen Qualifizierungszeit sind grundsätzlich 50 % bezahlte Arbeits-
zeit entsprechend a) und 50 % vom Beschäftigten als Eigenanteil in Form von zu-
sätzlicher unbezahlter Arbeitszeit einzubringen.  
 
Einzelheiten hierzu regelt § 8 (Bildungsvereinbarung und persönliches Bildungs-
konto). 
 
Von den Betriebsparteien soll in begründeten Einzelfällen auf Verlangen des Be-
schäftigten ein geringerer Eigenanteil festgelegt werden, wenn ein überwiegender 
betrieblicher Nutzen zu erwarten ist. Ebenso soll von den Betriebsparteien in be-
gründeten Einzelfällen auf Verlangen des Arbeitgebers ein höherer Eigenanteil des 
Beschäftigten festgelegt werden, wenn kein überwiegend betrieblicher Nutzen zu 
erwarten ist.  
 
Die nachstehend unter lit. c) bestimmten Regelungen zur Bildungsteilzeit, Ausschei-
densvereinbarung und Förderung finden im Hinblick auf den Eigenanteil des Be-
schäftigten entsprechende Anwendung. 

 
c) Persönliche berufliche Weiterbildung (§ 2 Nr. 5) 

 
Bildungsteilzeit 
 
Die Teilnahme an Maßnahmen der Persönlichen beruflichen Weiterbildung findet 
außerhalb der Arbeitszeit statt. 
 
Im Wege einer Bildungsvereinbarung gem. § 8 können die Arbeitsvertragsparteien 
eine unbezahlte Freistellung (Teilzeit, ggf. mit monatlicher Aufzahlung) regeln oder 
eine aus einem Wertguthaben (teil-)bezahlte Freistellung vereinbaren (z. B. über 
verblockte Teilzeit).  
 
Ausscheidensvereinbarung 
 
Sofern dies durch die Art der Maßnahme der Persönlichen beruflichen Weiterbildung 
geboten ist, kann zwischen dem Beschäftigten und dem Arbeitgeber eine Ausschei-
densvereinbarung getroffen werden bei gleichzeitiger Wiedereinstellungszusage auf 
dem vorherigen oder einem zumutbaren gleich- oder höherwertigen Arbeitsplatz. 
Dieser ist bei vorher Vollzeitbeschäftigten ein Vollzeitarbeitsplatz.
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Förderung 
 
Soweit sich die Betriebsparteien auf eine freiwillige Betriebsvereinbarung nach § 14 
Ziff. 2 Tarifvertrag zum flexiblen Übergang in die Rente für die Thüringer Metall- und 
Elektroindustrie vom 26. Februar 2015 (TV FlexÜ) einigen, ist dort festzulegen, wel-
cher Anteil der Quote gem. § 12 Ziff. 1.1 TV FlexÜ für eine Förderung verwendet 
wird. Für den vereinbarten Zeitraum reduziert sich der Anspruch bzw. die Quote auf 
Altersteilzeit entsprechend. 
 
Der Gesamtwert dieser Förderung errechnet sich gem. § 12 Ziff. 3.2 Abs. 2 TV 
FlexÜ: Für jeden 0,1 %-Punkt weniger Altersteilzeit unterhalb der Quote von 4 % 
sind 0,02 % der tariflichen Bruttoentgeltsumme des Betriebes aufzuwenden.  
 
Die Einzelheiten der Verteilung werden im Rahmen der Beratungen zu §§ 3 und 4 
zwischen Betriebsrat und Arbeitgeber erörtert und vereinbart. 

 
 

§ 6 
Pflichten der Beschäftigten 

 
Die Beschäftigten sind verpflichtet, bei der Ermittlung des Qualifizierungsbedarfes mitzuwirken 
und an den vereinbarten Qualifizierungsgesprächen und -maßnahmen teilzunehmen. 
 
Lehnt der Beschäftigte die Teilnahme an einer für ihn vereinbarten Qualifizierungsmaßnahme 
gem. § 2 Nr. 1 bis 4 ohne wichtigen Grund ab, so kommen für ihn die Bestimmungen des § 16 
MTV in der Folge (einmalig) nicht zur Anwendung. Im Übrigen gelten die Rechte und Pflichten 
aus dem Arbeitsvertrag.  
 
Beschäftigte, die an einer Qualifizierungsmaßnahme im Sinne dieses Tarifvertrages teilge-
nommen haben, sind verpflichtet, die dadurch erreichte Qualifikation einzusetzen, soweit die 
Arbeitsaufgabe dies verlangt. 
 
 

§ 7 
Konfliktregelung 

 
1. Bei Streitigkeiten zwischen Beschäftigtem und Arbeitgeber im Rahmen des Qualifizie-

rungsgesprächs (§ 4) haben sich auf Antrag einer Seite Arbeitgeber und Betriebsrat mit 
der Angelegenheit zu befassen und möglichst zu einer einvernehmlichen Lösung zu 
kommen.  

 
a) Betrieblich notwendige Qualifizierung (§ 2 Nr. 1 bis 3) 
 

Bei weiterhin bestehenden Streitigkeiten zwischen Beschäftigtem und Arbeitgeber 
aus diesem Tarifvertrag über eine betrieblich notwendige Qualifizierung nach § 2 
Nr. 1 bis 3 wird eine paritätische Kommission eingerichtet, der je zwei vom Arbeit-
geber und vom Betriebsrat bestellte Betriebsangehörige angehören. 
 
Kommt es in der paritätischen Kommission zu keiner Einigung, so entscheidet auf 
Antrag einer Betriebspartei die in § 3 Ziff. 7 des Tarifvertrages zur Beschäftigungs-
sicherung und zum Beschäftigungsaufbau genannte tarifliche Schiedsstelle. 
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b) Entwicklungsqualifizierung (§ 2 Nr. 4) 
 

Bei weiterhin bestehenden Streitigkeiten zwischen Beschäftigtem und Arbeitgeber 
aus diesem Tarifvertrag über eine betrieblich zweckmäßige Qualifizierung nach § 2 
Nr. 4 gilt Nr. 1 a) entsprechend, sofern eine Betriebsgröße von mehr als 50 Beschäf-
tigten gegeben ist und der Beschäftigte eine Betriebszugehörigkeitszeit von mindes-
tens zwei Jahren erreicht hat. 
 

c) Persönliche berufliche Weiterbildung (§ 2 Nr. 5) 
 

Bei weiterhin bestehenden Streitigkeiten zwischen Beschäftigtem und Arbeitgeber 
aus diesem Tarifvertrag über eine Persönliche berufliche Weiterbildung nach § 2 
Nr. 5 gilt Nr. 1 a) entsprechend, sofern eine Betriebsgröße von mehr als 200 Be-
schäftigten gegeben ist und der Beschäftigte eine Betriebszugehörigkeitszeit von 
mindestens fünf Jahren erreicht hat. 
 
Eine streitige Entscheidung der Schlichtungsstelle ist in diesen Fällen ausgeschlos-
sen, sofern festgestellt wird, dass der Beschäftigte eine Tätigkeit im Betrieb ausübt, 
die im besonderen betrieblichen Interesse liegt und ein angemessener Ersatz auf 
dem Arbeitsmarkt nicht rechtzeitig zu finden ist.  
 

2. Bei allen betriebsverfassungsrechtlichen Streitigkeiten aus diesem Tarifvertrag tritt an 
die Stelle der gesetzlichen Einigungsstelle die in § 3 Ziff. 7 des Tarifvertrages zur Be-
schäftigungssicherung und zum Beschäftigungsaufbau genannte tarifliche Schieds-
stelle. 

 
 

§ 8 
Bildungsvereinbarung und Bildungskonto 

 
Die Bedingungen, zu denen eine Weiterbildungsmaßnahme gemäß § 2 Nr. 4 (Entwicklungs-
qualifizierung) und § 2 Nr. 5 (Persönliche berufliche Weiterbildung) durchgeführt wird, sind in 
einer Bildungsvereinbarung zwischen Beschäftigtem und Arbeitgeber zu beschreiben (Nr. 1).  
 
Für die Beschäftigten kann im Rahmen der Bildungsvereinbarung ein zweckgebundenes per-
sönliches Bildungskonto errichtet werden (Nr. 2). Damit wird über die Auflösung eines vorher 
gebildeten Wertguthabens des Beschäftigten eine (Teil)Vergütung der Bildungsfreistellung er-
möglicht. 
 
1. Bildungsvereinbarung 

 
Einigen sich Arbeitgeber und Beschäftigter auf die Durchführung einer Qualifi-zierungs-
maßnahme im Sinne von § 2 Nr. 4 bzw. § 2 Nr. 5, so ist eine Bildungsvereinbarung 
schriftlich abzuschließen. 
 
In dieser Vereinbarung wird - soweit erforderlich - geregelt: 
 
 Beginn und Dauer der gesamten Maßnahme einschließlich Art, Umfang und  

zeitlicher Lage der Freistellung zum Zwecke der Weiterbildung. 
 

 Die Einrichtung und die Bedingungen eines Bildungskontos gem. Nr. 2. 
 

 Regelungen zur Entnahme von Wertguthaben des Bildungskontos zur Verstetigung 
des Einkommens während der Laufzeit der gesamten Bildungsvereinbarung.   



 - 8 - 

 
 Freistellungszeiten auch ohne vorherige Ansparzeit und gegebenenfalls ein Abbau-

plan zur Tilgung von Zeitschulden. 
 

 Ratierliche monatliche Auszahlung der zusätzlichen Urlaubsvergütung und Jahres-
sonderzahlung. 

 
 Eventuelle Maßnahmen der öffentlichen Förderung, insbesondere nach §§ 81 ff. 

SGB III (WeGebAU). 
 

 Eventuelle zusätzliche, freiwillige Leistungen des Arbeitgebers. 
 

 Die Bedingungen der Weiterbeschäftigung nach Ende bzw. Abbruch der Maßnahme 
auf seinem Arbeitsplatz oder zumutbaren gleich- oder höherwertigen Arbeitsplatz. 
Dies ist bei vorher Vollzeitbeschäftigten ein Vollzeitarbeitsplatz. 

 
 Verrechnung der Ansprüche aus einem Thüringer Bildungsfreistellungsgesetz über 

den Anspruch auf bezahlte Bildungsfreistellung, soweit rechtlich möglich. 
 

 Fragen der Urlaubsgewährung und -verrechnung. 
 
Die Gesamtdauer der Bildungsvereinbarung beträgt höchstens sieben Jahre. 
 
Die Bildungsvereinbarung ist vor rechtsgültigem Abschluss dem Betriebsrat zur Kenntnis 
zu gegeben.  
 
Der Beschäftigte hat vor Beginn der Freistellung den Nachweis der verbindlichen Anmel-
dung zu der Bildungsmaßnahme zu erbringen, andernfalls besteht kein Anspruch auf die 
Freistellung.  

 
2. Bildungskonto (Wertguthaben) 

 
Hierfür gelten folgende Regelungen: 
 
In das - gem. § 7 d Abs. 1 SGB IV in Geld zu führende - Bildungskonto werden die in der 
Bildungsvereinbarung vereinbarten Ansparzeiten als Wertguthaben eingebucht. 
 
Zusätzlich können auf Verlangen des Beschäftigten ganz oder teilweise  Ansprüche auf 
zusätzliche Urlaubsvergütung und Jahressonderzahlung eingebracht werden. 
 
Sofern betrieblich Arbeitszeitkonten oder Langzeitkonten bestehen, kann der Beschäf-
tigte auch Ansprüche aus diesen Konten in das Wertguthaben einbringen, soweit die 
betrieblichen Regelungen dies gestatten, jedoch nicht mehr als 152 Stunden pro Jahr. 
 
Die Arbeitsvertragsparteien können auch vereinbaren, dass ein Teil der Arbeitsleistung 
(bis zu 10 %), mit der das Wertguthaben aufgebaut werden soll, erst nach der Freistel-
lung erbracht wird. Dies gilt entsprechend für eine erst spätere Verrechnung von Ent-
geltbestandteilen. 
 
Die Kontobedingungen richten sich im Übrigen nach den Vorschriften für Wertguthaben 
gemäß §§ 7b ff. SGB IV einschließlich der Insolvenzsicherung und den entsprechenden 
sozialversicherungsrechtlichen und steuerlichen Bestimmungen. 
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Bei der Kontoführung ist sicherzustellen, dass die tarifliche Entgeltentwicklung nachvoll-
zogen wird. 
 
In welcher Höhe der Beschäftigte aus dem vorher gebildeten Wertguthaben weiterver-
gütet wird, ergibt sich aus der getroffenen Vereinbarung.  
 
Die Höhe des monatlichen Entgelts aus dem Wertguthaben ist bei einer vollständigen 
Freistellung jedenfalls so zu bemessen, dass dieses mindestens 70 % des zuletzt erziel-
ten Monatsentgelts entspricht (§ 7 Abs. 1a SGB IV). 
 

3. Störfälle 
 
Eine Auszahlung eines noch bestehenden Wertguthabens erfolgt nach Anwendung der 
steuer- und sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften ausnahmsweise in folgenden 
Fällen: 
 
 Bei Tod des Beschäftigten an einen anspruchsberechtigten Hinterbliebenen gemäß 

§ 13 MTV. 
 

 Bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses. 
 

 Bei einvernehmlicher vorzeitiger Beendigung der Bildungsfreistellungsvereinbarung 
oder fehlender Freistellung mangels Nachweises der verbindlichen Anmeldung zu 
der Bildungsmaßnahme gem. Nr. 1. 

 
Bestehen Zeitschulden, so sind diese von den Beschäftigten auf Verlangen des Arbeit-
gebers im Rahmen der betrieblichen, tariflichen und gesetzlichen Vorschriften nachzu-
arbeiten. Ist dies nicht möglich, erfolgt eine Verrechnung mit Entgeltansprüchen. 
 
Bei unvorhersehbaren Ereignissen (z. B. langandauernde Arbeitsunfähigkeit) ist die Bil-
dungsvereinbarung ggfs. anzupassen oder aufzulösen. 

 
 

§ 9 
Sonderregelung für Ausgebildete 

 
Für Ausgebildete, die nach der Ausbildung in ein unbefristetes Arbeitsverhältnis über-nommen 
wurden, gilt dieser Tarifvertrag mit der Maßgabe, dass die 5-Jahresfrist in § 7 Nr. 1 c) Abs. 1 
entfällt. 
 
 

§ 10 
Betriebsratslose Betriebe 

 
In allen Fällen, in denen dieser Vertrag eine Einigung einschließlich Betriebsvereinbarungen 
zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat vorsieht und ein Betriebsrat im Betrieb nicht vorhanden 
ist, ist die Einigung zwischen Arbeitgeber und Beschäftigtem herbeizuführen. 
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§ 11 

Schlussbestimmungen 
 
Durch diesen Tarifvertrag werden die Mitbestimmungsrechte des Betriebsrats nach dem  
BetrVG weder eingeschränkt noch ausgeweitet und kündigungsschutzrechtliche Wertungen 
des KSchG nicht verändert.  
 
Unberührt bleibt bei aufwändigeren Qualifizierungsmaßnahmen die Möglichkeit einer vertrag-
lichen Regelung der Arbeitsvertragsparteien im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen, für 
den Fall der Eigenkündigung des Beschäftigten eine Rückzahlungsverpflichtung (von Teilen) 
der Qualifikationskosten zu vereinbaren. 
 
Die Rechte der Beschäftigten nach dem Teilzeit- und Befristungsgesetz werden durch diesen 
Tarifvertrag nicht eingeschränkt. 
 
Betriebliche Regelungen zur Qualifizierung werden durch diesen Tarifvertrag nicht betroffen, 
soweit sie wertgleich zu den Bestimmungen dieses Tarifvertrages sind oder über diese hin-
ausgehen. 
 
 

§ 12 
In-Kraft-Treten und Kündigung 

 
Dieser Tarifvertrag tritt am 1. März 2015 in Kraft.  
 
Er löst den Tarifvertrag zur Qualifizierung (TV Q) vom 24. April 2006 ab. Die nach diesem 
Tarifvertrag begonnenen Maßnahmen werden unverändert nach den bisherigen Regelungen 
des Tarifvertrages zur Qualifizierung fortgeführt.  
 
Dieser Tarifvertrag kann mit dreimonatiger Frist zum Quartalsende, erstmals zum 31. Dezem-
ber 2019, gekündigt werden.  
 
 
Jena, den 26. Februar 2015 
 
Verband der Metall- und Elektro- Industriegewerkschaft Metall 
Industrie in Thüringen e. V. Bezirksleitung Mitte 
 
 
 
 

  
   

 
 
 
 

  
  

 
 
 



Tarifvertrag Bildung 

(TV B) 

für die Beschäftigten 
in der 

niedersächsischen Metallindustrie 

vom 27. Februar 2015 

gültig ab 1. April 2015 

Verband der Metallindustriellen 
Niedersachsen e.V. 

IG Metall Bezirksleitung 
Niedesachsen und Sachsen-Anhalt 



Zwischen dem 

Verband der Metallindustriellen 
Niedersachsen e.V. 

und der 

IG Metall Bezirksleitung 
Niedersachsen und Sachsen-Anhalt 

wird folgender 

Tarifvertrag Bildung 

geschlossen: 

Präambel 

Die Frage der Qualifizierung und des lebenslangen Lernens ist ein Schlüssel für die 
Sicherung der Wettbewerbs- und Innovationsfähigkeit der Betriebe, der Sicherung der 
Arbeitsplätze und der Beschäftigungsfähigkeit der Arbeitnehmer im Betrieb. 

Die Tarifvertragsparteien setzen sich mit Blick auf die demographischen 
Herausforderungen und die Steigerung der Attraktivität der Arbeit in der Metall- und 
Elektroindustrie gezielt dafür ein, 
• Beschäftigte auf Arbeitsplätzen mit geringen Qualifikationsanforderungen, 
• Beschäftigte, die einen zusätzlichen Abschluss für die berufliche Entwicklung 

anstreben und 
• Ausgebildete, die aufbauend auf ihrer Ausbildung einen weiteren Bildungsabschnitt 

nutzen wollen 
in ihrer beruflichen Entwicklung zu fördern. 

§1 
Geltungsbereich 

Für diesen Tarifvertrag gilt der Geltungsbereich des Manteltarifvertrages (MTV). 
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§2 
Qualifizierung 

Qualifizierung im Sinne dieses Tarifvertrages sind betrieblich notwendige (Ziff. 1 bis 
3), betrieblich zweckmäßige (Ziff. 4) sowie persönliche berufliche Weiterbildungs­
maßnahmen (Ziff. 5), die dazu dienen: 

1. die ständige Fortentwicklung des fachlichen, methodischen und sozialen Wissens 
im Rahmen des eigenen Aufgabengebietes nachvollziehen zu können 
(Erhaltungsqualifizierung), oder 

2. veränderte Anforderungen im eigenen Aufgabengebiet erfüllen zu können 
(Anpassungsqualifizierung), oder 

3. beim Wegfall von Arbeitsaufgaben eine andere gleichwertige oder höherwertige 
Arbeitsaufgabe für einen durch den jeweiligen Beschäftigten im Betrieb zu 
besetzenden Arbeitsplatz übernehmen zu können (Umqualifizierung), oder 

4. eine andere höherwertige Arbeitsaufgabe im Betrieb übernehmen zu können 
(Entwicklungsqualifizierung), oder 

5. die berufliche Entwicklung der Beschäftigten zu fördern. Diese Qualifizierung ist 
zwar im Grundsatz dazu geeignet, eine Tätigkeit im freistellenden Betrieb oder 
Unternehmen ausüben zu können; es besteht jedoch aufgrund der aktuellen 
Beschäftigungssituation kein betrieblicher Bedarf für derartige Weiterbildungs­
maßnahmen (persönliche berufliche Weiterbildung). 

§3 
Feststellung des betrieblichen und persönlichen Qualifikationsbedarfs 

(1) Unterrichtung über Veränderungen 

Der Arbeitgeber unterrichtet den Betriebsrat gemäß §§ 90 ff. BetrVG über die 
Planung von technischen Anlagen, die Änderung von Arbeitsverfahren und 
Arbeitsabläufen oder deren Neueinführung oder die Änderung von Arbeitsplätzen 
rechtzeitig unter Vorlage der erforderlichen Unterlagen. Der Betriebsrat kann 
hierbei eigene Vorschläge gern. § 92 a BetrVG einbringen. 

(2) Betrieblicher Qualifikationsbedarf 

Auf der Grundlage der geplanten und erwarteten Veränderungen des Betriebes ist 
der künftige betriebliche Qualifikationsbedarf vom Arbeitgeber festzustellen und mit 
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dem Betriebsrat zu beraten. Dabei ist insbesondere die Sicherung und Förderung 
der Beschäftigung von an- und ungelernten Beschäftigten zu berücksichtigen. 

Bei diesen Beratungen sind gemäß § 92 BetrVG anhand des gegenwärtigen und 
des künftigen Personalbedarfs Maßnahmen der Qualifizierung darzustellen und der 
Betriebsrat anhand von Unterlagen rechtzeitig und umfassend zu unterrichten. 

(3) Persönlicher Qualifikationsbedarf 

Hinsichtlich der Maßnahmen gemäß § 2 Ziff. 5 (persönliche berufliche 
Weiterbildung) soll der Betriebsrat mindestens einmal jährlich Weiterbil­
dungswünsche der Beschäftigten ermitteln und diese dokumentieren. 

(4) Vorschläge des Betriebsrates 

Der Betriebsrat kann dem Arbeitgeber Vorschläge für die Einführung von Maßnah­
men und ihre Durchführung machen. 

Zu diesen Beratungen können die Betriebsparteien im Rahmen der gesetzlichen 
Bestimmungen Sachverständige hinzuziehen. 

(5) Qualifizierungsplan 

Arbeitgeber und Betriebsrat sollen auf Grundlage der Erkenntnisse von Ziffer 3 bis 
4 einen jährlichen Qualifizierungsplan vereinbaren. 

Arbeitgeber und Betriebsrat haben darauf zu achten, dass unter Berücksichtigung 
der betrieblichen Notwendigkeiten den Beschäftigten die Teilnahme an betrieb­
lichen oder außerbetrieblichen Qualifikationsmaßnahmen ermöglicht wird. 

Dabei sollen nach Möglichkeit und Notwendigkeit spezielle Programme und 
abschlussorientierte Weiterbildungen zur Qualifizierung an- und ungelernter 
Beschäftigter vereinbart werden. 

Sie haben dabei auch die Belange älterer Beschäftigter, Teilzeitbeschäftigter und 
von Beschäftigten mit Familienpflichten zu berücksichtigen. 

Falls aufgrund von geplanten oder durchgeführten Maßnahmen des Arbeitgebers 

sich Tätigkeiten der betroffenen Beschäftigten ändern und ihre beruflichen 
Kenntnisse und Fähigkeiten zur Erfüllung ihrer Aufgaben nicht mehr ausreichen, 

hat der Betriebsrat bei der Einführung von Qualifizierungsmaßnahmen gern. 
§ 97 Abs. 2 BetrVG mitzubestimmen. 
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§4 
Individuelle Qualifizierungsgespräche 

(1) Organisation durch die Betriebsparteien 

Auf der Grundlage des gemäß § 3 festgestellten betrieblichen und persönlichen 
Qualifizierungsbedarfs bzw. des vereinbarten Qualifizierungsplans vereinbaren die 
Betriebsparteien regelmäßige oder Anlass bezogene Gespräche der Beschäftigten 
mit dem Arbeitgeber. Wird betrieblich nichts anderes geregelt, sind die Gespräche 
jährlich zu führen. 

Diese Gespräche können auch als Gruppengespräche durchgeführt werden. Sie 
können auch im Rahmen anderer Personalgespräche (z. B. im Rahmen der 
Leistungsbeurteilung oder Zielvereinbarung) geführt werden. 

(2) Persönliches Gespräch 

In dem Qualifizierungsgespräch wird zwischen Beschäftigtem und Arbeitgeber 
gemeinsam festgestellt, ob und welcher konkrete individuelle Qualifizierungsbedarf 
besteht und wie dieser umgesetzt werden kann. Hierzu soll der Beschäftigte 
konkrete Vorschläge machen. 

Soweit ein individueller Qualifizierungsbedarf anerkannt wird, werden die 
notwendigen Qualifizierungsmaßnahmen und ihre Durchführung vereinbart. Zur 
Vereinbarung der Qualifizierungsmaßnahmen gehört ggf. auch die Festlegung von 
Prioritäten zwischen notwendigen Qualifizierungsmaßnahmen. 

Der Beschäftigte kann bei der Erörterung ein Mitglied des Betriebsrats hinzuziehen. 

Wird zwischen Beschäftigtem und Arbeitgeber kein Einvernehmen über den 
Qualifizierungsbedarf, die daraus resultierenden notwendigen Qualifizierungs­
maßnahmen oder den Inhalt der Bildungsvereinbarung gemäß § 8 erzielt, gelten 
§ 6 und § 7 Ziff. 1. 

Steht fest, dass Beschäftigte in der gesetzlichen Elternzeit und in Kinder­
erziehungszeiten zu einem bestimmten Zeitpunkt in den Betrieb zurückkehren, wird 
auch mit ihnen ein solches Gespräch vereinbart. Eine evtl. daraus resultierende 
Maßnahme soll nach Möglichkeit vor Rückkehr durchgeführt werden. 
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§5 
Durchführung der Qualifizierung 

(1) Allgemeine Bestimmungen 

Qualifizierungsmaßnahmen im Sinne dieses Tarifvertrages sind zeitlich, inhaltlich 
abgegrenzte und beschriebene Maßnahmen. Sie sind nicht mit der Festlegung auf 
bestimmte Methoden verbunden und können arbeitsplatznah (,,training on the job") 
oder in anderen internen und externen Maßnahmen durchgeführt werden. 

Die Durchführungskosten der Maßnahmen im Sinne von § 2 Ziff. 1 bis 4 werden -
soweit sie nicht von Dritten übernommen werden - vom Arbeitgeber getragen: 

Die Durchführungskosten von Maßnahmen im Sinne von § 2 Ziff. 5 trägt - soweit 
sie nicht von Dritten übernommen werden - grundsätzlich der Beschäftigte. 

Die Teilnahme an einer Qualifizierungsmaßnahme gern.§ 2 Ziff. 1 bis 4 wird vom 
Arbeitgeber dokumentiert und dem Beschäftigten in Textform bestätigt. 

(2) Beteiligung des Betriebsrates 

Der Betriebsrat bestimmt bei der Durchführung der Qualifizierungsmaßnahmen im 
Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen mit. 

Betriebsrat und Arbeitgeber stellen verbindlich fest, welche Form der betrieblichen 
Qualifizierung gemäß§ 2 vorliegt. Im Falle der Nichteinigung gilt§ 7 Ziff. 2 entspre­
chend. 

Der Arbeitgeber berichtet dem Betriebsrat regelmäßig - mindestens jährlich - über 
die umgesetzten Weiterbildungsmaßnahmen. 

Arbeitgeber und Betriebsrat prüfen und unterstützen gemeinsam Anträge auf 
öffentliche Förderung, insbesondere solche gemäß§ 81 ff SGB III (WeGebAU). 

(3) Qualifizierungszeit 

a) Betrieblich notwendige Qualifizierungen(§ 2 Ziff. 1 bis 3) 

Die erforderliche Qualifizierungszeit gilt als zuschlagsfrei zu vergütende oder 
durch bezahlte Freistellung auszugleichende Arbeitszeit im Sinne der tariflichen 
Bestimmungen. Die Bestimmungen des§ 21 MTV zur zu vergütenden Reisezeit 
gelten entsprechend. Qualifizierungs- und Reisezeiten müssen nicht auf 
Arbeitszeitkonten gutgeschrieben werden. 
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b) Entwicklungsqualifizierungen(§ 2 Ziff. 4) 

Von der erforderlichen Qualifizierungszeit sind grundsätzlich 50 % bezahlte 
Arbeitszeit entsprechend a) und 50 % vom Beschäftigten als Eigenanteil in 
Form von zusätzlicher unbezahlter Arbeitszeit einzubringen. 

Einzelheiten hierzu regelt § 8 (Bildungsvereinbarung und persönliches Bil­
dungskonto). 

Von den Betriebsparteien soll in begründeten Einzelfällen auf Verlangen des 
Beschäftigten ein geringerer Eigenanteil festgelegt werden, wenn ein überwie­
gender betrieblicher Nutzen zu erwarten ist. Ebenso soll von den Betriebspar­
teien in begründeten Einzelfällen auf Verlangen des Arbeitgebers ein höherer 
Eigenanteil des Beschäftigten festgelegt werden, wenn kein überwiegend 
betrieblicher Nutzen zu erwarten ist. 

Die nachstehend unter 1 c) bestimmten Regelungen zur Bildungsteilzeit, Aus­
scheidensvereinbarung und Förderung finden im Hinblick auf den Eigenanteil 
des Beschäftigten entsprechende Anwendung. 

c) Persönliche berufliche Weiterbildung(§ 2 Ziff. 5) 

Bildungsteilzeit 
Die Teilnahme an Maßnahmen der persönlichen beruflichen Weiterbildung fin­
det außerhalb der Arbeitszeit statt. 
Im Wege einer Bildungsvereinbarung gern. § 8 können die Arbeitsvertragspar­
teien eine unbezahlte Freistellung (Teilzeit, ggf. mit monatlicher Aufzahlung) 
regeln oder eine aus einem Wertguthaben (teil-)bezahlte Freistellung vereinba­
ren (z. B. über verblockte Teilzeit). 

Ausscheidensvereinbarung 
Sofern dies durch die Art der Maßnahme der persönlichen beruflichen Weiter­
bildung geboten ist, kann zwischen dem Beschäftigten und dem Arbeitgeber 
eine Ausscheidensvereinbarung getroffen werden bei gleichzeitiger Wiederein­
stellungszusage auf dem vorherigen oder einem zumutbaren gleich- oder 
höherwertigen Arbeitsplatz. Dieser ist bei vorher Vollzeitbeschäftigten ein Voll­
zeitarbeitsplatz. 

Förderung 
Soweit sich die Betriebsparteien auf eine freiwillige Betriebsvereinbarung nach 
§ 14 Ziff. 2 TV Flexü einigen, ist dort festzulegen, welcher Anteil der Quote gern. 
§ 12 1 Ziff. 1 TV Flexü für eine Förderung verwendet wird. Für den vereinbarten 
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Zeitraum reduziert sich der Anspruch bzw. die Quote für Altersteilzeit entspre­
chend. 

Der Gesamtwert dieser Förderung errechnet sich gern.§ 12 III Ziff. 2 TV Flexü. 
Für jeden 0, 1 %-Punkt weniger Altersteilzeit unterhalb der Quote von 4 % sind 
0,02 % der tariflichen Bruttoentgeltsumme des Betriebes aufzuwenden. Die Ein­
zelheiten der Verteilung werden im Rahmen der Beratungen zu §§ 3 und 4 zwi­
schen Betriebsrat und Arbeitgeber erörtert und vereinbart. 

§6 
Pflichten der Beschäftigten 

Die Beschäftigten sind verpflichtet, bei der Ermittlung des Qualifizierungsbedarfes mit­
zuwirken und an den vereinbarten Qualifizierungsgesprächen und -maßnahmen teil­
zunehmen. 

Beschäftigte, die an einer Qualifizierungsmaßnahme im Sinne dieses Tarifvertrages 
teilgenommen haben, sind verpflichtet, die dadurch erreichte Qualifikation einzuset­
zen, soweit die Arbeitsaufgabe dies verlangt. 

§7 
Konfliktregelung 

Bei Streitigkeiten zwischen Beschäftigtem und Arbeitgeber im Rahmen des 
Qualifizierungsgesprächs (§ 4) haben sich auf Antrag einer Seite Arbeitgeber und 
Betriebsrat mit der Angelegenheit zu befassen und möglichst zu einer 
einvernehmlichen Lösung zu kommen. 

a) Betrieblich notwendige Qualifizierung (§ 2 Ziff. 1 bis 3) 

Bei weiterhin bestehenden Streitigkeiten zwischen Beschäftigtem und Arbeitgeber 
aus diesem Tarifvertrag über eine betrieblich notwendige Qualifizierung nach 
§ 2 Ziff. 1 bis 3 wird eine paritätische Kommission eingerichtet, der je zwei vom 
Arbeitgeber und vom Betriebsrat bestellte Betriebsangehörige angehören. Kommt 
es in der paritätischen Kommission zu keiner Einigung, so entscheidet auf Antrag 
einer Betriebspartei - die tarifliche Schlichtungsstelle gern. § 30 Ziff. (1) MTV. 

b) Entwicklungsqualifizierung (§ 2 Ziff. 4) 

Bei weiterhin bestehenden Streitigkeiten zwischen Beschäftigtem und Arbeitgeber 
aus diesem Tarifvertrag über eine betrieblich zweckmäßige Qualifizierung nach 
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§ 2 Ziff. 4 gilt Ziff. 1 a) entsprechend, sofern eine Betriebsgröße von mehr als 50 
Beschäftigten gegeben ist und der Beschäftigte eine Betriebszugehörigkeitszeit 
von mindestens 2 Jahren erreicht hat. 

c) Persönliche berufliche Weiterbildung(§ 2 Ziff. 5) 

Bei weiterhin bestehenden Streitigkeiten zwischen Beschäftigtem und Arbeitgeber 
aus diesem Tarifvertrag über eine persönliche berufliche Weiterbildung nach § 2 
Ziff. 5) gilt Ziff. 1 a entsprechend, sofern eine Betriebsgröße von mehr als 200 
Beschäftigten gegeben ist und der Beschäftigte eine Betriebszugehörigkeitszeit 
von mindestens 5 Jahren erreicht hat. 

Eine streitige Entscheidung der Schlichtungsstelle gern. § 30 MTV ist in diesen 
Fällen ausgeschlossen, sofern festgestellt wird, dass der Beschäftigte eine Tätig­
keit im Betrieb ausübt, die im besonderen betrieblichen Interesse liegt und ein 
angemessener Ersatz auf dem Arbeitsmarkt nicht rechtzeitig zu finden ist. 

§8 
Bildungsvereinbarung und Bildungskonto 

Die Bedingungen, zu denen eine Weiterbildungsmaßnahme gemäß § 2 Ziff. 4 (Ent­
wicklungsqualifizierung) und § 2 Ziff. 5 (Bildungsteilzeit für die persönliche berufliche 
Weiterbildung) durchgeführt wird, sind in einer Bildungsvereinbarung zwischen 
Beschäftigtem und Arbeitgeber zu beschreiben (Ziff. 1 ). 

Für die Beschäftigten kann im Rahmen der Bildungsvereinbarung ein zweckgebunde­
nes persönliches Bildungskonto errichtet werden (Ziff. 2). Damit wird über die Auflö­
sung eines vorher gebildeten Wertguthabens des Beschäftigten eine (Teil)Vergütung 
der Bildungsfreistellung ermöglicht. 

(1) Bildungsvereinbarung 

Einigen sich Arbeitgeber und Beschäftigter auf die Durchführung einer Qualifizie­
rungsmaßnahme im Sinne von § 2 Ziff. 4 bzw. § 2 Ziff. 5, so ist eine Bildungsver­
einbarung schriftlich abzuschließen. 

In dieser Vereinbarung wird - soweit erforderlich - geregelt: 

Beginn und Dauer der gesamten Maßnahme einschließlich Art, Umfang und 
zeitlicher Lage der Freistellung zum Zwecke der Weiterbildung 
die Einrichtung und die Bedingungen eines Bildungskontos gern. Ziff. 2 
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Regelungen zur Entnahme von Wertguthaben des Bildungskontos zur Verste­

tigung des Einkommens während der Laufzeit der gesamten Bildungsverein­
barung 

Freistellungszeiten auch ohne vorherige Ansparzeit und gegebenenfalls ein 
Abbauplan zur Tilgung von Zeitschulden 
ratierlich monatliche Auszahlung der zusätzlichen Urlaubsvergütung und Jah­
ressonderzahlung 
eventuelle Maßnahmen der öffentlichen Förderung, insbesondere nach 
§ 81 ff SGB III (,,WeGebAU") 
eventuelle zusätzliche, freiwillige Leistungen des Arbeitgebers 
die Bedingungen der Weiterbeschäftigung nach Ende bzw. Abbruch der Maß­
nahme auf seinem Arbeitsplatz oder zumutbaren gleich- oder höherwertigen 
Arbeitsplatz. Dies ist bei vorher Vollzeitbeschäftigten ein Vollzeitarbeitsplatz 
Verrechnung der Ansprüche aus dem Niedersächsischen Bildungsurlaubsge­
setz soweit rechtlich möglich 
Fragen der Urlaubsgewährung und -verrechnung 

Die Gesamtdauer der Bildungsvereinbarung beträgt höchstens sieben Jahre. Die 
Bildungsvereinbarung ist vor rechtsgültigem Abschluss dem Betriebsrat zur Kennt­
nis zu gegeben. 

Der Beschäftigte hat vor Beginn der Freistellung den Nachweis der verbindlichen 

Anmeldung zu der Bildungsmaßnahme zu erbringen, andernfalls besteht kein 
Anspruch auf die Freistellung. 

(2) Bildungskonto (Wertguthaben) 

Hierfür gelten folgende Regelungen: 

In das - gern. § 7d Abs. 1 SGB IV in Geld zu führende - Bildungskonto werden die 
in der Bildungsvereinbarung vereinbarten Ansparzeiten als Wertguthaben einge­
bucht. 

Zusätzlich können auf Verlangen des Beschäftigten ganz oder teilweise Ansprüche 
auf zusätzliche Urlaubsvergütung und Jahressonderzahlung eingebracht werden. 

Sofern betrieblich Arbeitszeitkonten bestehen, kann der Beschäftigte auch Ansprü­
che aus diesen Konten in das Wertguthaben einbringen, soweit die betrieblichen 

Regelungen dies gestatten, jedoch nicht mehr als 152 Stunden pro Jahr. 

Die Arbeitsvertragsparteien können auch vereinbaren, dass ein Teil der Arbeitsleis­

tung (bis zu 10 %), mit der das Wertguthaben aufgebaut werden soll, erst nach der 

Freistellung erbracht wird. Dies gilt entsprechend für eine erst spätere Verrechnung 
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von Entgeltbestandteilen 

Die Kontobedingungen richten sich im Übrigen nach den Vorschriften für Wertgut­
haben gemäß § 7b ff. SGB IV einschließlich der Insolvenzsicherung und den ent­
sprechenden sozialversicherungsrechtlichen und steuerlichen Bestimmungen. 

Bei der Kontoführung ist sicherzustellen, dass die tarifliche Entgeltentwicklung 
nachvollzogen wird. 

In welcher Höhe der Beschäftigte aus dem vorher gebildeten Wertguthaben weiter­
vergütet wird, ergibt sich aus der getroffenen Vereinbarung. 

Die Höhe des monatlichen Entgelts aus dem Wertguthaben ist bei einer vollständi­
gen Freistellung jedenfalls so zu bemessen, dass dieses mindestens 70 % des 
zuletzt erzielten Monatsentgelts entspricht (§ 7 Abs. 1 a SGB IV). 

(3) Störfälle 

Eine Auszahlung eines noch bestehenden Wertguthabens erfolgt nach Anwendung 
der steuer- und sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften ausnahmsweise in fol­
genden Fällen: 

bei Tod des Beschäftigten an einen anspruchsberechtigten Hinterbliebenen 
gemäß § 13 MTV, 
bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
bei einvernehmlicher vorzeitiger Beendigung der Bildungsfreistellungsverein­
barung oder fehlender Freistellung mangels Nachweises der verbindlichen 
Anmeldung zu der Bildungsmaßnahme gern. Ziff. 1. 

Bestehen Zeitschulden, so sind diese von den Beschäftigten auf Verlangen des 
Arbeitgebers im Rahmen der betrieblichen, tariflichen und gesetzlichen Vorschrif­
ten nachzuarbeiten. Ist dies nicht möglich, erfolgt eine Verrechnung mit Entgeltan­
sprüchen. 

Bei unvorhersehbaren Ereignissen (z.B. langandauernde Arbeitsunfähigkeit) ist die 
Bildungsvereinbarung ggf. anzupassen oder aufzulösen. 

11 



§9 
Sonderregelung für Ausgebildete 

Für Ausgebildete, die nach der Ausbildung in ein unbefristetes Arbeitsverhältnis über­
nommen wurden, gilt dieser Tarifvertrag mit der Maßgabe, dass die 5-Jahresfrist in 
§ 7 Ziff.1 c) Abs.1 entfällt. 

§ 10 
Betriebsratslose Betriebe 

In allen Fällen, in denen dieser Vertrag eine Einigung einschließlich Betriebsvereinba­
rungen zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat vorsieht und ein Betriebsrat im Betrieb 
nicht vorhanden ist, ist die Einigung zwischen Arbeitgeber und Beschäftigtem herbei­
zuführen. 

§ 11 
Schlussbestimmungen 

Durch diesen Tarifvertrag werden die Mitbestimmungsrechte des Betriebsrats nach 

dem BetrVG weder eingeschränkt noch ausgeweitet und kündigungsschutzrechtliche 
Wertungen des KschG nicht verändert. 

Unberührt bleibt bei aufwändigeren Qualifizierungsmaßnahmen die Möglichkeit einer 
vertraglichen Regelung der Arbeitsvertragsparteien im Rahmen der gesetzlichen Best­
immungen, für den Fall der Eigenkündigung des Beschäftigten eine Rückzahlungsver­
pflichtung (von Teilen) der Qualifikationskosten zu vereinbaren. 

Die Rechte der Beschäftigten nach dem Teilzeit- und Befristungsgesetz werden durch 
diesen Tarifvertrag nicht eingeschränkt. 

Betriebliche Regelungen zur Qualifizierung werden durch diesen Tarifvertrag nicht 

betroffen, soweit sie wertgleich zu den Bestimmungen dieses Tarifvertrages sind oder 
über diese hinausgehen. 

§12 
In-Kraft-Treten und Kündigung 

Dieser Tarifvertrag tritt am 1. April 2015 in Kraft. 

Er löst den Tarifvertrag zur Qualifizierung (TVQ) vom 22. April 2006 ab. 
12 



Dieser Tarifvertrag kann mit dreimonatiger Frist zum Quartal, erstmals zum 
31. Dezember 2019 gekündigt werden. 

Hannover, den 27. Februar 2015 

Verband der Metallindustriellen 
Niedersachsens e.V. 

IG Metall Bezirksleitung 
Niedersachsen und Sachsen-Anhalt 
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Zwischen dem 

Verband der Metallindustriellen Niedersachsens e.V. – NiedersachsenMetall - 

Bezirksgruppe Osnabrück-Emsland 

und der  

IG Metall Bezirksleitung Niedersachsen und Sachsen-Anhalt  

 

 

 

wird folgender  

 

 

 

 

 

Tarifvertrag Bildung (TV B) 

 

für die Beschäftigten der Metall- und Elektroindustrie 

im Bereich Osnabrück-Emsland 

 

 

vereinbart: 

 

Präambel 

 

Die Frage der Qualifizierung und des lebenslangen Lernens ist ein Schlüssel für die Sicherung 

der Wettbewerbs- und Innovationsfähigkeit der Betriebe, der Sicherung der Arbeits-plätze und 

der Beschäftigungsfähigkeit der Arbeitnehmer im Betrieb. 

 

Die Tarifvertragsparteien setzen sich mit Blick auf die demographischen Herausforder-

ungen und die Steigerung der Attraktivität der Arbeit in der Metall- und Elektroindustrie 

gezielt dafür ein, 

• Beschäftigte auf Arbeitsplätzen mit geringen Qualifikationsanforderungen, 

• Beschäftigte, die einen zusätzlichen Abschluss für die berufliche Entwicklung 

anstreben und 

• Ausgebildete, die aufbauend auf ihrer Ausbildung einen weiteren Bildungsabschnitt 

nutzen wollen  

in ihrer beruflichen Entwicklung zu fördern. 
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§ 1 

Geltungsbereich 

 

Für diesen Tarifvertrag gilt der Geltungsbereich des  Manteltarifvertrages (MTV). 

 

 

§ 2 

Qualifizierung 

 

Qualifizierung im Sinne dieses Tarifvertrages sind betrieblich notwendige (Ziff. 2.1 bis 2.3), 

betrieblich zweckmäßige (Ziff. 2.4) sowie persönliche berufliche Weiterbildungsmaßnahmen  

(Ziff. 2.5), die dazu dienen: 

 

2.1 die ständige Fortentwicklung des fachlichen, methodischen und sozialen Wissens im 

Rahmen des eigenen Aufgabengebietes nachvollziehen zu können 

(Erhaltungsqualifizierung ), oder 

 

2.2 veränderte Anforderungen im eigenen Aufgabengebiet erfüllen zu können 

(Anpassungsqualifizierung ), oder 

 

2.3 beim Wegfall von Arbeitsaufgaben eine andere gleichwertige oder höherwertige 

Arbeitsaufgabe für einen durch den jeweiligen Beschäftigten im Betrieb zu besetzenden 

Arbeitsplatz übernehmen zu können (Umqualifizierung ), oder 

 

2.4 eine andere höherwertige Arbeitsaufgabe im Betrieb übernehmen zu können 

(Entwicklungsqualifizierung ), oder 

 

2.5 die berufliche Entwicklung der Beschäftigten zu fördern. Diese Qualifizierung ist zwar im 

Grundsatz dazu geeignet, eine Tätigkeit im freistellenden Betrieb oder Unternehmen 

ausüben zu können; es besteht jedoch aufgrund der aktuellen Beschäftigungssituation 

kein betrieblicher Bedarf für derartige Weiterbildungsmaßnahmen (Persönliche  

berufliche  Weiterbildung ). 

 

 

§ 3 

Feststellung des betrieblichen und persönlichen Qualifikationsbedarfs 

 

3.1. Unterrichtung über Veränderungen  

 

Der Arbeitgeber unterrichtet den Betriebsrat gemäß §§ 90 ff. BetrVG über die Planung 

von technischen Anlagen, die Änderung von Arbeitsverfahren und Arbeitsabläufen oder 

deren Neueinführung oder die Änderung von Arbeitsplätzen rechtzeitig unter Vorlage der 
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erforderlichen Unterlagen. Der Betriebsrat kann hierbei eigene Vorschläge gem.  

§ 92 a BetrVG einbringen. 

 

3.2 Betrieblicher Qualifikationsbedarf 

 

Auf der Grundlage der geplanten und erwarteten Veränderungen des Betriebes ist der 

künftige betriebliche Qualifikationsbedarf vom Arbeitgeber festzustellen und mit dem 

Betriebsrat zu beraten. Dabei ist insbesondere die Sicherung und Förderung der 

Beschäftigung von an- und ungelernten Beschäftigten zu berücksichtigen. 

 

Bei diesen Beratungen sind gemäß § 92 BetrVG anhand des gegenwärtigen und des 

künftigen Personalbedarfs Maßnahmen der Qualifizierung darzustellen und der 

Betriebsrat anhand von Unterlagen rechtzeitig und umfassend zu unterrichten. 

 

3.3 Persönlicher Qualifikationsbedarf 

 

Hinsichtlich der Maßnahmen gemäß § 2 Ziff. 2.5 (Persönliche berufliche Weiterbildung) 

soll der Betriebsrat mindestens einmal jährlich Weiterbildungswünsche der 

Beschäftigten ermitteln und diese dokumentieren. 

 

3.4. Vorschläge des Betriebsrates 

 

Der Betriebsrat kann dem Arbeitgeber Vorschläge für die Einführung von Maßnahmen 

und ihre Durchführung machen. 

 

Zu diesen Beratungen können die Betriebsparteien im Rahmen der gesetzlichen 

Bestimmungen Sachverständige hinzuziehen. 

 

3.5. Qualifizierungsplan 

 

Arbeitgeber und Betriebsrat sollen auf Grundlage der Erkenntnisse von Ziff. 3.1 bis 3.4 

einen jährlichen Qualifizierungsplan vereinbaren. 

 

Arbeitgeber und Betriebsrat haben darauf zu achten, dass unter Berücksichtigung der 

betrieblichen Notwendigkeiten den Beschäftigten die Teilnahme an betrieblichen oder 

außerbetrieblichen Qualifikationsmaßnahmen ermöglicht wird.  

 

Dabei sollen nach Möglichkeit und Notwendigkeit spezielle Programme und 

abschlussorientierte Weiterbildungen zur Qualifizierung an- und ungelernter 

Beschäftigter vereinbart werden. 

 

Sie haben dabei auch die Belange älterer Beschäftigter, Teilzeitbeschäftigter und von 

Beschäftigten mit Familienpflichten zu berücksichtigen. 



 5

Falls aufgrund von geplanten oder durchgeführten Maßnahmen des Arbeitgebers sich 

Tätigkeiten der betroffenen Beschäftigten ändern und ihre beruflichen Kenntnisse und 

Fähigkeiten zur Erfüllung ihrer Aufgaben nicht mehr ausreichen, hat der Betriebsrat bei 

der Einführung von Qualifizierungsmaßnahmen gem. § 97 Abs. 2 BetrVG mitzube-

stimmen. 

 

 

§ 4 

Individuelle Qualifizierungsgespräche 

 

4.1. Organisation durch die Betriebsparteien 

 

Auf der Grundlage des gemäß § 3 festgestellten betrieblichen und persönlichen 

Qualifizierungsbedarfs bzw. des vereinbarten Qualifizierungsplans vereinbaren die 

Betriebsparteien regelmäßige oder Anlass bezogene Gespräche der Beschäftigten mit 

dem Arbeitgeber. Wird betrieblich nichts anderes geregelt, sind die Gespräche jährlich 

zu führen.  

 

Diese Gespräche können auch als Gruppengespräche durchgeführt werden. Sie können 

auch im Rahmen anderer Personalgespräche (z. B. im Rahmen der 

Leistungsbeurteilung oder Zielvereinbarung) geführt werden. 

 

4.2. Persönliches Gespräch 

 

In dem Qualifizierungsgespräch wird zwischen Beschäftigtem und Arbeitgeber 

gemeinsam festgestellt, ob und welcher konkrete individuelle Qualifizierungsbedarf 

besteht und wie dieser umgesetzt werden kann. Hierzu soll der Beschäftigten konkrete 

Vorschläge machen.  

 

Soweit ein individueller Qualifizierungsbedarf anerkannt wird, werden die notwendigen 

Qualifizierungsmaßnahmen und ihre Durchführung vereinbart.  

 

Zur Vereinbarung der Qualifizierungsmaßnahmen gehört ggf. auch die Festlegung von 

Prioritäten zwischen notwendigen Qualifizierungsmaßnahmen. 

 

Der Beschäftigte kann bei der Erörterung ein Mitglied des Betriebsrats hinzuziehen. 

 

Wird zwischen Beschäftigtem und Arbeitgeber kein Einvernehmen über den 

Qualifizierungsbedarf, die daraus resultierenden notwendigen Qualifizierungs-

maßnahmen oder den Inhalt der Bildungsvereinbarung gem. § 8 erzielt, gelten  

§ 6 und § 7 Ziff. 7.1. 
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Steht fest, dass Beschäftigte in der gesetzlichen Elternzeit und in Kindererziehungs-

zeiten zu einem bestimmten Zeitpunkt in den Betrieb zurückkehren, wird auch mit ihnen 

ein solches Gespräch vereinbart. Eine evtl. daraus resultierende Maßnahme soll nach 

Möglichkeit vor Rückkehr durchgeführt werden. 

 

 

§ 5 

Durchführung der Qualifizierung 

 

5.1. Allgemeine Bestimmungen 

 

Qualifizierungsmaßnahmen im Sinne dieses Tarifvertrages sind zeitlich, inhaltlich abge-

grenzte und beschriebene Maßnahmen. Sie sind nicht mit der Festlegung auf bestimmte 

Methoden verbunden und können arbeitsplatznah („training on the job“) oder in anderen 

internen und externen Maßnahmen durchgeführt werden. 

 

Die Durchführungskosten der Maßnahmen im Sinne von § 2 Ziff. 2.1 bis 2.4 werden - 

soweit sie nicht von Dritten übernommen werden - vom Arbeitgeber getragen. 

Die Durchführungskosten von Maßnahmen im Sinne von § 2 Ziff. 2.5 trägt - soweit sie 

nicht von Dritten übernommen werden - grundsätzlich der Beschäftigte. 

 

Die Teilnahme an einer Qualifizierungsmaßnahme gem. § 2 Ziff. 2.1 bis 2.4 wird vom 

Arbeitgeber dokumentiert und dem Beschäftigten in Textform bestätigt. 

 

5.2. Beteiligung des Betriebsrates 

 

Der Betriebsrat bestimmt bei der Durchführung der Qualifizierungsmaßnahmen im Rah-

men der gesetzlichen Bestimmungen mit. 

 

Betriebsrat und Arbeitgeber stellen verbindlich fest, welche Form der betrieblichen Qua-

lifizierung gem. § 2 vorliegt. Im Falle der Nichteinigung gilt § 7 Ziff. 7.2 entsprechend. 

 

Der Arbeitgeber berichtet dem Betriebsrat regelmäßig - mindestens jährlich - über die 

umgesetzten Weiterbildungsmaßnahmen.  

 

Arbeitgeber und Betriebsrat prüfen und unterstützen gemeinsam Anträge auf öffentliche 

Förderungsmittel, insbesondere solche gemäß § 81 ff SGB III (WeGebAU). 
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5.3. Qualifizierungszeit 

 

a) Betrieblich notwendige Qualifizierungen (§ 2 Ziff. 2.1 bis 2.3) 

 

Die erforderliche Qualifizierungszeit gilt als zuschlagsfrei zu vergütende oder durch 

bezahlte Freistellung auszugleichende Arbeitszeit im Sinne der tariflichen Bestim-

mungen. Die Bestimmungen des § 5 MTV zur zu vergütenden Reisezeit gelten ent-

sprechend. Qualifizierungs- und Reisezeiten müssen nicht auf Arbeitszeitkonten gut-

geschrieben werden. 

 

b) Entwicklungsqualifizierungen (§ 2 Ziff. 2.4) 

 

Von der erforderlichen Qualifizierungszeit sind grundsätzlich 50 % bezahlte Arbeits-

zeit entsprechend a) und 50 % vom Beschäftigten als Eigenanteil in Form von zusätz-

licher unbezahlter Arbeitszeit einzubringen.  

Einzelheiten hierzu regelt § 8 (Bildungsvereinbarung und persönliches Bildungskonto). 

Von den Betriebsparteien soll in begründeten Einzelfällen auf Verlangen des Beschäf-

tigten ein geringerer Eigenanteil festgelegt werden, wenn ein überwiegender betrieb-

licher Nutzen zu erwarten ist. Ebenso soll von den Betriebsparteien in begründeten 

Einzelfällen auf Verlangen des Arbeitgebers ein höherer Eigenanteil des Beschäftig-

ten festgelegt werden, wenn kein überwiegend betrieblicher Nutzen zu erwarten ist. 

Die nachstehend unter c) bestimmten Regelungen zur Bildungsteilzeit, Ausschei-

densvereinbarung und Förderung finden im Hinblick auf den Eigenanteil des Beschäf-

tigten entsprechende Anwendung.  

 

c) Persönliche berufliche Weiterbildung (§ 2 Ziff. 2.5) 

 

Bildungsteilzeit 

Die Teilnahme an Maßnahmen der Persönlichen beruflichen Weiterbildung findet au-

ßerhalb der Arbeitszeit statt. 

Im Wege einer Bildungsvereinbarung gem. § 8 (Bildungsvereinbarung und persönli-

ches Bildungskonto) können die Arbeitsvertragsparteien eine unbezahlte Freistellung 

(Teilzeit, ggf. mit monatlicher Aufzahlung) regeln oder eine aus einem Wertguthaben 

(teil-)bezahlte Freistellung vereinbaren (z. B. über verblockte Teilzeit).  

 

Ausscheidensvereinbarung 

Sofern dies durch die Art der Maßnahme der Persönlichen beruflichen Weiterbildung 

geboten ist, kann zwischen dem Beschäftigten und dem Arbeitgeber eine Ausschei-

densvereinbarung getroffen werden bei gleichzeitiger Wiedereinstellungszusage auf 

dem vorherigen oder einem zumutbaren gleich- oder höherwertigen Arbeitsplatz. Die-

ser ist bei vorher Vollzeitbeschäftigten ein Vollzeitarbeitsplatz. 
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Förderung 

Soweit sich die Betriebsparteien auf eine freiwillige Betriebsvereinbarung nach  

§ 14 Ziff. 14.2 TV FlexÜ einigen, ist dort festzulegen, welcher Anteil der Quote  

gem. § 12 Ziff. 12.1.1 TV FlexÜ für eine Förderung verwendet wird. Für den verein-

barten Zeitraum reduziert sich der Anspruch bzw. die Quote auf Altersteilzeit entspre-

chend. 

 

Der Gesamtwert dieser Förderung errechnet sich gem. § 12 Ziff. 12.3.2 Abs. 2 TV 

FlexÜ: Für jeden 0,1 %-Punkt weniger Altersteilzeit unterhalb der Quote von 4 % sind 

0,02 % der tariflichen Bruttoentgeltsumme des Betriebes aufzuwenden. 

 

Die Einzelheiten der Verteilung werden im Rahmen der Beratungen zu §§ 3 und 4 

zwischen Betriebsrat und Arbeitgeber erörtert und vereinbart.  

 

 

§ 6 

Pflichten der Beschäftigten 

 

Die Beschäftigten sind verpflichtet, bei der Ermittlung des Qualifizierungsbedarfes mitzuwirken 

und an den vereinbarten Qualifizierungsgesprächen und -maßnahmen teilzunehmen. 

 

Lehnt der Beschäftigte die Teilnahme an einer für ihn vereinbarten Qualifizierungsmaßnahme 

gem. § 2 Ziff. 2.1 bis 2.4 ohne wichtigen Grund ab, so kommen für ihn die Bestimmungen der 

§§ 3, 4 und 5 des Tarifvertrages zur Entgeltsicherung in der Folge (einmalig) nicht zur Anwen-

dung. Im Übrigen gelten die Rechte und Pflichten aus dem Arbeitsvertrag.  

 

Beschäftigte, die an einer Qualifizierungsmaßnahme im Sinne dieses Tarifvertrages teilge-

nommen haben, sind verpflichtet, die dadurch erreichte Qualifikation einzusetzen, soweit 

die Arbeitsaufgabe dies verlangt. 
 

 

§ 7 

Konfliktregelung 

 

7.1 Bei Streitigkeiten zwischen Beschäftigtem und Arbeitgeber im Rahmen des Quali-

fizierungsgesprächs (§ 4) haben sich auf Antrag einer Seite Arbeitgeber und Betriebs-

rat mit der Angelegenheit zu befassen und möglichst zu einer einvernehmlichen Lösung 

zu kommen.  
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a) Betrieblich notwendige Qualifizierung (§ 2 Ziff. 2.1 bis 2.3) 

 

Bei weiterhin bestehenden Streitigkeiten zwischen Beschäftigtem und Arbeitgeber 

aus diesem Tarifvertrag über eine betrieblich notwendige Qualifizierung nach 

§ 2 Ziff. 2.1 bis 2.3 wird eine paritätische Kommission eingerichtet, der je zwei vom 

Arbeitgeber und vom Betriebsrat bestellte Betriebsangehörige angehören. Kommt es 

in der paritätischen Kommission zu keiner Einigung, so entscheidet auf Antrag einer 

Betriebspartei - nach Durchführung des tariflichen Vorverfahrens - die tarifliche 

Schlichtungsstelle gem. § 22 Ziff. 22.1 MTV.  

 

Entwicklungsqualifizierung (§ 2 Ziff. 2.4) 

 

Bei weiterhin bestehenden Streitigkeiten zwischen Beschäftigtem und Arbeitgeber 

aus diesem Tarifvertrag über eine betrieblich zweckmäßige Qualifizierung nach  

§ 2 Ziff. 2.4 gilt a) entsprechend, sofern eine Betriebsgröße von mehr als 50 Beschäf-

tigten gegeben ist und der Beschäftigte eine Betriebszugehörigkeitszeit von mindes-

tens 2 Jahren erreicht hat. 

 

b) Persönliche berufliche Weiterbildung (§ 2 Ziff. 2.5) 

 

Bei weiterhin bestehenden Streitigkeiten zwischen Beschäftigtem und Arbeitgeber 

aus diesem Tarifvertrag über eine Persönliche berufliche Weiterbildung nach  

§ 2 Ziff. 2.5 gilt a) entsprechend, sofern eine Betriebsgröße von mehr als 200  

Beschäftigten gegeben ist und der Beschäftigte eine Betriebszugehörigkeitszeit von 

mindestens 5 Jahren erreicht hat. 

 

Eine streitige Entscheidung einer tariflichen Schlichtungsstelle nach § 22 Ziff. 22.1 

MTV ist in diesen Fällen ausgeschlossen, sofern festgestellt wird, dass der Beschäf-

tigte eine Tätigkeit im Betrieb ausübt, die im besonderen betrieblichen Interesse liegt 

und ein angemessener Ersatz auf dem Arbeitsmarkt nicht rechtzeitig zu finden ist. 

 

7.2. Bei allen betriebsverfassungsrechtlichen Streitigkeiten aus diesem Tarifvertrag tritt an 

die Stelle der gesetzlichen Einigungsstelle - nach Durchführung des tariflichen 

Vorverfahrens - die tarifliche Schlichtungsstelle gem. § 22 Ziff. 22.1 MTV. 

 

 

§ 8 

Bildungsvereinbarung und Bildungskonto 

 

Die Bedingungen, zu denen eine Weiterbildungsmaßnahme gemäß § 2 Ziff. 2.4 (Entwick-

lungsqualifizierung) und § 2 Ziff. 2.5 (Persönliche berufliche Weiterbildung) durchgeführt 

wird, sind in einer Bildungsvereinbarung zwischen Beschäftigtem und Arbeitgeber zu be-

schreiben (Ziff. 8.1). 
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Für die Beschäftigten kann im Rahmen der Bildungsvereinbarung ein zweckgebundenes per-

sönliches Bildungskonto errichtet werden (Ziff. 8.2). Damit wird über die Auflösung eines vor-

her gebildeten Wertguthabens des Beschäftigten eine (Teil)Vergütung der Bildungsfreistellung 

ermöglicht.  

 

8.1. Bildungsvereinbarung 

 

Einigen sich Arbeitgeber und Beschäftigter auf die Durchführung einer Qualifizierungs-

maßnahme im Sinne von § 2 Ziff. 2.4 und § 2 Ziff. 2.5, so ist eine Bildungsvereinbarung 

schriftlich abzuschließen. 

 

In dieser Vereinbarung wird - soweit erforderlich - geregelt: 

 

- Beginn und Dauer der gesamten Maßnahme einschließlich Art, Umfang und zeitli-

cher Lage der Freistellung zum Zwecke der Weiterbildung 

- die Einrichtung und die Bedingungen eines Bildungskontos gem. Ziff. 8.2 

- Regelungen zur Entnahme von Wertguthaben des Bildungskontos zur Verstetigung 

des Einkommens während der Laufzeit der gesamten Bildungsvereinbarung 

- Freistellungszeiten auch ohne vorherige Ansparzeit und gegebenenfalls ein Abbau-

plan zur Tilgung von Zeitschulden 

- ratierlich monatliche Auszahlung der zusätzlichen Urlaubsvergütung und Jahresson-

derzahlung  

- Eventuelle Maßnahmen zur Inanspruchnahme von Förderungsmitteln, insbesondere 

nach § 81 ff SGB III („WeGebAU“) 

- Eventuelle zusätzliche, freiwillige Leistungen des Arbeitgebers 

- die Bedingungen der Weiterbeschäftigung nach Ende bzw. Abbruch der Maßnahme 

auf seinem Arbeitsplatz oder zumutbaren gleich- oder höherwertigen Arbeitsplatz. 

Dies ist bei vorher Vollzeitbeschäftigten ein Vollzeitarbeitsplatz 

- Verrechnung der Ansprüche aus dem Niedersächsischen Bildungsurlaubsgesetz, 

soweit rechtlich möglich 

- Fragen der Urlaubsgewährung und -verrechnung 

 

Die Gesamtdauer der Bildungsvereinbarung beträgt höchstens sieben Jahre. 

 

Die Bildungsvereinbarung ist vor rechtsgültigem Abschluss dem Betriebsrat zur Kennt-

nis zu gegeben.  

 

Der Beschäftigte hat vor Beginn der Freistellung den Nachweis der verbindlichen An-

meldung zu der Bildungsmaßnahme zu erbringen, andernfalls besteht kein Anspruch 

auf die Freistellung. 

8.2. Bildungskonto (Wertguthaben) 
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Hierfür gelten folgende Regelungen: 

 

In das - gem. § 7d Abs. 1 SGB IV in Geld zu führende - Bildungskonto werden die in der 

Bildungsvereinbarung vereinbarten Ansparzeiten als Wertguthaben eingebucht. 

 

Zusätzlich können auf Verlangen des Beschäftigten ganz oder teilweise Ansprüche auf 

zusätzliche Urlaubsvergütung und Jahressonderzahlung eingebracht werden. 

 

Sofern betriebliche Arbeitszeitkonten bestehen, kann der Beschäftigte auch Ansprüche 

aus diesen Konten in das Wertguthaben einbringen, soweit die betrieblichen Regelun-

gen dies gestatten, jedoch nicht mehr als 152 Stunden pro Jahr. 

Die Arbeitsvertragsparteien können auch vereinbaren, dass ein Teil der Arbeitsleistung 

(bis zu 10 %), mit der das Wertguthaben aufgebaut werden soll, erst nach der Freistel-

lung erbracht wird. Dies gilt entsprechend für eine erst spätere Verrechnung von Entgelt-

bestandteilen. 

 

Die Kontobedingungen richten sich im Übrigen nach den Vorschriften für Wertguthaben 

gemäß § 7b ff. SGB IV einschließlich der Insolvenzsicherung und den entsprechenden 

sozialversicherungsrechtlichen und steuerlichen  Bestimmungen. 

 

Bei der Kontoführung ist sicherzustellen, dass die tarifliche Entgeltentwicklung nachvoll-

zogen wird. 

 

In welcher Höhe der Beschäftigte aus dem vorher gebildeten Wertguthaben weiterver-

gütet wird, ergibt sich aus der getroffenen Vereinbarung.  

Die Höhe des monatlichen Entgelts aus dem Wertguthaben ist bei einer vollständigen 

Freistellung jedenfalls so zu bemessen, dass dieses mindestens 70 % des zuletzt erziel-

ten Monatsentgelts entspricht (§ 7 Abs. 1a SGB IV). 

 

8.3. Störfälle 

 

Eine Auszahlung eines noch bestehenden Wertguthabens erfolgt nach Anwendung der 

steuer- und sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften ausnahmsweise in folgenden 

Fällen: 

 

- bei Tod des Beschäftigten an einen anspruchsberechtigten Hinterbliebenen gem.  

§ 16 MTV, 

- bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses 

- bei einvernehmlicher vorzeitiger Beendigung der Bildungsfreistellungsvereinbarung 

oder fehlender Freistellung mangels Nachweises der verbindlichen Anmeldung zu 

der Bildungsmaßnahme gem. Ziff. 8.1. 
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Bestehen Zeitschulden, so sind diese von den Beschäftigten auf Verlangen des Arbeit-

gebers im Rahmen der betrieblichen, tariflichen und gesetzlichen Vorschriften nachzu-

arbeiten. Ist dies nicht möglich, erfolgt eine Verrechnung mit Entgeltansprüchen. 

 

Bei unvorhersehbaren Ereignissen (z. B. langandauernde Arbeitsunfähigkeit) ist die Bil-

dungsvereinbarung ggf. anzupassen oder aufzulösen. 

 

 

§ 9 

Sonderregelung für Ausgebildete 

 

Für Ausgebildete, die nach der Ausbildung in ein unbefristetes Arbeitsverhältnis übernom-

men wurden, gilt dieser Tarifvertrag mit der Maßgabe, dass die 5-Jahresfrist in § 7 Ziff. 7.1 c) 

Abs.1 entfällt.  

 

 

§ 10 

Betriebsratslose Betriebe 

 

In allen Fällen, in denen dieser Vertrag eine Einigung einschließlich Betriebsvereinbarungen 

zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat vorsieht und ein Betriebsrat im Betrieb nicht vorhan-

den ist, ist die Einigung zwischen Arbeitgeber und Beschäftigtem herbeizuführen. 

 

 

§ 11 

Schlussbestimmungen 

 

Durch diesen Tarifvertrag werden die Mitbestimmungsrechte des Betriebsrats nach dem  

BetrVG weder eingeschränkt noch ausgeweitet und kündigungsschutzrechtliche Wertungen 

des KschG nicht verändert.  

 

Unberührt bleibt bei aufwändigeren Qualifizierungsmaßnahmen die Möglichkeit einer vertrag-

lichen Regelung der Arbeitsvertragsparteien im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen, für 

den Fall der Eigenkündigung des Beschäftigten eine Rückzahlungsverpflichtung (von Teilen) 

der Qualifikationskosten zu vereinbaren. 

 

Die Rechte der Beschäftigten nach dem Teilzeit- und Befristungsgesetz werden durch diesen 

Tarifvertrag nicht eingeschränkt.  

 

Betriebliche Regelungen zur Qualifizierung werden durch diesen Tarifvertrag nicht betroffen, 

soweit sie wertgleich zu den Bestimmungen dieses Tarifvertrages sind oder über diese hin-

ausgehen. 
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§ 12 

Inkrafttreten und Kündigung 

 

Dieser Tarifvertrag tritt am 1. April 2015 in Kraft.  

 

Er löst den Tarifvertrag zur Qualifizierung vom 24. April 2006 ab.  

Dieser Tarifvertrag kann mit dreimonatiger Frist zum Quartalsende, erstmals zum   

31. Dezember 2019 gekündigt werden. 

 

 

Osnabrück, 2. März 2015  

 

 

 

Verband der Metallindustriellen  

Niedersachsens e. V. 

Bezirksgruppe Osnabrück-Emsland 

 

IG Metall Bezirksleitung  

Niedersachsen und Sachsen-Anhalt 

 

 

 



 
 
 
 
 

Tarifvertrag Bildung  

(TV B) 
 
 

für die 
 

Metall- und Elektroindustrie Sachsen-Anhalt 
 
 

 
 

Verband der Metall- und Elektroindustrie  
Sachsen-Anhalt e.V. 

 
 

IG Metall Bezirksleitung  
Niedersachsen und Sachsen-Anhalt 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

vom 3. März 2015 
 
gültig ab 1. März 2015 
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Zwischen dem 
 
Verband der Metall- und Elektroindustrie Sachsen-Anhalt e.V. 
 
und der 
 
IG Metall Bezirksleitung Niedersachsen und Sachsen-Anhalt 
 
wird folgender 

 
 
 

T a r i f v e r t r a g  B i l d u n g  ( T V  B )  
 
 

vereinbart: 
 
 
 
 

Präambel 
 
Die Frage der Qualifizierung und des lebenslangen Lernens ist ein Schlüssel für die 
Sicherung der Wettbewerbs- und Innovationsfähigkeit der Betriebe, der Sicherung der 
Arbeitsplätze und der Beschäftigungsfähigkeit der Arbeitnehmer im Betrieb. 
 
Die Tarifvertragsparteien setzen sich mit Blick auf die demographischen Herausforderungen 
und die Steigerung der Attraktivität der Arbeit in der Metall- und Elektroindustrie gezielt dafür 
ein, 
• Beschäftigte auf Arbeitsplätzen mit geringen Qualifikationsanforderungen, 
• Beschäftigte, die einen zusätzlichen Abschluss für die berufliche Entwicklung anstreben 

und 
• Ausgebildete, die aufbauend auf ihrer Ausbildung einen weiteren Bildungsabschnitt 

nutzen wollen  
in ihrer beruflichen Entwicklung zu fördern. 
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§ 1 
Geltungsbereich 

 
Für diesen Tarifvertrag gilt der Geltungsbereich des Manteltarifvertrages (MTV). 
 

 
§ 2 

Qualifizierung 
 
Qualifizierung im Sinne dieses Tarifvertrages sind betrieblich notwendige (Ziff. (1) bis (3)), 
betrieblich zweckmäßige (Ziff. (4)) sowie persönliche berufliche Weiterbildungsmaßnahmen 
(Ziff. (5)), die dazu dienen: 
 
1. die ständige Fortentwicklung des fachlichen, methodischen und sozialen Wissens im 

Rahmen des eigenen Aufgabengebietes nachvollziehen zu können 
(Erhaltungsqualifizierung), oder 

 
2. veränderte Anforderungen im eigenen Aufgabengebiet erfüllen zu können 

(Anpassungsqualifizierung), oder 
 
3. beim Wegfall von Arbeitsaufgaben eine andere gleichwertige oder höherwertige 

Arbeitsaufgabe für einen durch den jeweiligen Beschäftigten im Betrieb zu besetzenden 
Arbeitsplatz übernehmen zu können (Umqualifizierung), oder 

 
4. eine andere höherwertige Arbeitsaufgabe im Betrieb übernehmen zu können 

(Entwicklungsqualifizierung), oder 
 
5. die berufliche Entwicklung der Beschäftigten zu fördern. Diese Qualifizierung ist zwar im 

Grundsatz dazu geeignet, eine Tätigkeit im freistellenden Betrieb oder Unternehmen 
ausüben zu können; es besteht jedoch aufgrund der aktuellen Beschäftigungssituation 
kein betrieblicher Bedarf für derartige Weiterbildungsmaßnahmen (Persönliche 
berufliche Weiterbildung). 

 
 
 

§ 3  
Feststellung des betrieblichen und persönlichen Qualifikationsbedarfs 

 
1. Unterrichtung über Veränderungen  

 
Der Arbeitgeber unterrichtet den Betriebsrat gemäß §§ 90 ff. BetrVG über die Planung 
von technischen Anlagen, die Änderung von Arbeitsverfahren und Arbeitsabläufen oder 
deren Neueinführung oder die Änderung von Arbeitsplätzen rechtzeitig unter Vorlage der 
erforderlichen Unterlagen. Der Betriebsrat kann hierbei eigene Vorschläge gem. § 92 a 
BetrVG einbringen. 
 

2. Betrieblicher Qualifikationsbedarf 
 
Auf der Grundlage der geplanten und erwarteten Veränderungen des Betriebes ist der 
künftige betriebliche Qualifikationsbedarf vom Arbeitgeber festzustellen und mit dem 
Betriebsrat zu beraten. Dabei ist insbesondere die Sicherung und Förderung der 
Beschäftigung von an- und ungelernten Beschäftigten zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 



 

 5 

Bei diesen Beratungen sind gemäß § 92 BetrVG anhand des gegenwärtigen und des 
künftigen Personalbedarfs Maßnahmen der Qualifizierung darzustellen und der 
Betriebsrat anhand von Unterlagen rechtzeitig und umfassend zu unterrichten. 
 

3. Persönlicher Qualifikationsbedarf 
 
Hinsichtlich der Maßnahmen gemäß § 2 Ziff. (5) (Persönliche berufliche Weiterbildung) 
soll der Betriebsrat mindestens einmal jährlich Weiterbildungswünsche der Beschäftigten 
ermitteln und diese dokumentieren. 
 
 

4. Vorschläge des Betriebsrates 
 
Der Betriebsrat kann dem Arbeitgeber Vorschläge für die Einführung von Maßnahmen 
und ihre Durchführung machen. 
 
Zu diesen Beratungen können die Betriebsparteien im Rahmen der gesetzlichen 
Bestimmungen Sachverständige hinzuziehen. 
 

5. Qualifizierungsplan 
 
Arbeitgeber und Betriebsrat sollen auf Grundlage der Erkenntnisse von Ziff. (3.1) bis (3.4) 
einen jährlichen Qualifizierungsplan vereinbaren. 
 
Arbeitgeber und Betriebsrat haben darauf zu achten, dass unter Berücksichtigung der 
betrieblichen Notwendigkeiten den Beschäftigten die Teilnahme an betrieblichen oder 
außerbetrieblichen Qualifikationsmaßnahmen ermöglicht wird.  
 
Dabei sollen nach Möglichkeit und Notwendigkeit spezielle Programme und 
abschlussorientierte Weiterbildungen zur Qualifizierung an- und ungelernter Beschäftigter 
vereinbart werden. 
 
Sie haben dabei auch die Belange älterer Beschäftigter, Teilzeitbeschäftigter und von 
Beschäftigten mit Familienpflichten zu berücksichtigen. 
 
Falls aufgrund von geplanten oder durchgeführten Maßnahmen des Arbeitgebers sich 
Tätigkeiten der betroffenen Beschäftigten ändern und ihre beruflichen Kenntnisse und 
Fähigkeiten zur Erfüllung ihrer Aufgaben nicht mehr ausreichen, hat der Betriebsrat bei 
der Einführung von Qualifizierungsmaßnahmen gem. § 97 Abs. 2 BetrVG 
mitzubestimmen. 
 
 

§ 4 
Individuelle Qualifizierungsgespräche 

 
1. Organisation durch die Betriebsparteien 

 
Auf der Grundlage des gemäß § 3 festgestellten betrieblichen und persönlichen 
Qualifizierungsbedarfs bzw. des vereinbarten Qualifizierungsplans vereinbaren die 
Betriebsparteien regelmäßige oder Anlass bezogene Gespräche der Beschäftigten mit 
dem Arbeitgeber. Wird betrieblich nichts anderes geregelt, sind die Gespräche jährlich zu 
führen.  
 
Diese Gespräche können auch als Gruppengespräche durchgeführt werden. Sie können 
auch im Rahmen anderer Personalgespräche (z. B. im Rahmen der Leistungsbeurteilung 
oder Zielvereinbarung) geführt werden. 
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2. Persönliches Gespräch 
 
In dem Qualifizierungsgespräch wird zwischen Beschäftigtem und Arbeitgeber 
gemeinsam festgestellt, ob und welcher konkrete individuelle Qualifizierungsbedarf 
besteht und wie dieser umgesetzt werden kann. Hierzu soll der Beschäftigte konkrete 
Vorschläge machen.  
 
Soweit ein individueller Qualifizierungsbedarf anerkannt wird, werden die notwendigen 
Qualifizierungsmaßnahmen und ihre Durchführung vereinbart.  
Zur Vereinbarung der Qualifizierungsmaßnahmen gehört ggf. auch die Festlegung von 
Prioritäten zwischen notwendigen Qualifizierungsmaßnahmen. 
 
Der Beschäftigte kann bei der Erörterung ein Mitglied des Betriebsrats hinzuziehen. 
 
Wird zwischen Beschäftigtem und Arbeitgeber kein Einvernehmen über den 
Qualifizierungsbedarf, die daraus resultierenden notwendigen Qualifizierungsmaßnahmen 
oder den Inhalt der Bildungsvereinbarung gemäß § 8 erzielt, gelten § 6 und § 7 Ziff. (1). 
 
Steht fest, dass Beschäftigte in der gesetzlichen Elternzeit und in Kindererziehungszeiten 
zu einem bestimmten Zeitpunkt in den Betrieb zurückkehren, wird auch mit ihnen ein 
solches Gespräch vereinbart. Eine evtl. daraus resultierende Maßnahme soll nach 
Möglichkeit vor Rückkehr durchgeführt werden. 
 
 

§ 5 
Durchführung der Qualifizierung 

 
1. Allgemeine Bestimmungen 

 
Qualifizierungsmaßnahmen im Sinne dieses Tarifvertrages sind zeitlich, inhaltlich 
abgegrenzte und beschriebene Maßnahmen. Sie sind nicht mit der Festlegung auf 
bestimmte Methoden verbunden und können arbeitsplatznah („training on the job“) oder in 
anderen internen und externen Maßnahmen durchgeführt werden. 
 
Die Durchführungskosten der Maßnahmen im Sinne von § 2 Ziff. (1) bis (4) werden - 
soweit sie nicht von Dritten übernommen werden - vom Arbeitgeber getragen. 
Die Durchführungskosten von Maßnahmen im Sinne von § 2 Ziff. (5) trägt - soweit sie 
nicht von Dritten übernommen werden - grundsätzlich der Beschäftigte. 
 
Die Teilnahme an einer Qualifizierungsmaßnahme gem. § 2 Ziff. (1) bis (4) wird vom 
Arbeitgeber dokumentiert und dem Beschäftigten in Textform bestätigt. 
 

2. Beteiligung des Betriebsrates 
 
Der Betriebsrat bestimmt bei der Durchführung der Qualifizierungsmaßnahmen im 
Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen mit. 
 
Betriebsrat und Arbeitgeber stellen verbindlich fest, welche Form der betrieblichen 
Qualifizierung gemäß § 2 vorliegt. Im Falle der Nichteinigung gilt § 7 Ziff. (2) 
entsprechend. 
 
Der Arbeitgeber berichtet dem Betriebsrat regelmäßig - mindestens jährlich - über die 
umgesetzten Weiterbildungsmaßnahmen.  
 
Arbeitgeber und Betriebsrat prüfen und unterstützen gemeinsam Anträge auf öffentliche 
Förderung, insbesondere solche gemäß § 81 ff SGB III (WeGebAU). 
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3. Qualifizierungszeit 

 
a) Betrieblich notwendige Qualifizierungen (§ 2 Ziff. (1) bis (3)) 
 

Die erforderliche Qualifizierungszeit gilt als zuschlagsfrei zu vergütende oder durch 
bezahlte Freistellung auszugleichende Arbeitszeit im Sinne der tariflichen 
Bestimmungen. Die Bestimmungen des § 19 MTV zur zu vergütenden Reisezeit gelten 
entsprechend. Qualifizierungs- und Reisezeiten müssen nicht auf Arbeitszeitkonten 
gutgeschrieben werden. 
 

b) Entwicklungsqualifizierungen (§ 2 Ziff. (4)) 
 

Von der erforderlichen Qualifizierungszeit sind grundsätzlich 50 % bezahlte Arbeitszeit 
entsprechend a) und 50 % vom Beschäftigten als Eigenanteil in Form von zusätzlicher 
unbezahlter Arbeitszeit einzubringen.  
 
Einzelheiten hierzu regelt § 8 (Bildungsvereinbarung und persönliches Bildungskonto). 
Von den Betriebsparteien soll in begründeten Einzelfällen auf Verlangen des 
Beschäftigten ein geringerer Eigenanteil festgelegt werden, wenn ein überwiegender 
betrieblicher Nutzen zu erwarten ist. Ebenso soll von den Betriebsparteien in 
begründeten Einzelfällen auf Verlangen des Arbeitgebers ein höherer Eigenanteil des 
Beschäftigten festgelegt werden, wenn kein überwiegend betrieblicher Nutzen zu 
erwarten ist. 
 
Die nachstehend unter 3 c) bestimmten Regelungen zur Bildungsteilzeit, 
Ausscheidensvereinbarung und Förderung finden im Hinblick auf den Eigenanteil des 
Beschäftigten entsprechende Anwendung.  
 

c) Persönliche berufliche Weiterbildung (§ 2 Ziff. (5)) 
 
Bildungsteilzeit 
Die Teilnahme an Maßnahmen der persönlichen beruflichen Weiterbildung findet 
außerhalb der Arbeitszeit statt. 
Im Wege einer Bildungsvereinbarung gem. § 8 können die Arbeitsvertragsparteien eine 
unbezahlte Freistellung (Teilzeit, ggf. mit monatlicher Aufzahlung) regeln oder eine aus 
einem Wertguthaben (teil-)bezahlte Freistellung vereinbaren (z. B. über verblockte 
Teilzeit).  
 
Ausscheidensvereinbarung 
Sofern dies durch die Art der Maßnahme der persönlichen beruflichen Weiterbildung 
geboten ist, kann zwischen dem Beschäftigten und dem Arbeitgeber eine 
Ausscheidensvereinbarung getroffen werden bei gleichzeitiger Wiedereinstellungs- 
zusage auf dem vorherigen oder einem zumutbaren gleich- oder höherwertigen 
Arbeitsplatz. Dieser ist bei vorher Vollzeitbeschäftigten ein Vollzeitarbeitsplatz. 
 
Förderung 
Soweit sich die Betriebsparteien auf eine freiwillige Betriebsvereinbarung nach § 14 
Ziff. (2) TV FlexÜ einigen, ist dort festzulegen, welcher Anteil der Quote gemäß § 12 I 
Ziff. (1) TV FlexÜ für eine Förderung verwendet wird. Für den vereinbarten Zeitraum 
reduziert sich der Anspruch bzw. die Quote für Altersteilzeit entsprechend. 
Der Gesamtwert dieser Förderung errechnet sich gemäß § 12 III Ziff. (2) TV FlexÜ:  
Für jeden 0,1 %-Punkt weniger Altersteilzeit unterhalb der Quote von 4 % sind 0,02 % 
der tariflichen Bruttoentgeltsumme des Betriebes aufzuwenden.   
 
Die Einzelheiten der Verteilung werden im Rahmen der Beratungen zu §§ 3 und 4 
zwischen Betriebsrat und Arbeitgeber erörtert und vereinbart.  
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§ 6 
Pflichten der Beschäftigten 

 
Die Beschäftigten sind verpflichtet, bei der Ermittlung des Qualifizierungsbedarfes 
mitzuwirken und an den vereinbarten Qualifizierungsgesprächen und -maßnahmen 
teilzunehmen.  
 
Beschäftigte, die an einer Qualifizierungsmaßnahme im Sinne dieses Tarifvertrages 
teilgenommen haben, sind verpflichtet, die dadurch erreichte Qualifikation einzusetzen, 
soweit die Arbeitsaufgabe dies verlangt. 
 

 
§ 7 

Konfliktregelung 
 
1. Bei Streitigkeiten zwischen Beschäftigtem und Arbeitgeber im Rahmen des 

Qualifizierungsgesprächs (§ 4) haben sich auf Antrag einer Seite Arbeitgeber und 
Betriebsrat mit der Angelegenheit zu befassen und möglichst zu einer einvernehmlichen 
Lösung zu kommen.  
 
a) Betrieblich notwendige Qualifizierung (§ 2 Ziff. (1) bis (3)) 

 
Bei weiterhin bestehenden Streitigkeiten zwischen Beschäftigtem und Arbeitgeber aus 
diesem Tarifvertrag über eine betrieblich notwendige Qualifizierung nach § 2 Ziff. (1) 
bis (3) wird in Betrieben mit mehr als 200 Beschäftigten eine paritätische Kommission 
eingerichtet, der je zwei vom Arbeitgeber und vom Betriebsrat bestellte 
Betriebsangehörige angehören. Kommt es in der paritätischen Kommission zu keiner 
Einigung, so entscheidet auf Antrag einer Betriebspartei die tarifliche Schlichtungsstelle 
gemäß § 28 Ziff. (2) MTV.  
 

b) Entwicklungsqualifizierung (§ 2 Ziff. (4)) 
 
Bei weiterhin bestehenden Streitigkeiten zwischen Beschäftigtem und Arbeitgeber aus 
diesem Tarifvertrag über eine betrieblich zweckmäßige Qualifizierung nach § 2 Ziff. (4) 
gilt Ziff. (1 a)) entsprechend, sofern eine Betriebsgröße von mehr als 50 Beschäftigten 
gegeben ist und der Beschäftigte eine Betriebszugehörigkeitszeit von mindestens 2 
Jahren erreicht hat. 

 
c) Persönliche berufliche Weiterbildung (§ 2 Ziff. (5)) 

 
Bei weiterhin bestehenden Streitigkeiten zwischen Beschäftigtem und Arbeitgeber aus 
diesem Tarifvertrag über eine persönliche berufliche Weiterbildung nach § 2 Ziff. (5) gilt 
Ziff. (1 a)) entsprechend, sofern eine Betriebsgröße von mehr als 200 Beschäftigten 
gegeben ist und der Beschäftigte eine Betriebszugehörigkeitszeit von mindestens 5 
Jahren erreicht hat. 
 
Eine streitige Entscheidung einer Schlichtungsstelle nach § 28 Ziff. (2) MTV ist in 
diesen Fällen ausgeschlossen, sofern festgestellt wird, dass der Beschäftigte eine 
Tätigkeit im Betrieb ausübt, die im besonderen betrieblichen Interesse liegt und ein 
angemessener Ersatz auf dem Arbeitsmarkt nicht rechtzeitig zu finden ist. 
 
 

2. Bei allen betriebsverfassungsrechtlichen Streitigkeiten aus diesem Tarifvertrag tritt an die 
Stelle der gesetzlichen Einigungsstelle die tarifliche Schlichtungsstelle gemäß § 28 
Ziff. (2) MTV. 
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§ 8 

Bildungsvereinbarung und Bildungskonto 
 
Die Bedingungen, zu denen eine Weiterbildungsmaßnahme gemäß § 2 Ziff. (4) 
(Entwicklungsqualifizierung) und § 2 Ziff. (5) (Persönliche berufliche Weiterbildung) 
durchgeführt wird, sind in einer Bildungsvereinbarung zwischen Beschäftigtem und 
Arbeitgeber zu beschreiben (Ziff. (1)). 
 
Für die Beschäftigten kann im Rahmen der Bildungsvereinbarung ein zweckgebundenes 
persönliches Bildungskonto errichtet werden (Ziff. (2)). Damit wird über die Auflösung eines 
vorher gebildeten Wertguthabens des Beschäftigten eine (Teil)Vergütung der 
Bildungsfreistellung ermöglicht. 
 
1. Bildungsvereinbarung 

 
Einigen sich Arbeitgeber und Beschäftigter auf die Durchführung einer 
Qualifizierungsmaßnahme im Sinne von § 2 Ziff. (4) bzw. § 2 Ziff. (5), so ist eine 
Bildungsvereinbarung schriftlich abzuschließen. 
 
In dieser Vereinbarung wird - soweit erforderlich - geregelt: 
 
- Beginn und Dauer der gesamten Maßnahme einschließlich Art, Umfang und zeitlicher 

Lage der Freistellung zum Zwecke der Weiterbildung 
- die Einrichtung und die Bedingungen eines Bildungskontos gemäß Ziff. (2) 
- Regelungen zur Entnahme von Wertguthaben des Bildungskontos zur Verstetigung 

des Einkommens während der Laufzeit der gesamten Bildungsvereinbarung 
- Freistellungszeiten auch ohne vorherige Ansparzeit und gegebenenfalls ein Abbauplan 

zur Tilgung von Zeitschulden 
- ratierlich monatliche Auszahlung der zusätzlichen Urlaubsvergütung und 

Jahressonderzahlung  
- eventuelle Maßnahmen der öffentlichen Förderung, insbesondere nach § 81 ff SGB III 

(„WeGebAU“) 
- eventuelle zusätzliche, freiwillige Leistungen des Arbeitgebers 
- die Bedingungen der Weiterbeschäftigung nach Ende bzw. Abbruch der Maßnahme 

auf seinem Arbeitsplatz oder zumutbaren gleich- oder höherwertigen Arbeitsplatz. Dies 
ist bei vorher Vollzeitbeschäftigten ein Vollzeitarbeitsplatz 

- Verrechnung der Ansprüche aus dem Gesetz zur Freistellung von der Arbeit für 
Maßnahmen der Weiterbildung (Bildungsfreistellungsgesetz) des Landes Sachsen-
Anhalt, soweit rechtlich möglich 

- Fragen der Urlaubsgewährung und -verrechnung 
 
Die Gesamtdauer der Bildungsvereinbarung beträgt höchstens sieben Jahre. 
 
Die Bildungsvereinbarung ist vor rechtsgültigem Abschluss dem Betriebsrat zur Kenntnis 
zu gegeben.  
 
Der Beschäftigte hat vor Beginn der Freistellung den Nachweis der verbindlichen 
Anmeldung zu der Bildungsmaßnahme zu erbringen, andernfalls kein Anspruch auf die 
Freistellung besteht. 
 

2. Bildungskonto (Wertguthaben) 
 
Hierfür gelten folgende Regelungen: 
 
In das - gemäß § 7d Abs. 1 SGB IV in Geld zu führende - Bildungskonto werden die in der 
Bildungsvereinbarung vereinbarten Ansparzeiten als Wertguthaben eingebucht. 
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Zusätzlich können auf Verlangen des Beschäftigten ganz oder teilweise Ansprüche auf 
zusätzliche Urlaubsvergütung und Jahressonderzahlung eingebracht werden. 
 
Sofern betrieblich Arbeitszeitkonten oder Langzeitkonten bestehen, kann der Beschäftigte 
auch Ansprüche aus diesen Konten in das Wertguthaben einbringen, soweit die 
betrieblichen Regelungen dies gestatten, jedoch nicht mehr als 152 Stunden pro Jahr. 
 
Die Arbeitsvertragsparteien können auch vereinbaren, dass ein Teil der Arbeitsleistung 
(bis zu 10 %), mit der das Wertguthaben aufgebaut werden soll, erst nach der Freistellung 
erbracht wird. Dies gilt entsprechend für eine erst spätere Verrechnung von 
Entgeltbestandteilen. 
 
Die Kontobedingungen richten sich im Übrigen nach den Vorschriften für Wertguthaben 
gemäß § 7b ff. SGB IV einschließlich der Insolvenzsicherung und den entsprechenden 
sozialversicherungsrechtlichen und steuerlichen Bestimmungen. 
 
Bei der Kontoführung ist sicherzustellen, dass die tarifliche Entgeltentwicklung 
nachvollzogen wird. 
 
In welcher Höhe der Beschäftigte aus dem vorher gebildeten Wertguthaben 
weitervergütet wird, ergibt sich aus der getroffenen Vereinbarung.  
 
Die Höhe des monatlichen Entgelts aus dem Wertguthaben ist bei einer vollständigen 
Freistellung jedenfalls so zu bemessen, dass dieses mindestens 70 % des zuletzt 
erzielten Monatsentgelts entspricht (§ 7 Abs. 1a SGB IV). 
 

3. Störfälle 
 
Eine Auszahlung eines noch bestehenden Wertguthabens erfolgt nach Anwendung der 
steuer- und sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften ausnahmsweise in folgenden 
Fällen: 
 
- bei Tod des Beschäftigten an einen anspruchsberechtigten Hinterbliebenen gemäß 

§ 11 MTV  
- bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
- bei einvernehmlicher vorzeitiger Beendigung der Bildungsfreistellungsvereinbarung 

oder fehlender Freistellung mangels Nachweises der verbindlichen Anmeldung zu der 
Bildungsmaßnahme gemäß Ziff. (1). 

 
Bestehen Zeitschulden, so sind diese von den Beschäftigten auf Verlangen des 
Arbeitgebers im Rahmen der betrieblichen, tariflichen und gesetzlichen Vorschriften 
nachzuarbeiten. Ist dies nicht möglich, erfolgt eine Verrechnung mit Entgeltansprüchen. 
 
Bei unvorhersehbaren Ereignissen (z. B. langandauernde Arbeitsunfähigkeit) ist die 
Bildungsvereinbarung ggf. anzupassen oder aufzulösen. 
 
 

§ 9 
Sonderregelung für Ausgebildete 

 
Für Ausgebildete, die nach der Ausbildung in ein unbefristetes Arbeitsverhältnis 
übernommen wurden, gilt dieser Tarifvertrag mit der Maßgabe, dass die 5-Jahresfrist in § 7 
Ziff. (1 c)) Abs.1 entfällt.  
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§ 10 
Betriebsratslose Betriebe 

 
In allen Fällen, in denen dieser Vertrag eine Einigung einschließlich Betriebsvereinbarungen 
zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat vorsieht und ein Betriebsrat im Betrieb nicht 
vorhanden ist, ist die Einigung zwischen Arbeitgeber und Beschäftigtem herbeizuführen. 
 
 
 

§ 11 
Schlussbestimmungen 

 
Durch diesen Tarifvertrag werden die Mitbestimmungsrechte des Betriebsrats nach dem 
Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG) weder eingeschränkt noch ausgeweitet und 
kündigungsschutzrechtliche Wertungen des Kündigungsschutzgesetzes (KSchG) nicht 
verändert.  
 
Unberührt bleibt bei aufwändigeren Qualifizierungsmaßnahmen die Möglichkeit einer 
vertraglichen Regelung der Arbeitsvertragsparteien im Rahmen der gesetzlichen 
Bestimmungen, für den Fall der Eigenkündigung des Beschäftigten eine 
Rückzahlungsverpflichtung (von Teilen) der Qualifikationskosten zu vereinbaren. 
 
Die Rechte der Beschäftigten nach dem Teilzeit- und Befristungsgesetz werden durch diesen 
Tarifvertrag nicht eingeschränkt.  
 
Betriebliche Regelungen zur Qualifizierung werden durch diesen Tarifvertrag nicht betroffen, 
soweit sie wertgleich zu den Bestimmungen dieses Tarifvertrages sind oder über diese 
hinausgehen. 
 
 
 

§ 12 
In-Kraft-Treten und Kündigung 

 
Dieser Tarifvertrag tritt am 1. März 2015 in Kraft.  
 
Er löst den Qualifizierungstarifvertrag vom 4. Mai 2006 ab.  
 
Dieser Tarifvertrag kann mit dreimonatiger Frist zum Quartalsende, erstmals zum  
31. Dezember 2019 gekündigt werden.  
 
 
Magdeburg, den 3. März 2015 
 
 
Verband der Metall- und Elektro-    IG Metall Bezirksleitung 
industrie Sachsen-Anhalt e.V.   Niedersachsen und Sachsen-Anhalt 
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TARIFVERTRAG BILDUNG (TV B) 
 

 
Tarifvertrag Bildung 

(TV B) 
 

vom 24. Februar 2015 
in der 

Metall- und Elektroindustrie Nordrhein-Westfalens 
 

 
Zwischen  

 
METALL NRW 

Verband der Metall- und Elektro-Industrie 
Nordrhein-Westfalen e.V. 

 
und der 

 
IG Metall 

Bezirksleitung Nordrhein-Westfalen 
 

wird folgender Tarifvertrag Bildung geschlossen: 
 
 

Präambel 
 
Die Frage der Qualifizierung und des lebenslangen Lernens ist ein Schlüssel für die Sicherung 
der Wettbewerbs- und Innovationsfähigkeit der Betriebe, der Sicherung der Arbeitsplätze 
und der Beschäftigungsfähigkeit der Arbeitnehmer im Betrieb. 
 
Die Tarifvertragsparteien setzen sich mit Blick auf die demographischen Heraus-
forderungen und die Steigerung der Attraktivität der Arbeit in der Metall- und 
Elektroindustrie gezielt dafür ein, 
• Beschäftigte auf Arbeitsplätzen mit geringen Qualifikationsanforderungen, 
• Beschäftigte, die einen zusätzlichen Abschluss für die berufliche Entwicklung anstreben 

und 
• Ausgebildete, die aufbauend auf ihrer Ausbildung einen weiteren Bildungsabschnitt 

nutzen wollen  
in ihrer beruflichen Entwicklung zu fördern. 
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§ 1 
Geltungsbereich 

 
1. räumlich: für das Land Nordrhein-Westfalen; 
 
2. fachlich: für die Betriebe der Eisen-, Metall-, Elektro- und Zentral-

heizungsindustrie (Wärme-, Lüftungs- und Gesundheitstechnik) sowie 
in Verbindung damit der kunststoffverarbeitenden Industrie 
einschließlich der Hilfs- und Nebenbetriebe und der Montagestellen, 

 wenn der Arbeitgeber einem Mitgliedsverband des Verbandes 
METALL NRW (Verband der Metall- und Elektro-Industrie Nordrhein-
Westfalen e.V.) angehört; 

  
3. persönlich: für die Beschäftigten dieser Betriebe, die dem persönlichen 

Geltungsbereich des Entgeltrahmenabkommens unterfallen, sowie 
die Auszubildenden im Sinne der §§ 10 und 11 des 
Berufsbildungsgesetzes,  
wenn sie Mitglied der IG Metall sind. 
 
 

§ 2 
Qualifizierung 

 
Qualifizierung im Sinne dieses Tarifvertrages sind betrieblich notwendige (Nr. 1 bis 3), 
betrieblich zweckmäßige (Nr. 4) sowie persönliche berufliche Weiterbildungsmaßnahmen 
(Nr. 5), die dazu dienen: 
 
1. die ständige Fortentwicklung des fachlichen, methodischen und sozialen Wissens im 

Rahmen des eigenen Aufgabengebietes nachvollziehen zu können 
(Erhaltungsqualifizierung), oder 

 
2. veränderte Anforderungen im eigenen Aufgabengebiet erfüllen zu können 

(Anpassungsqualifizierung), oder 
 
3. beim Wegfall von Arbeitsaufgaben eine andere gleichwertige oder höherwertige 

Arbeitsaufgabe für einen durch den jeweiligen Beschäftigten im Betrieb zu besetzenden 
Arbeitsplatz übernehmen zu können (Umqualifizierung), oder 

 
4. eine andere höherwertige Arbeitsaufgabe im Betrieb übernehmen zu können 

(Entwicklungsqualifizierung), oder 
 
5. die berufliche Entwicklung der Beschäftigten zu fördern. Diese Qualifizierung ist zwar im 

Grundsatz dazu geeignet, eine Tätigkeit im freistellenden Betrieb oder Unternehmen 
ausüben zu können; es besteht jedoch aufgrund der aktuellen Beschäftigungssituation 
kein betrieblicher Bedarf für derartige Weiterbildungsmaßnahmen (Persönliche 
berufliche Weiterbildung). 
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§ 3  

Feststellung des betrieblichen und persönlichen Qualifikationsbedarfs 
 
1. Unterrichtung über Veränderungen  

 
Der Arbeitgeber unterrichtet den Betriebsrat gemäß §§ 90 ff. BetrVG über die Planung 
von technischen Anlagen, die Änderung von Arbeitsverfahren und Arbeitsabläufen oder 
deren Neueinführung oder die Änderung von Arbeitsplätzen rechtzeitig unter Vorlage der 
erforderlichen Unterlagen. Der Betriebsrat kann hierbei eigene Vorschläge gem. § 92 a 
BetrVG einbringen. 
 

2. Betrieblicher Qualifikationsbedarf 
 
Auf der Grundlage der geplanten und erwarteten Veränderungen des Betriebes ist der 
künftige betriebliche Qualifikationsbedarf vom Arbeitgeber festzustellen und mit dem 
Betriebsrat zu beraten. Dabei ist insbesondere die Sicherung und Förderung der 
Beschäftigung von an- und ungelernten Beschäftigten zu berücksichtigen. 

 
Bei diesen Beratungen sind gemäß § 92 BetrVG anhand des gegenwärtigen und des 
künftigen Personalbedarfs Maßnahmen der Qualifizierung darzustellen und der 
Betriebsrat anhand von Unterlagen rechtzeitig und umfassend zu unterrichten. 
 

3. Persönlicher Qualifikationsbedarf 
 
Hinsichtlich der Maßnahmen gemäß § 2 Nr. 5 (Persönliche berufliche Weiterbildung) soll 
der Betriebsrat mindestens einmal jährlich Weiterbildungswünsche der Beschäftigten 
ermitteln und diese dokumentieren. 
 

4. Vorschläge des Betriebsrates 
 
Der Betriebsrat kann dem Arbeitgeber Vorschläge für die Einführung von Maßnahmen 
und ihre Durchführung machen. 
 
Zu diesen Beratungen können die Betriebsparteien im Rahmen der gesetzlichen 
Bestimmungen Sachverständige hinzuziehen. 
 

5. Qualifizierungsplan 
 
Arbeitgeber und Betriebsrat sollen auf Grundlage der Erkenntnisse von Nr. 3.1 bis 3.4 
einen jährlichen Qualifizierungsplan vereinbaren. 
 
Arbeitgeber und Betriebsrat haben darauf zu achten, dass unter Berücksichtigung der 
betrieblichen Notwendigkeiten den Beschäftigten die Teilnahme an betrieblichen oder 
außerbetrieblichen Qualifikationsmaßnahmen ermöglicht wird.  
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Dabei sollen nach Möglichkeit und Notwendigkeit spezielle Programme und 
abschlussorientierte Weiterbildungen zur Qualifizierung an- und ungelernter 
Beschäftigter vereinbart werden. 
Sie haben dabei auch die Belange älterer Beschäftigter, Teilzeitbeschäftigter und von 
Beschäftigten mit Familienpflichten zu berücksichtigen. 
 
Falls aufgrund von geplanten oder durchgeführten Maßnahmen des Arbeitgebers sich 
Tätigkeiten der betroffenen Beschäftigten ändern und ihre beruflichen Kenntnisse und 
Fähigkeiten zur Erfüllung ihrer Aufgaben nicht mehr ausreichen, hat der Betriebsrat bei 
der Einführung von Qualifizierungsmaßnahmen gem. § 97 Abs. 2 BetrVG 
mitzubestimmen. 
 
 

§ 4 
Individuelle Qualifizierungsgespräche 

 
1. Organisation durch die Betriebsparteien 

 
Auf der Grundlage des gemäß § 3 festgestellten betrieblichen und persönlichen 
Qualifizierungsbedarfs bzw. des vereinbarten Qualifizierungsplans vereinbaren die 
Betriebsparteien regelmäßige oder Anlass bezogene Gespräche der Beschäftigten mit 
dem Arbeitgeber. Wird betrieblich nichts anderes geregelt, sind die Gespräche jährlich zu 
führen.  
 
Diese Gespräche können auch als Gruppengespräche durchgeführt werden. Sie können 
auch im Rahmen anderer Personalgespräche (z. B. im Rahmen der Leistungsbeurteilung 
oder Zielvereinbarung) geführt werden. 
 

2. Persönliches Gespräch 
 
In dem Qualifizierungsgespräch wird zwischen Beschäftigtem und Arbeitgeber gemeinsam 
festgestellt, ob und welcher konkrete individuelle Qualifizierungsbedarf besteht und wie 
dieser umgesetzt werden kann. Hierzu soll der Beschäftigte konkrete Vorschläge machen.  
 
Soweit ein individueller Qualifizierungsbedarf anerkannt wird, werden die notwendigen 
Qualifizierungsmaßnahmen und ihre Durchführung vereinbart.  
Zur Vereinbarung der Qualifizierungsmaßnahmen gehört ggf. auch die Festlegung von 
Prioritäten zwischen notwendigen Qualifizierungsmaßnahmen. 
 
Der Beschäftigte kann bei der Erörterung ein Mitglied des Betriebsrats hinzuziehen. 
 
Wird zwischen Beschäftigtem und Arbeitgeber kein Einvernehmen über den 
Qualifizierungsbedarf, die daraus resultierenden notwendigen 
Qualifizierungsmaßnahmen oder den Inhalt der Bildungsvereinbarung gemäß § 8 erzielt, 
gelten § 6 und § 7 Nr. 1. 
 
Steht fest, dass Beschäftigte in der gesetzlichen Elternzeit und in Kindererziehungszeiten 
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zu einem bestimmten Zeitpunkt in den Betrieb zurückkehren, wird auch mit ihnen ein 
solches Gespräch vereinbart. Eine evtl. daraus resultierende Maßnahme soll nach 
Möglichkeit vor Rückkehr durchgeführt werden. 
 
 

§ 5 
Durchführung der Qualifizierung 

 
1. Allgemeine Bestimmungen 

 
Qualifizierungsmaßnahmen im Sinne dieses Tarifvertrages sind zeitlich, inhaltlich 
abgegrenzte und beschriebene Maßnahmen. Sie sind nicht mit der Festlegung auf 
bestimmte Methoden verbunden und können arbeitsplatznah („training on the job“) oder 
in anderen internen und externen Maßnahmen durchgeführt werden. 
 
Die Durchführungskosten der Maßnahmen im Sinne von § 2 Nr. 1 bis 4 werden - soweit 
sie nicht von Dritten übernommen werden - vom Arbeitgeber getragen. 
Die Durchführungskosten von Maßnahmen im Sinne von § 2 Nr. 5 trägt - soweit sie nicht 
von Dritten übernommen werden - grundsätzlich der Beschäftigte. 
 
Die Teilnahme an einer Qualifizierungsmaßnahme gem. § 2 Nr. 1 bis 4 wird vom 
Arbeitgeber dokumentiert und dem Beschäftigten in Textform bestätigt. 
 

2. Beteiligung des Betriebsrates 
 
Der Betriebsrat bestimmt bei der Durchführung der Qualifizierungsmaßnahmen im 
Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen mit. 
 
Betriebsrat und Arbeitgeber stellen verbindlich fest, welche Form der betrieblichen 
Qualifizierung gemäß § 2 vorliegt. Im Falle der Nichteinigung gilt § 7 Nr. 2 entsprechend. 
 
Der Arbeitgeber berichtet dem Betriebsrat regelmäßig - mindestens jährlich - über die 
umgesetzten Weiterbildungsmaßnahmen.  
 
Arbeitgeber und Betriebsrat prüfen und unterstützen gemeinsam Anträge auf öffentliche 
Förderung, insbesondere solche gemäß § 81 ff SGB III (WeGebAU). 
 

3. Qualifizierungszeit 
 
a) Betrieblich notwendige Qualifizierungen (§ 2 Nr. 1 bis 3) 
 

Die erforderliche Qualifizierungszeit gilt als zuschlagsfrei zu vergütende oder durch 
bezahlte Freistellung auszugleichende Arbeitszeit im Sinne der tariflichen 
Bestimmungen. Die Bestimmungen des § 5 II. EMTV zur zu vergütenden Reisezeit 
gelten entsprechend. Qualifizierungs- und Reisezeiten müssen nicht auf 
Arbeitszeitkonten gutgeschrieben werden. 
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b) Entwicklungsqualifizierungen (§ 2 Nr. 4) 
 

Von der erforderlichen Qualifizierungszeit sind grundsätzlich 50 % bezahlte Arbeitszeit 
entsprechend a) und 50 % vom Beschäftigten als Eigenanteil in Form von zusätzlicher 
unbezahlter Arbeitszeit einzubringen.  
Einzelheiten hierzu regelt § 8 (Bildungsvereinbarung und persönliches Bildungskonto). 
Von den Betriebsparteien soll in begründeten Einzelfällen auf Verlangen des 
Beschäftigten ein geringerer Eigenanteil festgelegt werden, wenn ein überwiegender 
betrieblicher Nutzen zu erwarten ist. Ebenso soll von den Betriebsparteien in 
begründeten Einzelfällen auf Verlangen des Arbeitgebers ein höherer Eigenanteil des 
Beschäftigten festgelegt werden, wenn kein überwiegend betrieblicher Nutzen zu 
erwarten ist. 
Die nachstehend unter 1 c) bestimmten Regelungen zur Bildungsteilzeit, Ausscheidens-
vereinbarung und Förderung finden im Hinblick auf den Eigenanteil des Beschäftigten 
entsprechende Anwendung.  
 

c) Persönliche berufliche Weiterbildung (§ 2 Nr. 5) 
 

Bildungsteilzeit 
Die Teilnahme an Maßnahmen der Persönlichen beruflichen Weiterbildung findet 
außerhalb der Arbeitszeit statt. 
Im Wege einer Bildungsvereinbarung gem. § 8 können die Arbeitsvertragsparteien eine 
unbezahlte Freistellung (Teilzeit, ggf. mit monatlicher Aufzahlung) regeln oder eine aus 
einem Wertguthaben (teil-)bezahlte Freistellung vereinbaren (z. B. über verblockte 
Teilzeit).  
 

Ausscheidensvereinbarung 
Sofern dies durch die Art der Maßnahme der Persönlichen beruflichen Weiterbildung 
geboten ist, kann zwischen dem Beschäftigten und dem Arbeitgeber eine 
Ausscheidensvereinbarung getroffen werden bei gleichzeitiger 
Wiedereinstellungszusage auf dem vorherigen oder einem zumutbaren gleich- oder 
höherwertigen Arbeitsplatz. Dieser ist bei vorher Vollzeitbeschäftigten ein 
Vollzeitarbeitsplatz. 
 

Förderung 
Soweit sich die Betriebsparteien auf eine freiwillige Betriebsvereinbarung nach § 14.2 
TV FlexÜ einigen, ist dort festzulegen, welcher Anteil der Quote gem. § 12.1.1 TV FlexÜ 
für eine Förderung verwendet wird. Für den vereinbarten Zeitraum reduziert sich der 
Anspruch, bzw. die Quote für Altersteilzeit entsprechend. 
Der Gesamtwert dieser Förderung errechnet sich gem. § 12.3.2 Abs. 2 TV FlexÜ: Für 
jeden 0,1 %-Punkt weniger Altersteilzeit unterhalb der Quote von 4 % sind 0,02 % der 
tariflichen Bruttoentgeltsumme des Betriebes aufzuwenden.  
 
Die Einzelheiten der Verteilung werden im Rahmen der Beratungen zu §§ 3 und 4 
zwischen Betriebsrat und Arbeitgeber erörtert und vereinbart.  
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§ 6 
Pflichten der Beschäftigten 

 
Die Beschäftigten sind verpflichtet, bei der Ermittlung des Qualifizierungsbedarfes 
mitzuwirken und an den vereinbarten Qualifizierungsgesprächen und -maßnahmen 
teilzunehmen. 
 
Lehnt der Beschäftigte die Teilnahme an einer für ihn vereinbarten 
Qualifizierungsmaßnahme gem. § 2 Nr. 1 bis 4 ohne wichtigen Grund ab, so kommen für ihn 
die Bestimmungen der §§ 2, 3 und 4 des Tarifvertrages zur Entgeltsicherung in der Folge 
(einmalig) nicht zur Anwendung. Im Übrigen gelten die Rechte und Pflichten aus dem 
Arbeitsvertrag.  
 
Beschäftigte, die an einer Qualifizierungsmaßnahme im Sinne dieses Tarifvertrages 
teilgenommen haben, sind verpflichtet, die dadurch erreichte Qualifikation einzusetzen, 
soweit die Arbeitsaufgabe dies verlangt. 
 
 

§ 7 
Konfliktregelung 

 
1. Bei Streitigkeiten zwischen Beschäftigtem und Arbeitgeber im Rahmen des 

Qualifizierungsgesprächs (§ 4) haben sich auf Antrag einer Seite Arbeitgeber und 
Betriebsrat mit der Angelegenheit zu befassen und möglichst zu einer einvernehmlichen 
Lösung zu kommen.  
 
a) Betrieblich notwendige Qualifizierung (§ 2 Nr. 1 bis 3) 

 

Bei weiterhin bestehenden Streitigkeiten zwischen Beschäftigtem und Arbeitgeber aus 
diesem Tarifvertrag über eine betrieblich notwendige Qualifizierung nach § 2 Nr. 1 bis 
3 wird eine paritätische Kommission eingerichtet, der je zwei vom Arbeitgeber und 
vom Betriebsrat bestellte Betriebsangehörige angehören. Kommt es in der 
paritätischen Kommission zu keiner Einigung, so entscheidet auf Antrag einer 
Betriebspartei - nach Durchführung des tariflichen Vorverfahrens - die tarifliche 
Einigungsstelle gem. § 24 EMTV. 
 

b) Entwicklungsqualifizierung (§ 2 Nr. 4) 
 

Bei weiterhin bestehenden Streitigkeiten zwischen Beschäftigtem und Arbeitgeber aus 
diesem Tarifvertrag über eine betrieblich zweckmäßige Qualifizierung nach § 2 Nr. 4 
gilt Nr. 1 a) entsprechend, sofern eine Betriebsgröße von mehr als 50 Beschäftigten 
gegeben ist und der Beschäftigte eine Betriebszugehörigkeitszeit von mindestens 2 
Jahren erreicht hat. 

 
c) Persönliche berufliche Weiterbildung (§ 2 Nr. 5) 

 

Bei weiterhin bestehenden Streitigkeiten zwischen Beschäftigtem und Arbeitgeber aus 
diesem Tarifvertrag über eine Persönliche berufliche Weiterbildung nach § 2 Nr. 5 gilt 
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Nr. 1 a) entsprechend, sofern eine Betriebsgröße von mehr als 200 Beschäftigten 
gegeben ist und der Beschäftigte eine Betriebszugehörigkeitszeit von mindestens fünf 
Jahren erreicht hat. 
 

Eine streitige Entscheidung einer Einigungsstelle nach § 24 EMTV ist in diesen Fällen 
ausgeschlossen, sofern festgestellt wird, dass der Beschäftigte eine Tätigkeit im Betrieb 
ausübt, die im besonderen betrieblichen Interesse liegt und ein angemessener Ersatz 
auf dem Arbeitsmarkt nicht rechtzeitig zu finden ist. 
 

2. Bei allen betriebsverfassungsrechtlichen Streitigkeiten aus diesem Tarifvertrag tritt an die 
Stelle der gesetzlichen Einigungsstelle - nach Durchführung des tariflichen Vorverfahrens - 
die tarifliche Einigungsstelle gemäß § 24 EMTV. 

 
 

§ 8 
Bildungsvereinbarung und Bildungskonto 

 
Die Bedingungen, zu denen eine Weiterbildungsmaßnahme gemäß § 2 Nr. 4 
(Entwicklungsqualifizierung) und § 2 Nr. 5 (Persönliche berufliche Weiterbildung) 
durchgeführt wird, sind in einer Bildungsvereinbarung zwischen Beschäftigtem und 
Arbeitgeber zu beschreiben (Nr. 1). 
 
Für die Beschäftigten kann im Rahmen der Bildungsvereinbarung ein zweckgebundenes 
persönliches Bildungskonto errichtet werden (Nr. 2). Damit wird über die Auflösung eines 
vorher gebildeten Wertguthabens des Beschäftigten eine (Teil)Vergütung der 
Bildungsfreistellung ermöglicht. 
 
1. Bildungsvereinbarung 

 
Einigen sich Arbeitgeber und Beschäftigter auf die Durchführung einer 
Qualifizierungsmaßnahme im Sinne von § 2 Nr. 4 bzw. § 2 Nr. 5, so ist eine 
Bildungsvereinbarung schriftlich abzuschließen. 
 
In dieser Vereinbarung wird - soweit erforderlich - geregelt: 
 
- Beginn und Dauer der gesamten Maßnahme einschließlich Art, Umfang und zeitlicher 

Lage der Freistellung zum Zwecke der Weiterbildung 
- die Einrichtung und die Bedingungen eines Bildungskontos gem. Nr. 2 
- Regelungen zur Entnahme von Wertguthaben des Bildungskontos zur Verstetigung des 

Einkommens während der Laufzeit der gesamten Bildungsvereinbarung 
- Freistellungszeiten auch ohne vorherige Ansparzeit und gegebenenfalls ein Abbauplan 

zur Tilgung von Zeitschulden 
- ratierlich monatliche Auszahlung der zusätzlichen Urlaubsvergütung und 

Jahressonderzahlung  
- eventuelle Maßnahmen der öffentlichen Förderung, insbesondere nach § 81 ff SGB III 

(„WeGebAU“) 
- eventuelle zusätzliche, freiwillige Leistungen des Arbeitgebers 
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- die Bedingungen der Weiterbeschäftigung nach Ende bzw. Abbruch der Maßnahme auf 
seinem Arbeitsplatz oder zumutbaren gleich- oder höherwertigen Arbeitsplatz. Dies ist 
bei vorher Vollzeitbeschäftigten ein Vollzeitarbeitsplatz 

- Verrechnung der Ansprüche aus dem AwbG NRW, soweit rechtlich möglich 
- Fragen der Urlaubsgewährung und -verrechnung 
 
Die Gesamtdauer der Bildungsvereinbarung beträgt höchstens sieben Jahre. 
 
Die Bildungsvereinbarung ist vor rechtsgültigem Abschluss dem Betriebsrat zur Kenntnis 
zu gegeben.  
 
Der Beschäftigte hat vor Beginn der Freistellung den Nachweis der verbindlichen 
Anmeldung zu der Bildungsmaßnahme zu erbringen, andernfalls kein Anspruch auf die 
Freistellung besteht. 
 

2. Bildungskonto (Wertguthaben) 
 
Hierfür gelten folgende Regelungen: 
 
In das - gem. § 7d Abs. 1 SGB IV in Geld zu führende - Bildungskonto werden die in der 
Bildungsvereinbarung vereinbarten Ansparzeiten als Wertguthaben eingebucht. 
 
Zusätzlich können auf Verlangen des Beschäftigten ganz oder teilweise  Ansprüche auf 
zusätzliche Urlaubsvergütung und Jahressonderzahlung eingebracht werden. 
 
Sofern betrieblich Arbeitszeitkonten oder Langzeitkonten bestehen, kann der 
Beschäftigte auch Ansprüche aus diesen Konten in das Wertguthaben einbringen, soweit 
die betrieblichen Regelungen dies gestatten, jedoch nicht mehr als 152 Stunden pro Jahr. 
 
Die Arbeitsvertragsparteien können auch vereinbaren, dass ein Teil der Arbeitsleistung 
(bis zu 10 %), mit der das Wertguthaben aufgebaut werden soll, erst nach der Freistellung 
erbracht wird. Dies gilt entsprechend für eine erst spätere Verrechnung von 
Entgeltbestandteilen 
 
Die Kontobedingungen richten sich im Übrigen nach den Vorschriften für Wertguthaben 
gemäß § 7b ff. SGB IV einschließlich der Insolvenzsicherung und den entsprechenden 
sozialversicherungsrechtlichen und steuerlichen  Bestimmungen. 
 
Bei der Kontoführung ist sicherzustellen, dass die tarifliche Entgeltentwicklung 
nachvollzogen wird. 
 
In welcher Höhe der Beschäftigte aus dem vorher gebildeten Wertguthaben 
weitervergütet wird, ergibt sich aus der getroffenen Vereinbarung.  
Die Höhe des monatlichen Entgelts aus dem Wertguthaben ist bei einer vollständigen 
Freistellung jedenfalls so zu bemessen, dass dieses mindestens 70 % des zuletzt erzielten 
Monatsentgelts entspricht (§ 7 Abs. 1a SGB IV). 
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3. Störfälle 
 
Eine Auszahlung eines noch bestehenden Wertguthabens erfolgt nach Anwendung der 
steuer- und sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften ausnahmsweise in folgenden 
Fällen: 
 
- bei Tod des Beschäftigten an einen anspruchsberechtigten Hinterbliebenen gemäß 

§ 22 EMTV, 
- bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
- bei einvernehmlicher vorzeitiger Beendigung der Bildungsfreistellungsvereinbarung 

oder fehlender Freistellung mangels Nachweises der verbindlichen Anmeldung zu der 
Bildungsmaßnahme gem. Nr. 1. 

 
Bestehen Zeitschulden, so sind diese von den Beschäftigten auf Verlangen des 
Arbeitgebers im Rahmen der betrieblichen, tariflichen und gesetzlichen Vorschriften 
nachzuarbeiten. Ist dies nicht möglich, erfolgt eine Verrechnung mit Entgeltansprüchen. 
 
Bei unvorhersehbaren Ereignissen (z.B. langandauernde Arbeitsunfähigkeit) ist die 
Bildungsvereinbarung ggf. anzupassen oder aufzulösen. 
 
 

§ 9 
Sonderregelung für Ausgebildete 

 
 
Für Ausgebildete, die nach der Ausbildung in ein unbefristetes Arbeitsverhältnis 
übernommen wurden, gilt dieser Tarifvertrag mit der Maßgabe, dass die 5-Jahresfrist in § 7 
Nr.1 c) Abs.1 entfällt.  
 
Für Übernahmefälle, auf die dieser Tarifvertrag nicht angewendet werden kann, finden die 
Regelungen des Tarifvertrages Zukunft in Bildung entsprechend weiter Anwendung. 
 
 

§ 10 
Betriebsratslose Betriebe 

 
In allen Fällen, in denen dieser Vertrag eine Einigung einschließlich Betriebsvereinbarungen 
zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat vorsieht und ein Betriebsrat im Betrieb nicht 
vorhanden ist, ist die Einigung zwischen Arbeitgeber und Beschäftigtem herbeizuführen. 
 
 
 

§ 11 
Schlussbestimmungen 

 
Durch diesen Tarifvertrag werden die Mitbestimmungsrechte des Betriebsrats nach dem 
BetrVG weder eingeschränkt noch ausgeweitet und kündigungsschutzrechtliche Wertungen 
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des KschG nicht verändert.  
 
Unberührt bleibt bei aufwändigeren Qualifizierungsmaßnahmen die Möglichkeit einer 
vertraglichen Regelung der Arbeitsvertragsparteien im Rahmen der gesetzlichen 
Bestimmungen, für den Fall der Eigenkündigung des Beschäftigten eine 
Rückzahlungsverpflichtung (von Teilen) der Qualifikationskosten zu vereinbaren. 
 
Die Rechte der Beschäftigten nach dem Teilzeit- und Befristungsgesetz werden durch diesen 
Tarifvertrag nicht eingeschränkt.  
 
Betriebliche Regelungen zur Qualifizierung werden durch diesen Tarifvertrag nicht betroffen, 
soweit sie wertgleich zu den Bestimmungen dieses Tarifvertrages sind oder über diese 
hinausgehen. 
 
 

§ 12 
In-Kraft-Treten und Kündigung 

 
Dieser Tarifvertrag tritt am 1. März 2015 in Kraft.  
 
Er löst den Tarifvertrag zur Qualifizierung (TV Q) vom 22. April 2006 ab.  
 
Er löst auch den Tarifvertrag Zukunft in Bildung (TV ZiB) vom 30. Juni 2010 ab. Die nach 
diesem Tarifvertrag begonnenen Maßnahmen werden unverändert nach den bisherigen 
Regelungen des TV ZiB fortgeführt.  
 
Dieser Tarifvertrag kann mit dreimonatiger Frist zum Quartalsende, erstmals zum 31. 
Dezember 2019, gekündigt werden.  
 
Düsseldorf, den 24. Februar 2015 
 

METALL NRW 
Verband der Metall- und Elektro-Industrie 

Nordrhein-Westfalen e.V. 
 

 
IG Metall 

Bezirksleitung Nordrhein-Westfalen 
 
 



Zwischen 

METALL NRW 
Verband der Metall- und Elektro-Industrie 

Nordrhein-Westfalen e.V. 

und der 

IG Metall 
Bezirksleitung Nordrhein-Westfalen 

- handelnd für die Gewerkschaft ver.di -

wird folgende 

Zusatzvereinbarung 
zum 

Tarifvertrag Bildung ( TV B} 
in der Metall- und Elektroindustrie Nordrhein-Westfalens 

vom 24. Februar 2015 

geschlossen: 

1. Der oben bezeichnete Tarifvertrag gilt im Rahmen seines fachlichen, räumlichen und 
sonstigen persönlichen Geltungsbereiches auch für die Mitglieder der ehemaligen DAG, 
die seit dem 2. Juli 2001 Mitglied der Gewerkschaft ver.di sind. 

2. Die Bestimmungen des oben bezeichneten Tarifvertrages zur Laufzeit (In-Kraft-Treten 
und Kündigung) gelten auch für diese Zusatzvereinbarung. 
Eine Kündigung des oben bezeichneten Tarifvertrages gilt als Kündigung dieser 
Zusatzvereinbarung zum gleichen Zeitpunkt . 

Düsseldorf, den 24. Februar 2015 

METALL NRW 
Verband der Metall- und Elektro-Industrie 

Nordrhein-Westfalen e.V. 

IG Metall 
Bezirksleitung Nordrhein-Westfalen 

- handelnd für die Gewerkschaft ver.di -
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